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Der Vorschlag für ein einheitliches Steuergesetzbuch ist kühn, aber notwendig. 
Das deutsche Steuerrecht wird gegenwärtig nicht mehr verstanden, kann damit 
auch nicht als gerecht empfunden werden.
Die Demokratie wählt regelmäßig ein Parlament, damit es bessere Gesetze 
mache. Allerdings nimmt jeder bei der Vielzahl von Privilegien- und Lenkungs-
tatbeständen einige Vergünstigungen in Anspruch, die er nicht missen möchte. 
Deswegen bedarf es der Aufklärung, dass bei Wegfall aller Vergünstigungen und 
entsprechender Absenkung der Steuersätze die meisten Steuerpflichtigen in der 
Belastungswirkung nicht schlechter stehen, die Familien besser gestellt werden, 
die Steuergestalter in die gleichheitsgerecht bemessene Last gewiesen werden, 
alle aber ein Stück Freiheit gewinnen, weil sie sich kaum noch mit dem Steuer-
recht beschäftigen müssen.
Auf dieser Grundlage erläutert der Beitrag Ziele und Möglichkeiten einer 
grundlegenden Steuerreform, die nicht nur zur Vereinfachung, sondern auch zu 
einer größeren Gerechtigkeit des Steuerrechts führen soll. Die Einzelsteuern sind 
so auszuführen, dass der Steuerpflichtige den rechtfertigenden Belastungsgrund 
der Steuer erkennt, die Steuer in ihrer Struktur und Belastungswirkung verstehen 
kann. 

Markus Küßner
Öffentliche Betriebswirtschaftslehre . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 446
Gegenstand dieser Darstellung ist die Rentenrechnung mit Hilfe der Finanz-
mathematik. Anhand von vereinfachten Beispielaufgaben wird u.a. erklärt, wie 
die finanzmathematischen Faktoren in Verbindung mit den Sterbetafeln ange-
wendet werden. Hierzu werden auch kurz die Systematik der Sterbetafeln und 
die finanzmathematischen Faktoren erläutert, wobei letztere in drei Gruppen 
systematisiert werden können, nämlich Einmalfaktoren, Summenfaktoren und 
Verteilfaktoren. Bei den Beispielen wird die durchschnittliche Lebenserwartung 
als Richtwert für die Laufzeit der Verpflichtung und damit für eine überschlägige 
Berechnung herangezogen.

Peter Eichhorn
ABC-Glossar-XYZ  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 453
Hier wird das Glossar zu wichtigen Begriffen der Verwaltungssprache fortge-
setzt.

Fallbearbeitungen
Thomas Rau/Falko Schuster
Grundlagen der ÖBWL .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 455
Im Rahmen der Einführung in die ÖBWL geht es u.a. um die Begriffe „Liqui-
dität“ und „Finanzierung“, beim Thema Planungs- und Entscheidungstechniken 
u.a. um Häufigkeitsverteilungen, arithmetisches Mittel und Standardabwei-
chungen. Beim Oberthema „Statistik“ sind die Anforderungen an Stichproben 
sowie die Begriffe „Punktschätzung“ und „Intervallschätzung“ zu erläutern. 
Abschließend ist ein Beispielsfall zur Investitionsrechnung zu lösen.

Thomas Kulle
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Gegenstand dieser Klausur sind Leistungen nach dem SBG II für eine Familie. 
Der Fall ist Anfang 2011 an der FHöV NRW als dreistündige Klausur im Fach 
Sozialrecht ausgegeben worden.

Marc Wagner
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Bei dieser Fallbearbeitung geht es u.a. um Widerspruch, Klage und einstweiligen 
Rechtsschutz. Zu erörtern sind auch die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, ihre Merkmale sowie insbesondere die Merkmale einer Stiftung anhand 
eines konkreten Beispiels.
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

der Bund-Länder-Ausschuss (BLA) „Gewerberecht“ hat sich auf seiner 106. Tagung 
im November 2009 wieder einmal mit dem Thema Prostitution und „Prostitutionsstät-
ten“ befasst (s. Bericht von Schönleiter u. Stenger, GewArch 2010, S. 61). 

Der Ausschuss- bestehend aus Vertretern des Bundeswirtschaftsministeriums und 
der Landesministerien – hat einstimmig beschlossen:

1) �Prostitution ist kein Beruf wie jeder andere und die Prostitutionsausübung ist kein 
Gewerbe.

2) �„Prostitutionsstätten“ (gemeint sind wohl Bordelle) werden von der Gewerbeord-
nung (GewO) nicht erfasst. 

Die Begründung lautet: Die GewO stelle kein geeignetes Instrument dar, um den 
Schutz der Prostituierten zu verbessern. Im Rahmen einer anderenfalls nötigen Zuver-
lässigkeitsprüfung könnten in diesem Bereich Strohmannverhältnisse in der Regel nicht 
aufgedeckt werden. 

Seit dem 1. Januar 2002 ist das Prostitutionsgesetz (ProstG) in Kraft. Zunehmend hat 
sich seitdem der Standpunkt durchgesetzt, dass dieses Gesetz auch Auswirkungen im 
Gewerberecht habe und deshalb bei unentgeltlichen sexuellen Handlungen nicht mehr 
automatisch von Unsittlichkeit bzw. Sittenwidrigkeit ausgegangen werden dürfe (s. z. B. 
Pöltl, Gaststättenrecht, 5. Aufl. 2003, § 4 Rn. 64). Unbeirrt hält demgegenüber Pauly 
an der bisherigen Linie fest, wonach Prostitution sittenwidrig und demgemäß nicht als 
Gewerbe einzustufen sei (Michel/Kienzle/Pauly, Das Gaststättengesetz, 14. Aufl. 2003, 
§ 4 Rn. 16b). Auf diese überkommene Linie hat sich jetzt der BLA verständigt. Für 
Bordellbetreiber entfällt danach die Anzeigepflicht nach § 14 GewO, ambulant tä-
tige Prostituierte benötigen keiner Reisegewerbekarte und eine Gaststättenerlaubnis 
für die Verabreichung von Alkohol in „Steigenzimmern“ darf wegen „Unsittlichkeit“  
(§ 4 Abs. 1 Nr. 1 GastG) nicht erteilt werden. Für das älteste Gewerbe der Welt ist nur das 
vergleichsweise grobschlächtige allgemeine Polizei- und Ordnungsrecht maßgebend. 

Nun mag man dies in Kauf nehmen, wenn gute Gründe für die Auffassung des BLA 
sprechen.

Das ist aber mehr als zweifelhaft. Die GewO und das Gaststättenrecht ermöglichen den 
Behörden eine umfassende Überwachung der Gewerbeausübung in räumlicher und perso-
neller Hinsicht. Die – notfalls erzwingbare – Gewerbeanzeige gibt der Behörde Aufschluss 
über Zahl und Art der Gewerbetriebe und ermöglicht eine wirksame Überwachung.

§ 22 GastG ermächtigt die Gaststättenbehörden zu umfangreichen Kontrollmaßnahmen.
Warum diese und andere Regelungen kein geeignetes Instrument sein sollen, um 

den Schutz der in Bordellen und bordellartigen Betrieben beschäftigten Prostituierten 
zu verbessern, bleibt Geheimnis des Ausschusses. Auch solche Betriebe dürfen ver-
nünftigerweise nicht von unzuverlässigen Personen geführt werden. Rechtsprechung 
und Praxis haben zahlreiche Kriterien für die Feststellung der (Un-) Zuverlässigkeit 
entwickelt. Sie passen auch für Bordellbetreiber und selbständig tätige Prostituierte. Wer 
z. B. wegen eines Gewaltdelikts vorbestraft ist, ist nicht geeignet, einen solchen Betrieb 
zu führen. Es mag zutreffen, dass im „Milieu“ Strohmannverhältnisse nicht selten sind. 
Strohmannverhältnisse sind aber keine Besonderheit von Rotlichtbetrieben. Wo ein 
solcher Verdacht besteht, ist dem nachzugehen. Es mag weiter stimmen, dass Stroh-
mannverhältnisse in diesem Bereich nur schwer aufklärbar sind. Praktische Vollzugspro-
bleme taugen indessen nur sehr begrenzt als rechtsdogmatisches Argument. Niemand 
ist bisher auf die Idee gekommen, Einnahmen im Rotlichtmilieu nicht zu besteuern, weil 
die Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens nicht ganz einfach ist. Die Finanz-
behörden haben vielmehr recht pragmatische Besteuerungsregeln entwickelt, mit der 
beide Seiten offenbar leben können. 

Auch die Gewerberechtsbehörden sind in der Lage, das ProstG zu handhaben (Pöltl, 
a. a. O., § 4 Rn. 69). Es ist an der Zeit, auch auf diesem Gebiet Rechtspositionen, über 
die die Zeit (und der Gesetzgeber: ProstG!) längst hinweggegangen sind, zu räumen!

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Abhandlungen

Der Reformauftrag

Die Steuer ist die Gemeinlast, die allen Inländern je nach ihrer finan-
ziellen Leistungsfähigkeit gleich auferlegt wird. Doch oft verfehlt 
das Steuerrecht die gleichheitsgebotene Unausweichlichkeit, weil 
das Steuerrecht seine Kassenhäuschen zwar an den Normalwegen 
aufstellt, auf denen die Wirtschaftenden sich bewegen, der Steuer-
pflichtige hingegen durch zivilrechtliche Gestaltungen sein Wirt-
schaften auf Nebenwege verlegt, auf denen er sein wirtschaftliches 
Ziel gleichermaßen erreicht, die Zahlstellen des Steuerstaates aber 
vermeiden kann. Wenn ein Wirtschaftsgut durch Niedrigbewertung 
oder überhöhte Abschreibungen unter Wert ausgewiesen wird, die 
Zurechnung von Einkunftsquellen zu Unternehmen oder Privatver-
mögen gewählt, auch auf einen geringverdienenden Angehörigen 
übertragen werden kann, wenn die Wahl der Gesellschaftsform die 
Höhe der Einkommen- oder Körperschaftssteuer wesentlich verän-
dert, wenn Mutter- und Tochtergesellschaften grenzüberschreitend 
Gewinne in ein Niedrigsteuerland, Verluste in ein Hochsteuerland 
verschieben können, verändert nicht die finanzielle Leistungsfähig-
keit der Betroffenen die Steuerlast, sondern deren steuertaktisches 
Geschick. Sie sind im Schachspiel mit dem Finanzamt durch ge-
schickte Spielzüge mit List und Esprit erfolgreich; die Prämie ist eine 
beachtliche Steuerersparnis. 
Viele Bank- und Versicherungsgeschäfte sind Steuergeschäfte. Das 
Unternehmen verspricht seinen Kunden nicht eine hohe Rendite, 
die es im Dienst seiner Kunden erwirtschaftet habe, sondern Steu-
erersparnisse. Den Geschäftserfolg sichern nicht die Vertragspartner, 
sondern die übrigen Steuerzahler, die an dem Vertrag unbeteiligt sind. 
Einen Vertrag zu Lasten Dritter allerdings darf es nach der Idee des 
Vertrages nicht geben. Ein Vertrag ist verbindlich, weil die Vertrags-
partner übereinstimmend über Güter in ihrer Verfügungsmacht wil-
lentlich bestimmen. Der Vertragspartner aber verfügt über sein Ei-
gentum und seine Arbeitskraft, nicht über das Steueraufkommen des 
Staates und die Steuererhöhungen zu Lasten anderer Steuerzahler.
Wenn Steueranreize die Anleger umwerben, einer Verlustzuwei-
sungsgesellschaft beizutreten, stellt das Steuerrecht die Idee von 
Wirtschaftsfreiheit und Markt auf den Kopf. Unser Marktsystem 
und unsere Prosperität lebt davon, dass die Menschen nach Gewinn 
und Lohn streben, nicht den Verlust suchen. So wird im großen Stil 
Kapital fehlgeleitet, teilweise Kapital verbrannt. Diese Steuerspar-
modelle setzen in der Regel voraus, dass die Investition kreditfinan-
ziert wird. Vielfach stehen die Anleger dann vor der Asche ihres ver-
brannten Kapitals und der Realität ihrer Schulden. Selbst wenn das 
Gesetz in seinen Anreiztatbeständen tatsächlich Steuerentlastungen 
überbringt, bleiben diese wirtschaftlichen Vorteile oft dem Anbieter 
von Steuersparmodellen vorbehalten. Der Anleger hat dann sein Ka-
pital fehlgeleitet, ohne in einer Steuerersparnis einen Ausgleich für 
diese Torheit zu gewinnen.
Das Kernproblem der Steuerlenkung liegt jedoch in einem struk-
turellen Verlust an Freiheitsvertrauen. Der Steuerstaat traut seinen 

Bürgern nicht mehr zu, dass sie selbst wüssten, wie sie ihr erzieltes 
Einkommen zu verwenden haben. Er lockt sie durch Steuerverspre-
chen in Anlageformen, die sie aus eigener ökonomischer Vernunft 
nicht gewählt hätten. Sie riskieren Investitionen in leistungsschwa-
chen Branchen und wenig erschlossenen Gebieten, in Finanzspeku-
lationen und Kulturhoffnungen, in Umweltprogrammen und Städ-
tesanierungen. Bei diesen Steuersubventionen weiß der Staat nicht, 
wie teuer ihn ein Subventionsprogramm kommt. Während bei der 
Leistungssubvention jeder Betrag offen im Staatshaushalt auszuwei-
sen, jährlich zu überprüfen und in offener parlamentarischer Debatte 
zu rechtfertigen ist, bedient sich bei der Steuersubvention der Steuer-
pflichtige der einmal gesetzlich gewährten Subvention selbst, erfüllt 
den gesetzlichen Tatbestand, erreicht dadurch einen Steuernachlass, 
ohne dass der Staat feststellen könnte, warum ihm Geld fehlt. Oft 
wird die Steuersubvention auch gewählt, weil der Bundesgesetzgeber 
die Subvention anbieten kann, sie aber zu Lasten fremder Kassen  
– der Länder und Gemeinden – finanziert werden muss. Die Ein-
kommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer sind Gemeinschafts-
steuern, bei denen der Bund regelt, die Ertragshoheit aber zu mehr 
als der Hälfte Ländern und Gemeinden zusteht. Die Erbschaftsteuer 
ist eine bundesrechtlich geregelte Steuer, deren Erträge ausschließ-
lich den Ländern zukommen. Wird eine Steuersubvention im Rah-
men der progressiven Einkommensteuer angeboten, darf der Steuer-
pflichtige sein Einkommen meist um den nach staatlicher Vorgabe 
eingesetzten Betrag mindern. Damit kehrt sich die Progression in ihr 
Gegenteil: Der Großverdiener spart pro eingesetztem Euro 45 Cent, 
der Mittelverdiener 25 Cent, der Kleinverdiener 0 Cent. Die Sub-
vention steigt mit schwindendem Subventionsbedürfnis; sie sinkt mit 
steigendem Subventionsbedürfnis. Dieses Ergebnis ist offensichtlich 
gleichheitswidrig.

Steuern als Preis der Freiheit

In diesem Besteuerungssystem der Widersprüche, der Fehlanreize, 
der gleichheitswidrigen Vermeidbarkeiten ist es geboten, die kühne 
Frage nach dem Steuerrecht, nach der Gerechtigkeit der geltenden 
Belastungsgründe zu stellen. Bei dieser Grundsatzfrage des Rechts 
geht es dem Juristen wie dem Arzt. Er könnte kaum das Ziel sei-
nes Handelns, die Gesundheit, definieren, kann aber sehr wohl eine 
Krankheit diagnostizieren und Heilmittel anwenden. Ähnlich geht 
es dem Juristen: Er weiß, was Unrecht ist, hat auch die Instrumente, 
um das Unrecht aus der Welt zu schaffen. 
Die Ausgestaltung des Steuerrechts als Ausdruck der Gerechtigkeit 
beginnt mit dem Auftrag, die Steuer als Preis der Freiheit zu rechtfer-
tigen. Als nach dem Fall des eisernen Vorhangs der Blick sich auf die 
ehemaligen kommunistischen Staatshandelsländer richtete, hatten 
diese Länder teilweise nur eine Steuer und der Steuersatz betrug zwei 
oder drei Prozent. Doch diese Staaten eröffneten nicht das Steuerpa-
radies auf Erden, sondern waren in ihren Staatsunternehmen Herr-
scher über Löhne und Preise, konnten sich deshalb, wenn das System 
funktioniert hätte, aus ihren Unternehmen finanzieren, hätten also 
überhaupt keine Steuer gebraucht. Nur ein freiheitlicher Staat, der in 
der Garantie der Berufs- und Eigentümerfreiheit die Produktions-

Paul Kirchhof*

Der Entwurf eines Bundessteuergesetzbuchs

*	 Richter des Bundesgerichtshof a.D. Prof. Dr. Dres. h.c. Paul Kirchhof, Universität 
Heidelberg 
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faktoren Kapital und Arbeit in freiheitlicher Hand belässt, muss sich 
durch Teilhabe am Erfolg privaten Wirtschaftens – durch Steuern – 
finanzieren. Wer wirtschaftliche Freiheit beansprucht, muss die steu-
erliche Finanzierung des freiheitsgarantierenden Staates anerkennen.
Die Rechtfertigung der Steuer als Preis der Freiheit bestimmt auch 
den Zugriffsgegenstand der jeweiligen Einzelsteuer. Wer Einkom-
men erzielt, hat die Erwerbsbedingungen des Wirtschaftslebens in 
Deutschland genutzt, muss deshalb hier Einkommensteuer bezah-
len. Zwar ist sein Einkommen seine höchstpersönliche Leistung, 
zugleich aber auch Leistung der Rechtsgemeinschaft von Staat, 
Wirtschaft und Kultur. Wer Einkommen erzielt, nutzt die Friedens-
ordnung seines Staates, um seine Handelshäuser, seine Schaufenster, 
seine Leistungsangebote für jedermann zu öffnen. Er stützt sich auf 
das vom staatlichen Gesetzgeber und seinen Gerichten garantier-
te Vertragsrecht, um den Leistungstausch zu vereinbaren. Er nutzt 
die geltende Währung, um Preise und Werte zu bestimmen. Er setzt 
Arbeitskräfte ein, die auf Schulen und Hochschulen gut ausgebildet 
worden sind. Er begegnet Kunden, die mit Vertragsrecht, Banken 
und Zahlungsbedingungen umgehen können. Er erzielt sein Ein-
kommen nicht, weil er eine glänzende Leistung anbietet, sondern 
weil er einen Leistungsempfänger findet, der dank seiner Kaufkraft 
und seiner Entscheidung diese Leistung als wertvoll erkennt und 
durch Honorierung anerkennt. Wer diese Erwerbsgrundlagen indi-
vidualnützig beansprucht, soll einen maßvollen Teil des dadurch er-
zielten Einkommens an die Allgemeinheit abgeben, damit sich dieses 
freiheitliche System auch in der Zukunft finanzieren lässt. 
Ähnliches gilt für die Umsatzsteuer. Wer einen 100 Euro Schein in 
der Tasche hat und einen gewaltigen Durst verspürt, wird in unseren 
Gaststätten und Lokalen in der Kombination von Geld und Durst 
einen vergnüglichen Abend gestalten können. Stünde er in der Wüs-
te, würde er trotz seines Geldscheines verdursten. Deswegen verlangt 
der Staat von jedem, der die Infrastruktur unseres Marktes zur Be-
friedigung seines Konsumbedarfs nutzen konnte, eine Umsatzsteuer. 
Ähnliches gilt für die Verbrauchssteuer, auch für die Erbschaftssteu-
er, wenn der Erbe dank der staatlichen Erbschaftsgarantie und des 
Friedensprinzips die Erbschaft entgegennehmen und in Freiheit 
nutzen kann. 
Wenn dieser Grundgedanke des Steuerrechts in einfachen Tatbeständen 
ausgeformt und so in das Bewusstsein der Menschen gedrungen ist, wis-
sen wir auch im Steuerrecht wieder, was sich gehört. Wer die Zahlung der 
so gerechtfertigten Steuer verweigert, ist kein ehrbarer Kaufmann, kein 
anständiger Bürger. Er grenzt sich durch Steuerverweigerung selbst aus 
dem redlichen Markt und dem lauteren Wettbewerb aus. 

Ausgestaltung der Einzelsteuern

Die Einzelsteuern sind so auszugestalten, dass der Steuerpflichtige 
den rechtfertigenden Belastungsgrund der Steuer erkennt, die Steuer 
in ihrer Struktur und Belastungswirkung verstehen kann. Deswegen 
ist auf unnötige Differenzierungen zu verzichten, auch eine Forma-
lisierung des Rechts zu vermeiden, die zu Ausweichstrategien ein-
lädt. Die deutsche Einkommensteuer kennt sieben unterschiedliche 
Einkunftsarten. Doch jeder in diesen Einkunftsarten erzielte Euro 
vermittelt die gleiche finanzielle Leistungsfähigkeit. Deswegen sollte 
die neue Einkommensteuer nur noch eine Einkunftsart vorsehen. 
Damit entfällt auch der Tatbestand „Gewerbebetrieb“, infolgedessen 
auch die Gewerbesteuer. Sie wird durch eine kommunale Zuschlag-
steuer auf alle in der jeweiligen Gemeinde erwirtschafteten Einkom-
men mit kommunalem Hebesatz ersetzt. 

Beim vorgeschlagenen Modell entfallen alle Ausnahme-, Lenkungs- 
und Privilegientatbestände. Das dadurch erreichte Mehraufkom-
men wird durch Absenkung der Steuersätze an die Allgemeinheit 
der Steuerpflichtigen zurückgegeben. Der Unternehmer wird von 
unproduktiven Steuerüberlegungen entlastet, gewinnt wieder einen 
freien Kopf für sein Produkt und seinen Markt. Alle Unternehmen 
werden einheitlich derselben Einkommensteuer unterworfen. Perso-
nengesellschaften und Kapitalgesellschaften bilden jeweils eine steu-
erjuristische Person, bei der die Steuer erklärt, erhoben und vollstreckt 
wird. Dadurch wird die Körperschaftssteuer voll in die Einkommen-
steuer integriert. Die Weitergabe des bei der Steuerjuristischen Per-
son bereits besteuerten Gewinns an Beteiligte ist die Weitergabe von 
Vermögen, also nicht steuerbar. Allerdings sollte die Ausschüttung 
der Kapitalerträge an die Kapitalgeber die in Unternehmen durch 
Gewinnbesteuerung einbehaltenen 25% Einkommensteuer offen 
ausweisen, damit die Vorbelastung ähnlich der im Quellenabzug er-
hobenen Lohnsteuer sichtbar wird. Dieser Nachweis macht deutlich, 
dass Arbeits- wie Kapitaleinkünfte grundsätzlich gleichermaßen 
mit 25% vorbelastet werden, die Arbeitseinkünfte allerdings in der 
Lohnsteuer individuell auf die persönlichen Verhältnisse des Steuer-
pflichtigen etwa durch Freibeträge oder die Progression, abgestimmt 
werden können.
Diese einheitliche, unausweichliche Bemessensgrundlage ist Bedin-
gung der Steuergleichheit damit der Steuergerechtigkeit. Hier liegt 
ein Kernanliegen der Reform. Demgegenüber sind die Höhe der 
Freibeträge und des Steuertarifs von nachrangiger Bedeutung. Ich 
habe als der für Steuerrecht zuständige Verfassungsrichter erlebt, dass 
das gegenwärtige Steuerrecht wie ein Auto in den Bremsen, im Gas-
pedal, in der Lenkung und in der Erneuerung der Blinker repariert 
werden mag, dass das Modell insgesamt aber nicht fahrtauglich ist. 
Deswegen stellen wir ein neues Modell auf die Straße. Dessen Tem-
pomat ist behutsam auf 80 km/h eingestellt. Es kann aber durch einen 
Hebeldruck mühelos auf höhere oder niedrigere Geschwindigkeiten 
(Freibeträge, Steuersätze) eingestellt werden. 
Der Entwurf eines Einkommensteuerrechts schlägt einen Grund-
freibetrag von 8.000 Euro und eine Vereinfachungspauschale von 
2.000 Euro vor. Er verschont damit Einkommen in Höhe von 
10.000 Euro pro Person und Jahr. Neuere Gespräche mit anderen 
Instituten ergeben, dass sogar ein Freibetrag von 12.000 Euro – 1.000 
pro Monat – in den Bereich des Möglichen tritt. Die nachfolgenden 
10.000 Euro werden dann progressiv belastet. Der Spitzensteuersatz 
beträgt – aufkommensneutral – 25%. Damit werden die gegenwärti-
gen Unterschiede zwischen den Steuersätzen – 15% Körperschafts-
steuer, 25% private Kapitaleinkünfte, 14–45% progressive Einkom-
mensteuer – aufgehoben. Insbesondere wird das Arbeitseinkommen 
nicht mehr höher besteuert als die Kapitalerträge. Die Organisa
tionsform als Einzelkaufmann, Personengesellschaft oder Kapitalge-
sellschaft ist für die Höhe der Steuerlast unerheblich.
Das vorgeschlagene Reformkonzept beschränkt sich aber nicht auf 
die Einkommensteuer, sondern sucht das gesamte materielle Steu-
errecht in einer Kodifikation zusammenzufassen, damit dem Steuer-
recht eine ähnliche Gesetzesgrundlage zu geben, wie es das Bürgerli-
che Gesetzbuch im Privatrecht bietet. 
Die Erbschaft- und Schenkungsteuer belastet jede durch Erbschaft 
und Schenkung empfangene Bereicherung, vereinfacht die Steuer 
in schlichten Grundtatbeständen und einem praktikablen Bewer-
tungsverfahren. Die Erbschaft unter Ehegatten ist nicht steuerbar, 
weil Vermögen nicht an die nächste Generation weitergegeben wird. 
Soweit, insbesondere bei Unternehmen, das ererbte Vermögen kaum 
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Liquidität vermittelt, kann die Steuer auf 10 Jahre in gleichen Jah-
resraten zinslos gestundet werden. Es gibt nur noch wenige Steuer-
befreiungen (Kinder 400.000, Hausrat 20.000, im übrigen 50.000), 
keine Steuerklassen und nur einen einheitlichen Steuersatz von 10 %.
Die Umsatzsteuer belastet den Verbraucher, ist also eine Verbrauch-
steuer, wird gegenwärtig dennoch auf alle Umsätze erhoben und dann 
bei zwischenunternehmerischen Umsätzen durch einen Vorsteuer-
abzug wieder zurückgenommen. Dieses aufwendige Verfahren wird 
beendet. Zwischenunternehmerische Leistungen sind grundsätzlich 
nicht steuerbar, wenn sie über prüfbare Bankkonten (Gewährkonten) 
abgewickelt werden und dabei eine umsatzsteuerliche Identifikati-
onsnummer erkennbar ist. Im neuen System der Ist-Besteuerung be-
lastet die Umsatzsteuer erst die erbrachte Leistung. Dadurch werden 
nicht gerechtfertigte Liquiditätsverschiebungen und Ausfallrisiken 
vermieden. Die Umsatzsteuer ist eine Verbrauchsteuer, wird also 
grundsätzlich dort erhoben, wo der Verbraucher erwirbt. 
Die Verbrauchsteuer belastet den Verbrauch, durch den der Allge-
meinheit Kosten entstehen. Steuergegenstand ist der Verbrauch von 
Energie, von Tabak und Alkohol. Auf die übrigen Verbrauchsteuern 
wird verzichtet. Die Verkehrsteuern werden in die Umsatzsteuer in-
tegriert.

Steuerreform in der Finanzkrise

Allerdings weist gegenwärtig mancher verantwortliche Finanzpoliti-
ker auf die gewaltigen Aufgaben hin, die der Finanzmarkt den Staa-
ten und der Europäischen Union stelle. Alle Konzentration gelte dem 
Schuldenabbau, der Rückgewinnung staatlicher Souveränität gegen-
über dem Finanzmarkt, einer erneuerten Kultur der Verständlichkeit 
und des Maßes weltweit für alle Finanztransfers. Gegenüber diesen 
gewaltigen Zielen müsse die Steuerreform zurücktreten.
Doch Finanzreform, Haushaltsreform und Steuerreform sind so 
miteinander verflochten und folgen ähnlichen Prinzipien, dass sie 
sich wechselseitig beflügeln können. Im Finanzmarkt stellt sich die 
Frage, ob die dort erzielten Gewinne gerechtfertigt sind, wenn die 
wirtschaftliche Leistung der Finanzakteure, die Sinnstiftung und die 
dem einzelnen Menschen dienende Bedarfsbefriedigung nicht mehr 
sichtbar wird. Das Steuerrecht muss sich fragen lassen, ob steuern-
mindernde Vertragsgestaltungen, die nicht im Tausch der Vertrags-
partner einen Mehrwert vereinbaren, deren Sinn allein in der Belas-
tung des Steuerstaates und der übrigen Steuerpflichtigen liegt, eine 
innere Rechtfertigung beanspruchen dürfen. 
Wenn allein das rechtliche Konstrukt zu einem Vorteil führt, Finanz-
markt und Steuergestaltungen zunehmend durch Griff in die Staats-
kasse Einkommen erzielen, aber nicht verdienen, die Intransparenz 
dieser Systeme die Gegenwehr eines wachen Rechtsbewusstseins 
lähmt, ist eine grundsätzliche Neubesinnung über die Rechtfertigung 
von Unternehmererfolg, Wirtschaftsfreiheit, freiheitlich definiertem 
Markt und Wettbewerb geboten. Wirtschaftliches Handeln meint 
immer Handeln auf eigene Rechnung, Einstehen für den Erfolg ei-
genen Tuns in Gewinn und Verlust. Steuerlicher Belastungsgrund ist 
stets der individuelle wirtschaftliche Erfolg, der Zuwachs an finan-
zieller Leistungsfähigkeit, von dem ein freiheitliches Verfassungs-
system einen maßvollen Teil zur Finanzierung des Staates unaus-
weichlich fordert. Hier liegt der Maßstab für eine gleichmäßige und 
maßvolle Steuerlast.
Die Bekämpfung der Finanzkrise und der Steuerkrise fordern also 
gleichermaßen eine Besinnung auf die Idee von Freiheit, individuel-
ler Selbstverantwortung und einer Zukunftsgarantie für beide Syste-

me. Wir müssen zurückkehren zum System der christlichen Seefahrt: 
Wenn der Kapitän sein Schiff auf Sand gesetzt hat, verlässt er als 
letzter das Schiff. Er riskiert durch übermäßige Risikofreude und 
Fehlleistungen Leib und Leben, steuert deshalb seine Schiffe behut-
sam und verlässlich durch die Weltmeere. 

Vermeintliche Gründe gegen eine Steuerrechtsreform

Gelingt diese Rückbesinnung auf das Freiheitsprinzip – und sie muss 
gelingen, soll die Idee der Freiheit nicht scheitern –, so verlieren die 
drei wesentlichen, gegen eine Grundsatzreform im Steuerrecht vor-
gebrachten Gründe deutlich an Gewicht: 
–	� eine große Reform sei in unserem Parteien- und Verbändestaat 

mit vielfältigen Interessen nicht möglich;
–	� die internationale Vernetzung der deutschen Wirtschaft und des 

deutschen Staates erlaube keine strukturelle Reform; 
–	� jede grundlegende Neuerung gefährde ein stetiges und ausrei-

chendes Steueraufkommen. 
Diese Einwände rühren an die Wurzeln unseres demokratischen 
Rechtsstaates. Der zutreffende Hinweis, Verbände und Parteien wer-
den einmal errungene Steuervorteile verteidigen und neue erkämpfen, 
darf nicht zu der faktischen Gesetzmäßigkeit verallgemeinert werden, 
das Parlament sei zu einem allgemeinen, die Belastungsgleichheit 
wahrenden und die wirtschaftliche Freiheit stützenden Gesetz nicht 
mehr in der Lage. Je mehr die Abgeordneten und ihre Helfer, die 
den Gesetzgeber von der Gesetzesinitiative bis zur Entscheidung des 
Bundesrates begleiten, von Interessentenanliegen und Interessenten-
wissen bedrängt werden, desto mehr werden sich die Verantwortlichen 
für das Recht zusammenfinden, um diesen Interventionen Einhalt zu 
gebieten und das Parlament wieder in die Mitte der Demokratie zu 
rücken. Wir erleben gerade in Europa und weit darüber hinaus in vie-
len Ländern einen hoffnungsvollen Aufbruch zur parlamentarischen 
Demokratie. In dieser Phase einer demokratischen Neuzeit dürfen 
nicht die Staaten, die sich ihrer erprobten Demokratie sicher wähnen 
und ihr Freiheit, Wohlstand und Hochkulturen verdanken, ein Kern-
stück dieser Staatsverfassung vernachlässigen und gefährden.
Europa harmonisiert die indirekten Steuern, drängt auch auf struk-
turelle Gemeinsamkeiten der direkten Steuern. Wirtschaftsunter-
nehmen erschließen sich die Weltmärkte und treffen Standort- und 
Investitionsentscheidungen auch nach dem für sie günstigen Steuer-
recht. Deshalb hat Deutschland teilweise seine Steuergesetzgebungs-
kompetenz auf die Europäische Union übertragen, gerät andererseits 
in einen vermeintlichen „Wettbewerb der Steuerrechtsordnungen“ 
unter den Druck, Unternehmen steuerlich zu entlasten und zu privi-
legieren. Doch in der Europäischen Union hat Deutschland nach sei-
nem rechtlichen und seinem realwirtschaftlichen Status sowie nach 
dem Gesetzgebungsverfahren durchaus das Gewicht, die europäische 
Steuerpolitk wesentlich zu beeinflussen, vielleicht auch ein erprobtes 
und bewährtes einfaches Steuersystem nach Europa zu exportieren.
Die Konkurrenz von Staaten um unternehmerische Ansiedlungen 
und Investitionen ist kein Wettbewerb. Der rechtfertigende Gedan-
ke des Wettbewerbs teilt Konkurrenten in Sieger und Besiegte und 
rechtfertigt den alleinigen Erfolg des Besten durch ein faires Verfah-
ren. Diese Rechtfertigung gilt für den Sport, für politische Wahlen 
und für den wirtschaftlichen Markt, jedoch nicht für Staaten, die sich 
ihre Staatsangehörigen nicht abwerben, eine feindliche Übernahme 
nicht beabsichtigen, das schwächelnde Nachbarland in seinem Sta-
tus garantieren, im übrigen in der Europäischen Union oder auch 
in einem OECD-Musterdoppelbesteuerungsabkommen Gemein-
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samkeiten entwickeln, die der staatlichen Kooperations- und Frie-
denspflicht entsprechen, keinesfalls aber kartellrechtlich bedenklich 
wären. Brot ist käuflich, Recht nicht.
Im Übrigen verfehlt das Bild vom Steuerwettbewerb die Wirklich-
keit autonomer staatlicher Steuergesetzgebung. Die Steuerstaaten 
wettbewerben nicht um ein größtmögliches Steueraufkommen auf 
ihrem „Markt“ der Steuerpflichtigen, sondern sollen – so meint es 
die These vom vermeintlichen Steuerwettbewerb – mit möglichst 
geringen Steuerlasten Unternehmen anlocken. Dieser „Wettbe-
werb“ führte in die Selbstaufgabe. Sein Ziel wäre erreicht mit einem 
Nullaufkommen, dem Tod des Finanzstaates.
Deshalb muss auch Deutschland in seiner supra- und internationa-
len Verflochtenheit beherzt die Chance nutzen, durch ein besseres 
Steuerrecht andere Staaten zu einer besseren Besteuerung anzure-
gen. Beispiele in den USA, in Neuseeland, vor allem aber in Mittel- 
und Osteuropa belegen, dass eine vereinfachende Reform Freiheit 
entfaltet, damit wirtschaftliche Blüte veranlasst, steuerpolitische 
Nachahmer findet. Es wäre deprimierend, wenn die Internationalität 
Deutschlands als Reformunlust, Rechtsverzagtheit, als ein sich Trei-
benlassen missdeutet würde. 
Schließlich hat jede strukturelle Steuerreform, die das Recht verein-
facht, Ausnahme- und Privilegientatbestände abschafft, Steuersätze 
senkt, die Schwäche, das aus ihr erwachsende Steueraufkommen nur 
schätzen zu können. Diese Ungewissheit ist aber kein Problem der 
Reform, sondern des Steuersatzes. Wenn ein Finanzminister die Sor-
ge hätte, die reformierte Einkommensteuer sei nicht aufkommens-
neutral, könnte er für das erste Jahr nach der Reform wenige Punkte 
mehr verlangen, den Steuerpflichtigen aber zugleich mit seinem gu-
ten Namen garantieren, dass ein Mehraufkommen in voller Höhe an 
die Allgemeinheit der Steuerpflichtigen zurückgegeben werde. Nach 
einem Jahr könnte dann das Reformvorhaben in doppelter Weise 
Vertrauen bilden und allgemeine Zuversicht in das Wort des Gesetz-
gebers und in das Wort des Ministers verbreiten.

Der Wille zum besseren Recht

Der Vorschlag für ein einheitliches Steuergesetzbuch ist kühn, aber 
notwendig. Das deutsche Steuerrecht wird gegenwärtig nicht mehr 

verstanden, kann damit auch nicht als gerecht empfunden werden. 
Der Unternehmer findet wegen der ständigen Änderungen insbe-
sondere des Einkommensteuerrechts, einem Recht auf Rädern, kei-
ne verlässliche Planungsgrundlage mehr. Der Erklärungspflichtige 
kann seine Steuererklärung nicht mehr nach bestem Wissen und 
Gewissen abgeben, weil er das Steuerrecht nicht versteht, muss aber 
die Richtigkeit seiner Erklärung – strafbewehrt – mit seinem guten 
Namen bestätigen.
Im Steuerrecht ist uns der Gerechtigkeitsgedanke weitgehend ab-
handen gekommen. Menschen, die beruflich außerordentlich erfolg-
reich sind und deswegen Spitzeneinkommen erzielt haben, sich ihr 
Leben also ökonomisch angenehm einrichten können, haben hin-
reichende Vorstellungen von Recht und Unrecht, so dass sie niemals 
einen Banküberfall erwägen würden, sind aber bereit zur Steuerhin-
terziehung, obwohl die Schädigung einer Bank oder der steuerzah-
lenden Nachbarn einen ähnlichen Unrechtsgehalt haben, die Straf-
rechtsfolgen Freiheitsentziehung von ähnlicher Dauer androhen. Die 
Bereitschaft des Steuerhinterziehers zum Unrecht und zum straf-
rechtlichen Risiko ist schlechthin irrational. Sie lässt sich nur aus dem 
Verlust des Rechtsgedankens im Steuerrecht erklären.
Gegenwärtig beginnt in Deutschland eine Debatte über ein bes-
seres Steuerrecht und es wächst das Verständnis, dass eine Grund-
lagenreform notwendig ist. Die Demokratie wählt regelmäßig ein 
Parlament, damit es bessere Gesetze mache. Allerdings nimmt jeder 
bei der Vielzahl von Privilegien- und Lenkungstatbeständen einige 
Vergünstigungen in Anspruch, die er nicht missen möchte. Deswe-
gen bedarf es der Aufklärung, dass bei Wegfall aller Vergünstigungen 
und entsprechender Absenkung der Steuersätze die meisten Steu-
erpflichtigen in der Belastungswirkung nicht schlechter stehen, die 
Familien besser gestellt werden, die Steuergestalter in die gleichheits-
gerecht bemessene Last gewiesen werden, alle aber ein Stück Freiheit 
gewinnen, weil sie sich kaum noch mit dem Steuerrecht beschäftigen 
müssen, die Steuererklärung beim normalen Arbeitnehmer fast völ-
lig entfällt, beim Unternehmer sehr einfach und verständlich wird, 
die Steuerlast zu einer unvermeidlichen, aber planbaren Größe wird. 
Jeder Steuerpflichtige ist in der Sicherheit seiner Legalität und ei-
nes planbaren Steuerrechts frei. Unternehmermut, Einfallsreichtum, 
Markt und produktiver Wettbewerb erleben eine neue Blüte.
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I. Sterbetafeln 

Die erste amtliche Sterbetafel wurde vom Kaiserlichen Statistischen 
Amt im Jahr 1887 für den Zeitraum 1871/1881 für das Deutsche 
Reich erstellt. Damals betrug die durchschnittliche Lebenserwartung 
eines weiblichen Neugeborenen nur 38,5 Jahre ( Jungen 35,6 Jahre). 
Aus den Volkszählungen der letzten Jahrzehnte ist bekannt, dass die 
durchschnittliche Lebenserwartung (oft auch mittlere, zukünftige, 
bis zum mutmaßlichen Tode reichende Lebenserwartung genannt) 
in der Bundesrepublik Deutschland laufend zugenommen hat. Nach 
der allgemeinen Sterbetafel 1970/1972 lagen vor einem männlichen 
Neugeborenen 67,41 Jahre, vor einem weiblichen 73,83 Jahre. Mit 
dem vollendeten 40. Lebensjahr hatte damals ein Mann noch durch-
schnittlich 31,77 Jahre, eine Frau immerhin 36,77 Jahre zu leben. 
Die aktuelle Sterbetafel 2008/2010 vom Statistischen Bundesamt, 
erschienen am 20. September 2011, weist dagegen aus, dass vor einem 
männlichen Neugeborenen nun 77,51 Jahre und vor einem weibli-
chen 82,59 Jahre liegen. Mit einem Alter von 40 Jahren hat ein Mann 
aktuell noch 38,73 Jahre Zeit, etwas Sinnvolles zu erledigen, eine 
Frau noch 43,37 Jahre. Gegenüber der Sterbetafeln von 1871/1881 
und 1970/1972 ist der Unterschied doch gewaltig. Diesen zu erklären 
ist jedoch nicht Gegenstand dieser Abhandlung. 
Eine Sterbetafel ist ein demografisches Modell, das die zusammen-
fassende Beurteilung der Sterblichkeitsverhältnisse einer Bevölke-
rung unabhängig von ihrer Größe und Altersstruktur ermöglicht. 
Ziel ist die Ermittlung der altersspezifischen durchschnittlichen 
Lebenserwartung sowie der Absterbeordnung (Anzahl der Überle-
benden in den jeweiligen Altersstufen). Die Hauptnutzer der Ster-
betafeln sind Bundesministerien, Bundes- und Landesbehörden, 
gesetzliche und private Versicherungen, Aktuare, Notare, Rechtsan
wälte und Privatpersonen. Die Statistik der Sterbefälle kann aufgrund 
des Erhebungsverfahrens als sehr zuverlässig beurteilt werden. Seit 
2000/2002 gibt es Sterbetafeln bis zum Alter von 100 Jahren. Auf die 
so genannten abgekürzten Sterbetafeln und die Differenzierung bei 
den Periodensterbetafeln soll hier nicht eingegangen werden. 
Die Zunahme der durchschnittlichen Lebenserwartung ist bei allen 
vertraglichen Abmachungen, die sich auf statistische Restlebenser-
wartung eines einzelnen Menschen oder eines Kollektivs stützen, 
von großer Bedeutung. Wer verpflichtet ist, einem Begünstigten 
eine Leibrente zu zahlen, muss mit einer längeren Zahlungsdauer 
rechnen. Wer verpflichtet ist, einem Begünstigten eine Lebensversi-

cherung auszuzahlen, kann mit einer Entlastung, bedingt durch die 
gestiegene Lebenserwartung, rechnen. Sterbetafeln werden zudem 
als Planungshilfe in verschiedenen Bereichen, wie beispielsweise im 
Gesundheits-, Pflege- und Rentenbereich, herangezogen. 

II. Leibrente 

Unter dem Begriff Leibrente versteht man eine wiederkehrende 
Zahlung, die nach §§ 759 ff. BGB bis zum Tod der bezugsberechtig-
ten Person gezahlt wird. Davon zu unterscheiden sind Zeitrenten, die 
eine periodische Zahlung über einen bestimmten Zeitraum garan-
tieren und nicht an die Lebenserwartung des Empfängers gebunden 
sind. Leib- und Zeitrenten sind ein Teilbereich der privaten Renten-
versicherung.
Ein Anwendungsfall für die Leibrente ist der Kauf eines Hauses. 
Der Kaufpreis wird bei der Vereinbarung einer Leibrente nicht voll-
ständig, sondern nur teilweise oder gar nicht bezahlt. Der Käufer 
verpflichtet sich gegenüber dem Verkäufer, einen Teil des Kaufpreises 
sofort und den Rest als monatliche, jährliche Leibrente oder Quar-
talsrente bis zum Tod des Verkäufers zu zahlen. Nach § 760 Absatz 1 
BGB ist die Leibrente im Voraus zu entrichten. Um die Anzahl der 
Zinsperioden (Monate, Quartale, Jahre), die der Verkäufer statistisch 
noch leben wird, zu ermitteln, können die Sterbetafeln vom Statisti-
schen Bundesamt angewendet werden. Die private Versicherungs-
wirtschaft benutzt jedoch eigene Sterbetafeln, wie etwa die Sterbe-
tafeln der deutschen Aktuarvereinigung (DAV). Diese Sterbetafeln 
sind auf den jeweiligen Versicherungszweck ausgerichtet und werden 
unter versicherungsmathematischen Gesichtspunkten erstellt.
Für den Verkäufer könnte die Leibrente interessant sein, um für den 
Rest seines Lebens einen Teil seines Einkommens zu sichern, da im 
Rentenalter oft ein empfindlicher Einkommensverlust hingenom-
men werden muss. Für den Käufer besteht die Hoffnung, dass der Ver-
käufer unerwartet früh stirbt und so die Leibrente vorzeitig endet. In 
diesem Fall erzielt der Verkäufer einen versicherungsmathematischen 
Gewinn. Falls keine Berücksichtigung von Preissteigerungen vorgese-
hen ist, kann der Käufer außerdem darauf hoffen, dass seine Einkünfte 
steigen, aber der Wert der Leibrente durch die Inflation sinkt. Für 
die Festlegung der verschiedenen Modalitäten einer Leibrente (z. B. 
Wertsicherungsklauseln oder Einbeziehung des Wohnrechts) sollte 
ein entsprechender Sachverständiger herangezogen werden.
Derzeit ist das Leibrentenmodell in Deutschland noch nicht sehr 
verbreitet. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sich viele Im-
mobilien im Besitz der älteren Generation befinden und diese mit ei-
ner zunehmend geringeren gesetzlichen Altersvorsorge auskommen 
muss, werden Banken und Versicherungen zunehmend den Markt 
der Immobilienverrentung für sich entdecken und entsprechende 
Angebotsmodelle entwickeln und die klassische Leibrente modifi-
zieren. Erste Modelle der Umkehrhypothek (englisch: reverse mor-
tgage) sind bereits auf dem deutschen Markt, um die Akzeptanz der 
Kunden zu testen. Bei der umgekehrten Hypothek handelt es sich um 
eine Art Immobilienverrentung. 
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Dass es bei der „Wette auf den Tod“ – so wird das Leibrentenmodell 
auch locker bezeichnet – mithin zu Überraschungen kommen kann, 
zeigt der unter Gliederungspunkt V. dargestellte Fall der Franzö-
sin Jeanne Louise Calment, die durch ihr erreichtes Lebensalter von 
122 Jahren eine lohnende Wette abgeschlossen hatte.

III. Wie liest man die Sterbetafel?

Auszug aus der Sterbetafel 2008/2010 – Deutschland 
(Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2011, Bevölkerung und Er-
werbstätigkeit, Sterbetafel Deutschland)

Die durchschnittliche Lebenserwartung eines Mannes von 45 Jahren 
liegt nach den neuesten Zahlen bei 34,03 Jahren. Die zu erwartende 
Gesamtlebensdauer beträgt mithin 79,03 Jahre und liegt über dem 
Wert von 77,51 Jahren, der für männliche Neugeborene anzusetzen 
wäre. Je höher das Alter (die fernere durchschnittliche Lebenserwar-
tung sinkt also) und je höher der Zinssatz ist, desto höher ist die Leib-
rente, die sich aus dem eingesetzten Kapital ergibt. Die durchschnitt-

liche (fernere) Lebenserwartung gibt damit die Zahl der weiteren 
Lebensjahre an, die Personen in einem bestimmten Alter noch leben 
könnten, wenn sie zeitlebens den im Beobachtungszeitraum gelten-
den Sterblichkeitsverhältnissen (hier: 2008/2010) ausgesetzt wären. 
Die Sterbewahrscheinlichkeit für das erste Lebensjahr wird mit einer 
gesonderten Methode berechnet, da im ersten Lebensjahr das Risiko 
zu versterben im Verhältnis zu den folgenden Jahren sehr hoch ist. 
Die Bezugnahme auf die durchschnittliche Lebenserwartung führt 
oft zu großen Missverständnissen. Nach der Sterbetafel 2008/2010 
hat beispielsweise ein heute neugeborenes männliches Kind eine Le-
benserwartung von 77,51 Jahren. Es wäre ein Trugschluss, wenn man 
nun glaubt, dass ein 40-jähriger Mann aufgrund dieser Lebenser-
wartung noch 37,51 Jahre zu leben hätte. Ein Blick in die Sterbetafel 
2008/2010 zeigt, dass die durchschnittliche Lebenserwartung für 
einen 40-jährigen noch 38,73 Jahre beträgt. Die Erklärung hierfür 
ist nachvollziehbar: Der 40-jährige hat die „gefährlichen Jahre“ be-
reits überlebt. Er hat sich nach dem Erwerb der Fahrerlaubnis für 
Motorräder nicht überschlagen und all die Risiken der Jugend be-
reits erfolgreich hinter sich gelassen. Aus diesem Grunde ist es nicht 
verwunderlich, dass eine 100-jährige Frau noch über 2 Jahre durch-
schnittlich leben kann.
Vergleicht man die deutsche Lebenserwartung mit anderen Indus-
trieländern, so nimmt Deutschland keine Spitzenstellung ein. Eine 
deutlich höhere Lebenserwartung haben z. B. die Franzosen, Isländer 
und die Schweizer. Die Japaner gehören international zu den Län-
dern mit der höchsten durchschnittlichen Lebenserwartung bei der 
Geburt, die im Jahr 2008 für Jungen bei 79,3 Jahren und für Mädchen 
bei 86 Jahren lag. 

IV. Ausblick

Auch in der Zukunft kann mit einer steigenden Lebenserwartung 
gerechnet werden, wenn auch wahrscheinlich nicht in demselben 
Ausmaß wie in den letzten 130 Jahren. Die Lebenserwartung hat sich 
bei Geburt in den letzten etwa 130 Jahren mehr als verdoppelt. Künf-
tig wird verstärkt die Entwicklung der Sterbewahrscheinlichkeiten 
in den höheren Altersstufen den erneuten Anstieg der Lebenser-
wartung beeinflussen. Für die männlichen Neugeborenen wird von 
einem Zuwachs der Lebenserwartung bei Geburt bis zum Jahr 2060 
auf rund 87 Jahre ausgegangen. Mädchen könnten im Jahr 2060 von 
einer Lebenserwartung von rund 91 Jahren ausgehen. Wenn zudem 
die rückläufigen Geburtenzahlen berücksichtigt werden, werden die 
Auswirkungen auf unsere Sozialversicherungssysteme gewaltig sein. 
Die Anhebung des Renteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre ist wohl 
nur der erste zaghafte Schritt der Bundesregierung, um auf die demo-
grafischen Veränderungen zu reagieren. Weitere, viel schmerzhaftere 
Schritte, werden folgen.

V. Vereinfachte finanzmathematische Beispielaufgaben zur 
Rentenrechnung

Die Sterbetafeln lassen sich sinnvoll in Verbindung mit den finanz-
mathematischen Faktoren (Aufzinsungsfaktor, Abzinsungsfaktor, 
(Renten-)barwertfaktor oder Diskontierungssummenfaktor, An-
nuitätenfaktor oder Verrentungsfaktor, Restwertverteilungsfaktor 
und Endwertfaktor) nutzen. Um die Laufzeit (z. B. Jahre, Monate) 
der vereinfachten Beispielaufgaben zur Rentenrechnung zu bestim-
men, ist bei einigen Aufgaben der Auszug der anliegenden Sterbe-
tafel 2008/2010 vom Statistischen Bundesamt zu verwenden, wobei 

Vollendetes Alter (x)  
in Jahren

Durchschnittliche  
Lebenserwartung Männer 

im Alter x in Jahren

Durchschnittliche  
Lebenserwartung Frauen  

im Alter x in Jahren
	 0 77,51 82,59
	 5 72,87 77,91
	 10 67,9 72,94
	 15 62,94 67,97
	 20 58,05 63,03
	 21 57,08 62,04
	 22 56,11 61,05
	 23 55,14 60,07
	 24 54,17 59,08
	 25 53,2 58,09
	 26 52,23 57,11
	 27 51,26 56,12
	 28 50,29 55,14
	 29 49,32 54,15
	 30 48,36 53,16
	 31 47,39 52,18
	 32 46,42 51,2
	 33 45,46 50,21
	 34 44,49 49,23
	 35 43,53 48,25
	 40 38,73 43,37
	 45 34,03 38,56
	 50 29,5 33,86
	 55 25,21 29,29
	 60 21,16 24,85
	 65 17,33 20,56
	 70 13,74 16,41
	 75 10,47 12,49
	 80 7,71 9,06
	 85 5,49 6,25
	 90 3,88 4,27
	 95 2,72 2,97
	 100 1,99 2,15
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die durchschnittliche Lebenserwartung von Frauen und Männern 
im Alter von x Jahren jeweils kaufmännisch auf- bzw. abzurunden 
ist. 
Auf den Einsatz von Kommutationszahlen und Versicherungsbar-
werten („abgezinste Lebenserwartung“) für Leibrenten 2008/2010 
vom Statistischen Bundesamt soll an dieser Stelle ganz bewusst 
verzichtet werden. Die Verwendung der Sterbetafel 2008/2010 in 
diesen Beispielaufgaben entspricht somit nicht der Praxis der Sach-
verständigen für Versicherungsmathematik. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung aus der Sterbetafel wird bei diesen vereinfachten 
Beispielaufgaben für Kapitalisierungs- und Verrentungszwecke ge-
wissermaßen missbraucht. Es wird die Dauer der durchschnittlichen 
Lebenserwartung für eine Zeitrentenrechnung zugrunde gelegt, und 
dabei unterliegt man folgendem Fehler: Man betrachtet den Ren-
tenberechtigten innerhalb des Zeitraumes, den die durchschnittliche 
Lebenserwartung vorgibt, als unsterblich, während er bei Ablauf der 
Frist gestorben sein soll. Eine Einführung in die exakte Rentenrech-
nung des Statistischen Bundesamtes und der Sachverständigen für 
Versicherungsmathematik findet sich beispielsweise in dem Buch 
Kapitalisierungs- und Verrentungstabellen von Schneider/Schlund/
Haas (siehe Literaturverzeichnis).
Das Ziel dieser vereinfachten Aufgaben ist, die Anwendung der 
finanzmathematischen Faktoren (vorschüssig, nachschüssig, jährlich 
und unterjährig) zu üben. Dabei wird die durchschnittliche Lebens-
erwartung als Richtwert für die Laufzeit der Verpflichtung und da-
mit für eine überschlägige Berechnung herangezogen. 
Einleitend sollen die sechs finanzmathematischen Faktoren, die 
zu drei Gruppen zusammengefasst werden, kurz erläutert wer-
den. Hinsichtlich einer näheren Beschäftigung mit den einzelnen 
finanzmathematischen Faktoren wird auf die im Literaturver-
zeichnis genannten Fachbücher zur Investitionsrechnung verwie-
sen, insbesondere auf das Buch Grundlagen der Investitions- und 
Wirtschaftlichkeitsrechnung von Däumler/Grabe.

Gruppe 1: Einmalfaktoren
Der Aufzinsungsfaktor zinst einen jetzt fälligen Geldbetrag mit Zins 
und Zinseszins auf einen nach n Perioden (z. B. Anzahl der Jahre oder 
Monate) fälligen Geldbetrag auf. Eine Einmalzahlung wird mithin 
auf dem Zeitstrahl nach rechts verschoben. 
Der Abzinsungsfaktor oder Diskontierungsfaktor zinst einen nach n 
Perioden fälligen Geldbetrag unter Berücksichtigung von Zins und 
Zinseszins auf einen jetzt fälligen Geldbetrag ab. Eine Einmalzah-
lung wird auf dem Zeitstrahl nach links verschoben.

Gruppe 2: Summenfaktoren 
Die Gruppe der Summenfaktoren ist eine Summation der Einmal-
faktoren, was zu einer erheblichen Erleichterung beim Berechnen 
mit dem Taschenrechner führt. 
Der (Renten-)barwertfaktor oder Diskontierungssummenfaktor 
zinst die Zahlungen einer Zahlungsreihe, die die gleiche Höhe ha-
ben müssen, unter Berücksichtigung von Zins und Zinseszins ab und 
addiert gleichzeitig die Barwerte. Der Diskontierungssummenfaktor 
zinst eine Gruppe von Zahlungen auf den Zeitpunkt vor der ersten 
berücksichtigten Zahlung ab. Die Zahlungen werden somit nach 
links auf dem Zeitstrahl verschoben. 
Der Endwertfaktor oder Aufzinsungssummenfaktor zinst die Zah-
lungen einer Zahlungsreihe, die die gleiche Höhe haben müssen, 
unter Berücksichtigung von Zins und Zinseszins auf und addiert 
gleichzeitig die Endwerte. Der Endwertfaktor ist eine Summation 

der einzelnen Aufzinsungsfaktoren. Die Zahlungen werden somit 
nach rechts auf dem Zeitstrahl verschoben. 
Die Summenfaktoren Diskontierungssummenfaktor und Endwert-
faktor sind keine Kehrwerte zueinander, obwohl die Einmalfaktoren 
Kehrwerte zueinander sind.

Gruppe 3: Verteilfaktoren
Die verbleibenden beiden finanzmathematischen Faktoren sind die 
so genannten Verteilfaktoren Annuitätenfaktor oder Verrentungs-
faktor und Restwertverteilungsfaktor. 
Der Annuitätenfaktor oder Verrentungsfaktor verteilt einen jetzt fäl-
ligen Geldbetrag in gleiche Annuitäten unter Berücksichtigung von 
Zins und Zinseszins auf n Perioden. Die Einmalzahlung wird somit 
nach rechts auf dem Zeitstrahl verteilt. Der Annuitätenfaktor stellt 
genau den Kehrwert des in der Gruppe 2 dargestellten Summenfak-
tors Diskontierungssummenfaktor dar.
Der Restwertverteilungsfaktor verteilt eine nach n Perioden fällige 
Einmalzahlung unter Berücksichtigung von Zins und Zinseszins auf 
die Laufzeit von n Perioden. Die Zahlung wird somit nach links auf 
dem Zeitstrahl verschoben. Der Restwertverteilungsfaktor stellt ge-
nau den Kehrwert des in der Gruppe 2 dargestellten Summenfaktors 
Endwertfaktor dar.
Wegen der unterschiedlichen Anzahl von Zeitpunkten, die die bei-
den Verteilfaktoren betrachten, sind die beiden Verteilfaktoren – 
wie auch die Summenfaktoren – keine Kehrwerte zueinander.

Nach der kurzen Darstellung der drei finanzmathematischen Grup-
pen wird für die folgenden Beispielaufgaben 1–8 darauf hinge-
wiesen, dass in vielen Fachbüchern zur Investitionsrechnung (sie-
he Literaturverzeichnis) die finanzmathematischen Tabellen mit 
finanzmathematischen Faktoren für häufig verwendete Zinssätze 
und Zeiträume (Nutzungsdauern) abgedruckt sind. Die finanzma-
thematischen Tabellen sind nützlich, wenn der „dynamische Rech-
ner“ außerhalb von Investitionsrechenprogrammen nur mit einem 
Taschenrechner mit den dynamischen Verfahren arbeitet. 

Beispielaufgabe 1 (Bewertung einer Rentenlast):

Beim Kauf eines Mehrfamilienhauses in einer deutschen Stadt ist zu 
beachten, dass ein 60-jähriger Herr ein Wohnrecht auf Lebenszeit be-
sitzt. Das Wohnrecht auf Lebenszeit ist auf eine Wohnung von 95 qm 
eingetragen, für die im Falle einer Vermietung jährlich netto 9.700 € 
erzielt werden könnte. Die Vertragspartner haben sich auf einen Zins-
satz von 3 % pro Jahr geeinigt. Der vereinbarte Gesamtkaufpreis ohne 
Berücksichtigung des oben genannten Wohnrechtes beträgt 950.000 €. 
Wie hoch ist der jetzt tatsächlich zu zahlende Kaufpreis unter Be-
rücksichtigung des Wohnrechts, wenn man davon ausgeht, dass die 
Miete jeweils zum Jahresende (nachschüssig) fällig wäre?

Lösung:

Die durchschnittliche Restlebenserwartung des 60-jährigen laut 
der Sterbetafel 2008/2010 für Deutschland beträgt 21,16 Jahre. Der 
Rentenbarwertfaktor bzw. Diskontierungssummenfaktor für 21 Jah-
re und 3 % beträgt 15,415024. 

Barwert der Leibrente = Leibrente x Rentenbarwertfaktor
Barwert der Leibrente = 9.700 € x 15,415024
Barwert der Leibrente = 149.525,73 €
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Gesamtkaufpreis (950.000 €) – Barwert der Leibrente (149.525,73 €) 
= 800.474,27 €

Der heute zu zahlende Kaufpreis beläuft sich auf 800.474,27 €.

Beispielaufgabe 2 (Überprüfung eines Leibrentenangebotes):

Der Inhaber eines Malerbetriebes (55 Jahre alt) will sein Unterneh-
men aus privaten Gründen an einen Nachfolger (50 Jahre alt) überge-
ben. Man ist sich nach einer Berechnung des Zukunftserfolgswertes 
(Barwert aller künftigen Nettoeinzahlungen) darüber einig, dass der 
Malerbetrieb mit 825.000 € zu bewerten ist. 45 % dieses Betrages soll 
die bezugsberechtigte Person der Leibrente bei Vertragsabschluss per 
Banküberweisung erhalten. 55 % soll als Leibrente jeweils zum Jah-
resende, also nachschüssig, gezahlt werden. Der 55-jährige Inhaber 
möchte mit einem Zinssatz nicht unter 6 % pro Jahr abschließen. Der 
50-jährige bietet eine Leibrente von 38.936,52 € an, zahlbar jeweils zum 
Jahresende. Dieser Betrag ist investitionsrechnerisch sein Höchstwert. 

a) Mit welchem Zinssatz hat der 50-jährige gerechnet? 
b) Welche jährlichen Zahlungen (nachschüssig) müsste der Inhaber 
fordern?

Lösung: 

a) Die durchschnittliche Restlebenserwartung des 55-jährigen laut 
der Sterbetafel 2008/2010 für Deutschland beträgt 25,21 Jahre. 
Der Barwert beträgt 453.750 € (55 % von 825.000 €), die Leibrente 
38.936,52 €

Im Falle einer restwertlosen Investition lässt sich der Effektivzins 
pro Periode wie folgt allgemein bestimmen: Kapitalwertfunktion 
aufstellen, Kapitalwertfunktion gleich 0 setzen, Gleichung nach dem 
Rentenbarwertfaktor auflösen.

Rentenbarwertfaktor = Barwert : Leibrente 
Rentenbarwertfaktor = 453.750 € : 38.936,52 € = 11,65358383

In den finanzmathematischen Tabellen findet sich beim Rentenbar-
wertfaktor von 11,653583 bei einer Laufzeit von 25 Jahren ein Zinssatz 
von 7 %. Der Inhaber des Malerbetriebes sollte demnach das Angebot 
akzeptieren, da sein Kalkulationszinssatz nur 6 % pro Jahr beträgt. 

b) Bei seiner subjektiven Mindestverzinsungsanforderung (Kalkula-
tionszinssatz) von 6 % pro Jahr hätte er auch eine jährliche Leibren-
tenzahlung (nachschüssig) von nur 35.495,50 € angenommen. 

Leibrente = Barwert x Verrentungsfaktor oder Annuitätenfaktor für 
6 % und 25 Jahre 
Leibrente = 453.750 € x 0,078227
Leibrente = 35.495,50 €

Wie gut, dass der 50-jährige die Vorstellungen des 55-jährigen Inhabers 
über seinen Mindestwert an jährlicher Leibrentenzahlung nicht kannte. 

Beispielaufgabe 3 (Verrentung eines Kaufpreises):

Der Kaufpreis für ein Haus in Höhe von 480.000 € soll im Rahmen 
einer Zeitrente verrentet werden. Folgende Konditionen wurden no-

tariell vereinbart: Zinssatz 1,2 % pro Quartal, Zahlungsweise viertel-
jährlich vorschüssig, Dauer 18 Jahre. Wie hoch ist die Quartalsrente?

Lösung:

Zeitrente = 480.000 € x Abzinsungsfaktor für ein Quartal x Verrentungs
faktor oder Annuitätenfaktor für 72 Quartale und 1,2 % pro Quartal 
Zeitrente = 480.000 € x 0,988142 x 0,020821
Zeitrente = 9.875,57 €

Am Anfang eines jeden Vierteljahres ist somit für die Dauer von 
18 Jahren der Geldbetrag von 9.875,57 € fällig.

Beispielaufgabe 4 (Umrechnung einer Jahresrente auf vorschüs-
sige und monatliche Zahlungen):

Herr Prof. Dr. Krabben möchte nach dem Tod seines eingetragenen 
Lebenspartners seine Eigentumswohnung verkaufen. Er plant, in eine 
kleinere Wohnung zu ziehen. Zur Sicherung seiner Lebenshaltung 
soll die Eigentumswohnung auf Leibrente veräußert werden. Herr 
Krabben ist gegenwärtig 60 Jahre alt. Es gilt ein Zinssatz von 6 % pro 
Jahr. Der Kaufpreis für die Wohnung beläuft sich auf 395.000 €. 

a) Wie hoch ist die jährlich nachschüssig zu zahlende Rente?
b) Wie hoch ist die jährlich vorschüssig zu zahlende Rente?
c) Welchen Rentenbetrag pro Periode würde der Professor erhalten, 
wenn er die unter b) ermittelte Jahresrente jeweils zum Monatsende 
gezahlt haben möchte? Rechnen Sie mit einem gerundeten Monats-
zins von 0,5 %. Der exakte Monatszins beträgt 0,48675 %.
d) Welche vorschüssige Monatsrente könnte der Professor bei einem 
Monatszins von 0,5 % (0,48675 %) erhalten? 

Lösung:

Die durchschnittliche Restlebenserwartung des 60-jährigen laut der 
Sterbetafel 2008/2010 für Deutschland beträgt 21,16 Jahre.

a) nachschüssige Rente = Kaufpreis x Verrentungsfaktor oder Annu-
itätenfaktor für 21 Jahre und 6 %
nachschüssige Rente = 395.000 € x 0,085005
nachschüssige Rente = 33.576,98 € pro Jahr 

b) Da die Leibrentenzahlungen nicht zum Jahresende, sondern zu 
Beginn des Jahres anfallen (vorschüssig), sind sie um ein Jahr abzu-
zinsen.
vorschüssige Rente = nachschüssige Rente x Abzinsungsfaktor für 
ein Jahr 
vorschüssige Rente = 33.576,98 € x 0,943396
vorschüssige Rente = 31.676,39 € pro Jahr 

c) Man verteilt die vorschüssige Jahresrente auf 12 Monate.
nachschüssige Monatsrente = vorschüssige Jahresrente x Verrentungs
faktor oder Annuitätenfaktor für 12 Monate und 0,5 %
nachschüssige Monatsrente = 31.676,39 € x 0,086066
nachschüssige Monatsrente = 2.726,26 € pro Monat 

d) Man zinst die nachschüssige Monatsrente um einen Monat ab.
vorschüssige Monatsrente = nachschüssige Monatsrente x Abzin-
sungsfaktor für einen Monat 
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vorschüssige Monatsrente = 2.726,26 € x 0,995025
vorschüssige Monatsrente = 2.712,70 € pro Monat 

Zusammenfassendes Ergebnis: Der Professor könnte mit dem Verkauf 
seiner Eigentumswohnung auf Wunsch folgende Zahlungen erhalten: 
•	 33.576,98 € jeweils zum Jahresende oder 
•	 31.676,39 € jeweils zum Jahresbeginn oder
•	 2.726,26 € jeweils zum Monatsende oder
•	 2.712,70 € jeweils zum Monatsbeginn. 

Beispielaufgabe 5 (Jeanne Louise Calment und Andre-François 
Raffray und die Wette auf den Tod):

Jeanne Louise Calment (geboren am 21. Februar 1875 in Arles, 
Frankreich; gestorben am 4. August 1997 in Arles) erreichte die 
bis heute längste menschliche Lebensspanne, die durch wissen
schaftliche Untersuchungen verifiziert werden konnte: 122 Jahre und 
164 Tage. Am 17. Oktober 1995 überholte sie einen alten Japaner und 
wurde zum nachweislich ältesten bekannten Menschen aller Zeiten.
Ihre Todesursache wurde – mit Rücksicht auf ihr Alter – nicht über-
liefert. Das Altersheim, in dem Calment ihre letzten Lebensjahre 
verbrachte, trägt heute ihren Namen.
Die Südfranzösin wurde 1875 als Tochter des Schiffbauers Nicolas 
(1838–1931) und der Marguerite Gilles (1838–1924) in Arles ge-
boren. Sie hatte einen älteren Bruder François (1865–1962), der mit 
97 Jahren verstarb. Jeanne Louise Calment heiratete am 8. April 1896 
ihren Cousin zweiten Grades – den Enkel ihres Großonkels – Fern-
and Nicolas Calment (1868–1942), einen vermögenden Ladenbe-
sitzer. Er versetzte Calment in die Lage, nie viel arbeiten zu müssen, 
sondern ein geruhsames Leben zu führen und ihren Hobbys wie dem 
Tennissport, Radfahren und Schwimmen nachgehen zu können. Ihr 
Mann starb im Jahr 1942 durch einen vergifteten Nachtisch. Cal-
ments Tochter Yvonne starb 1934 mit 36 Jahren an einer Lungenent-
zündung. Danach zog sie ihren Enkel Frédéric (geboren 1926) groß, 
der im Alter von 36 Jahren bei einem Verkehrsunfall ums Leben kam.
Zwei Jahre nach dem Tod ihres Enkels verkaufte die damals 90-jäh-
rige ihre Wohnung gegen Zahlung einer Leibrente von 2.500 Francs 
pro Monat an den damals 47-jährigen Rechtsanwalt Andre-François 
Raffray. Der Rechtsanwalt erlebte das Ende seiner Zahlungsverpflich
tung jedoch nicht mehr. Als er im Dezember 1995 mit 77 Jahren an 
Krebs verstarb, musste seine Witwe die Rentenzahlungen noch zwei 
Jahre fortsetzen. Die rund 900.000 Francs, die er bis zum Jahr 1995 
bezahlt hatte, entsprachen – bei statischer Betrachtungsweise von 
Investitionen – dem dreifachen Marktpreis der Wohnung (1 € ent
spricht 6,55957 Francs).
a) Welchen Endwert (in €) hat die jährliche Zahlungsreihe, bei der 
für die Dauer der Leibrente für Jeanne Louise Calment jeweils am 
Jahresende ein gleich bleibender Betrag anfällt, wenn man mit einem 
Kalkulationszinssatz von 5 % pro Jahr rechnet? Gehen Sie von einem 
Betrachtungszeitraum von exakt 32 Jahren aus (1965 bis 1997). 
b) Berechnen Sie den Endwert (in €), der den jährlichen Zahlungen 
(nachschüssig) bis zum Tod von Raffray finanzmathematisch ent-
spricht, Zinssatz 5 %. Gehen Sie von einem Betrachtungszeitraum 
von exakt 30 Jahren aus (1965 bis 1995). Stimmt es, dass dieser End
wert mehr als dem 6,5-fachen Marktpreis der Wohnung entspricht 
und es gut ist, dass sich der Rechtsanwalt nie mit Finanzmathematik 
auseinandergesetzt hat?
c) Berechnen Sie den Endwert (in €), der den monatlichen Zah-
lungen (nachschüssig) bis zum Tod von Raffray finanzmathematisch 

entspricht. Der monatliche Zins beträgt 0,407412 % (5 % pro Jahr). 
Gehen Sie von einem Betrachtungszeitraum von exakt 30 Jahren aus 
(1965 bis 1995). 
d) Berechnen Sie den Endwert (in €), der den jährlichen Zahlungen 
(nachschüssig) bis zum Tod von Raffray finanzmathematisch ent-
spricht, Zinssatz 5 %. Gehen Sie von einem Betrachtungszeitraum 
von exakt 30 Jahren aus (1965 bis 1995), und berücksichtigen Sie zu
sätzlich eine konstante, jährliche Wachstumsrate der Zahlungsreihe 
von 2 %. 
e) Wenn Louise bezüglich ihrer Lebensdauer zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses mit dem Rechtsanwalt in die Zukunft hätte bli-
cken können, hätte sie dann 460.000 Francs für ihre Wohnung als 
Einmalzahlung im Jahre 1965 als 90-jährige unter finanzmathema
tischen Aspekten annehmen sollen? Bitte nehmen Sie an, dass Louise 
im Jahr 1965 eine Rendite bei einer konkret existierenden Alternativ-
anlage von 5 % pro Jahr hätte erzielen können. Gehen Sie von einem 
Betrachtungszeitraum von exakt 32 Jahren aus (1965 bis 1997). Die 
jährliche Leibrentenzahlung in Höhe von 4.573,47 € (nachschüssig) 
soll mit der Einmalzahlung verglichen werden. Preissteigerungen 
(Wachstumsraten) bleiben unberücksichtigt. 
f ) Nehmen Sie an, dass die Wohnung im Jahre 1965 einen Markt-
wert von 129.884,26 Francs hatte. Wie lange hätte Louise bei Ver-
tragsabschluss im Jahre 1965 mit 90 Jahren leben dürfen, damit der 
Rechtsanwalt bei einem Zinssatz von 5 % pro Jahr und den jährlichen 
Leibrentenzahlungen (nachschüssig) in Höhe von 30.000 Francs kein 
„Minusgeschäft“ macht? Preissteigerungen (Wachstumsraten) blei-
ben unberücksichtigt. 
g) Ein Reporter fragte Jeanne Louise Calment an ihrem 120. Ge-
burtstag: „Werde ich Sie nächstes Jahr wiedersehen?“ Was antwortete 
die alte Dame? 

Lösung:

hier: stets nachschüssige Betrachtungsweise.
a) Leibrente 2.500 Francs/Monat x 12 Monate = 30.000 Francs/Jahr 
= 4.573,47 €/Jahr 
Endwert nach 32 Jahren = jährliche Leibrente x Endwertfaktor für 
32 Jahre 
Endwert nach 32 Jahren = 4.573,47 € x 75,298829
Endwert nach 32 Jahren = 344.376,94 € 

b) Leibrente 2.500 Francs/Monat x 12 Monate = 30.000 Francs/Jahr 
= 4.573,47 €/Jahr 
Endwert nach 30 Jahren = jährliche Leibrente x Endwertfaktor für 
30 Jahre 
Endwert nach 30 Jahren = 4.573,47 € x 66,438848
Endwert nach 30 Jahren = 303.856,08 €

Marktwert der Wohnung im Jahre 1995 = 300.000 Francs = 45.734,71 € 
(laut Aufgabenstellung).

Demnach entspricht der Endwert nach 30 Jahren mehr als dem 
6,5-fachen Marktpreis der Wohnung im Jahre 1995. Ob sich der 
Rechtsanwalt mit der Finanzmathematik auseinandergesetzt hat, ist 
nicht bekannt. 

c) 2.500 Francs/Monat = 381,12 €/Monat 
Endwert nach 360 Monaten = monatliche Leibrente x Endwertfak-
tor für 360 Monate und 0,407412 %
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Endwert nach 360 Monaten = 381,12 € x 815,3752251
Endwert nach 360 Monaten = 310.755,81 € 

d) Endwert nach 30 Jahren = jährliche Leibrente x Endwertfaktor für 
Preissteigerungen > 0 % (hier: 2 % pro Jahr) und endliche Laufzeit
Endwert nach 30 Jahren = 4.573,47 € x 85,3597
Endwert nach 30 Jahren = 390.390,03 €

Der betragsmäßige Unterschied zu 900.000 Francs (137.204,11 €), 
die der Rechtsanwalt bis zu seinem Tod an Louise – bei statischer 
Betrachtungsweise – bezahlt hatte, ist nach dieser Berechnung doch 
gewaltig, wenn neben dem Kalkulationszinssatz noch eine konstante, 
jährliche Geldentwertungsrate von 2 % angesetzt wird.

e) Barwert = jährliche Leibrente x Rentenbarwertfaktor oder Dis-
kontierungssummenfaktor für 32 Jahre und 5 %.
Barwert = 4.573,47 € x 15,802677
Barwert = 72.273,07 € 
 
Die Einmalzahlung im Jahre 1965 hätte Louise ablehnen müssen, da 
die jährliche Leibrentenzahlung bis zum Jahre 1997 einen Barwert 
von 474.080,26 Francs (72.273,07 €) ergibt und dieser höher ist als 
die angebotene Einmalzahlung in Höhe von 460.000 Francs.

f ) In diesem Fall lässt sich die Laufzeit wie folgt allgemein bestimmen: 
Kapitalwertfunktion aufstellen, Kapitalwertfunktion gleich 0 setzen, 
Gleichung nach dem Rentenbarwertfaktor auflösen.
Rentenbarwertfaktor = Marktwert im Jahre 1965 in € : jährliche 
Leibrente in € 
Rentenbarwertfaktor = 19.800,73 € : 4.573,47 € = 4,329476 

In den finanzmathematischen Tabellen findet sich beim Rentenbar-
wertfaktor von 4,329476 bei einem Zinssatz von 5 % eine Laufzeit 
von 5 Jahren. Louise hätte höchstens 5 Jahre, also bis zum Jahre 1970, 
leben dürfen, damit der Rechtsanwalt kein „Minusgeschäft“ macht.

g) Die Französin antwortete: „Warum nicht? Sie sehen doch ganz 
gesund aus!“

Beispielaufgabe 6 (Wahlproblem):

Eine Kreisverwaltung mit der Kameralistik als Rechnungslegungs-
system ist sehr an einem Mehrfamilienhaus in guter Lage inter-
essiert, das einer älteren Frau gehört, da dort das Bürgeramt der 
Kreisverwaltung zentral untergebracht werden könnte. Die Haus-
verwaltung des Mehrfamilienhauses und insbesondere die Angst 
vor Mietnomaden sind nicht mehr mit der Lebensvorstellung der 
älteren Frau zu vereinbaren, so dass sie beabsichtigt, das Mehr
familienhaus zu verkaufen. Die Kreisverwaltung offeriert der Frau 
drei alternative Kaufangebote:

Nr. 1: sofortige Zahlung (Zeitpunkt 0) in Höhe von 720.000 €,

Nr. 2: sofortige Anzahlung (Zeitpunkt 0) in Höhe von 145.000 €, je 
310.000 € am Ende des 2. und 5. Jahres,

Nr. 3: Zahlung einer nachschüssigen Jahresrente in Höhe von 52.900 € 
für die ersten 11 Jahre ( Jahre 1 bis 11) und 54.000 € für die Jahre 12 
bis 16 (auch nachschüssig).

a) Welche Alternative wird die Kreisverwaltung der Frau empfehlen, 
wenn als Entscheidungskriterium der barwertige Überschuss (Ka-
pitalwert) gelten soll und für die dynamischen Berechnungen der 
Kalkulationszinssatz 2 % beträgt? 

b) Welche Alternative wird die Kreisverwaltung der Frau empfehlen, 
wenn die statischen Verfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
angewendet werden sollen?

Lösung:

a) Die barwertigen Überschüsse bzw. Kapitalwerte der drei Alterna-
tiven müssen berechnet und verglichen werden.

Nr. 1: Die sofortige Zahlung von 720.000 € entspricht einem barwer-
tigen Überschuss von 720.000 €. 

Nr. 2: Kapitalwert = 145.000 € + (310.000 € x Abzinsungsfaktor für 
2 Jahre) + (310.000 x Abzinsungsfaktor für 5 Jahre)
Kapitalwert = 145.000 € + (310.000 € x 0,961169) + (310.000 x 
0,905731)
Kapitalwert = 723.739 € 

Nr. 3: Kapitalwert = (52.900 € x Rentenbarwertfaktor für 11 Jahre) + 
(54.000 € x Rentenbarwertfaktor für 5 Jahre x Abzinsungsfaktor für 
11 Jahre)
Kapitalwert = (52.900 € x 9,786848) + (54.000 € x 4,713460 x 
0,804263)
Kapitalwert = 722.430,78 €

Somit hat die Alternative Nr. 1 (sofortige Zahlung) den niedrigsten 
Kapitalwert. Die Kreisverwaltung müsste der älteren Frau aufgrund 
der dynamischen Betrachtungsweise die Alternative Nr. 1 empfehlen. 
Ob sich diese Entscheidung mit den Merkmalen und Zielen der Ka-
meralistik deckt, soll hier nicht untersucht werden. 

b) Bei den statischen Verfahren bleibt der Zeitfaktor unberücksich-
tigt. Somit wird die Zinseszinsrechnung nicht angewendet.

Nr. 1: 720.000 €

Nr. 2: 145.000 € + 310.000 € + 310.000 € = 765.000 €

Nr. 3: (11 x 52.900 €) + (5 x 54.000 €) = 851.900 €

Auch bei statischer Betrachtungsweise müsste die Kreisverwaltung 
der älteren Frau Nr. 1 empfehlen. 

Zu den statischen Verfahren ist ergänzend zur Aufgabenstellung 
zu sagen, dass es heutzutage eigentlich keinen vernünftigen Grund 
mehr gibt, sich mit den statischen Verfahren intensiv zu beschäfti-
gen, da leistungsfähige Taschenrechner und Computer allgegenwär-
tig sind, um das Auf- und Abzinsen, also die Berücksichtigung der 
Zeitpräferenz, unkompliziert durchzuführen. Insbesondere wenn 
die Laufzeiten der Investitionen sehr lang sind, sind die Ergebnisse 
der statischen Verfahren (z. B. Kostenvergleichsrechnung, Gewinn
vergleichsrechnung, Amortisationsrechnung) – um es ganz deutlich 
zu sagen – katastrophal und mithin unbrauchbar. Welchen Wert hat 
der in der Fachliteratur immer wieder beschriebene Näherungs-
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wert, der durch die Anwendung der statischen Verfahren errech net 
werden kann, wenn mit wenigen Rechenschritten ein dynamisches 
Verfahren eine sehr viel exaktere Entschei dungsgrundlage liefern 
kann? 

Beispielaufgabe 7 (Barwert einer vorschüssigen Rentenschuld):

Ein Gemeindegrundstück ist mit einer Rentenzahlung von 3.100 € be-
lastet, die jedes Quartal im Voraus fällig und noch 8 Jahre zu leisten ist. 
Wie hoch ist der Gegenwartswert (Barwert) beim Zinssatz von 0,95 % 
pro Quartal? Um welchen Betrag ermäßigt sich der Barwert, wenn die 
Gemeinde auf eine nachschüssige Zahlungsweise umstellen könnte?

Lösung:

Barwert = 3.100 € x Rentenbarwertfaktor oder Diskontierungssum-
menfaktor für 32 Quar tale und 0,95 % pro Quartal
Barwert = 3.100 € x 27,482063
Barwert = 85 .194,40 € x Aufzinsungsfaktor für ein Quartal und 
0,95 % pro Quartal 
Barwert = 85.194,40 € x 1,0095
Barwert = 86 .003,75 €

Der Barwert der vorschüssigen Rente beträgt 86.003,75 €. Bei nach-
schüssiger Zahlungs weise wäre man auf einen Gegenwartswert 
von 85.194,40 € gekommen. Somit ermäßigt sich der Barwert um 
809,35 € . Ferner kann der Barwert einer vorschüssigen Zahlungs-
reihe folgendermaßen berechnet werden:
 
Barwert = (3.100 € x Rentenbarwertfaktor oder Diskontierungssum-
menfaktor für 31 Quar tale und 0,95 % pro Quartal) + 3.100 €
Barwert = (3.100 € x 26,743143) + 3.100 €
Barwert = 86 .003,74 € 

Beispielaufgabe 8 (Sparen für die Rente):

Eine 30-jährige Beamtin möchte gern einen Sparvertrag zur Alters-
vorsorge abschließen, da sie aufgrund der Staatsverschuldung be-
fürchtet, dass ihre Pension nach dem Gesetz über die Versorgung der 
Beamten und Richter des Bundes (BeamtVG) von derzeit höchstens 
71,75 % auf 60 % (!) ab gesenkt wird. Sie möchte vorsichtshalber ab 
ihrem 60. Lebensjahr eine jährliche Rente in Höhe von 24.000 € er-
halten. Der Einzah lungszeitraum beträgt mithin 30 Jahre. Welchen 
Betrag müsste die Beamtin jährlich an legen, um auf die gewünschte 
Rente zu kommen, wenn sie eine Verzinsung von 5 % pro Jahr erzielt 
und die Rente eine Laufzeit von 18 Jahren haben soll? 

Lösung:

Jährlicher Anlagebetrag = 24.000 € x Rentenbarwertfaktor für 
18 Jahre x Restwertver teilungsfaktor für 30 Jahre 
Jährlicher Anlagebetrag = 24.000 € x 11,689587 x 0,015051
Jährlicher Anlagebetrag = 4 .222,56 €

Die 30-jährige Beamtin müsste jährlich 4.222,56 € anlegen, um auf 
die gewünschte „Rente ab 60“ zu kommen.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

New Public Management

Dieser in den 1980/90er Jahren im angelsächsischen Schrifttum dis-
kutierte Ansatz verfolgt das Ziel, gegen Bürokratismus und Staats-
versagen mit betriebs- und marktwirtschaftlichen Instrumenten 
anzukämpfen. In vielen Ländern, auch in Deutschland, hatten sich 
in den vergangenen Jahrzehnten – nicht zuletzt wegen sowohl eifri-
ger nationaler und supranationaler Gesetzgebung als auch für nötig 
gehaltener internationaler Abkommen – immer mehr und immer 
größere Behörden etabliert. Modernisierungen und Reformen von 
Staat und Verwaltungen wurden und werden weltweit von Wissen-
schaft und Wirtschaft, selbst von Politik und Verwaltung eingefor-
dert. Man verspricht sich davon bessere Arbeitsteilung zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor, schlanke Verwaltungsstrukturen 
und beschleunigte Verwaltungsverfahren, höhere Effizienz bei der 
administrativen und unternehmerischen Leistungserstellung, ge-
ringere Verwaltungskosten und weniger öffentliche Abgaben (insb. 
Steuern) sowie bürger- bzw. kundenfreundliches Verwaltungshan-
deln.
Die Verwaltungspraxis greift den New Public Management-An-
satz zunehmend auf. Vornehmlich die Niederlande, Australien und 
Neuseeland, Kanada und USA (dort als Reinventing Government 
bezeichnet), inzwischen auch Deutschland (sog. Neues Steuerungs-
modell), Österreich, die Schweiz (in beiden Ländern ist von Wir-
kungsorientierter Verwaltungsführung die Rede) und Schweden set-
zen das einschlägige Instrumentarium ein. Es besteht zum einen aus 
der Übernahme eingepasster privatwirtschaftlicher Management-
methoden. Wert wird auf Führungsphilosophie, Organisationskultur, 
Personalentwicklung und Zielvereinbarungen gelegt, auf dezentrale 
Fach- und Ressourcenkompetenz samt Verantwortung und auf er-
gebnisorientierte Steuerung mit informativer Berichterstattung und 
kaufmännischer Rechnungslegung. Zum anderen bemüht man sich 
um die Einführung von Wettbewerbselementen, seien es Maßnah-
men der Deregulierung, (formalen und materiellen) Privatisierung, 
von interadministrativen Leistungsvergleichen bis hin zu statisti-
schen Länder-Rankings.
Vorläufer von New Public Management sind im deutschen Sprach-
raum die Öffentliche Betriebswirtschaftslehre (engl. Public and 
Nonprofit Management) und die Verwaltungsökonomie (engl. Eco-

nomics of Public Administration). Schon in den 1960/70er Jahren 
befassten sich Betriebswirte (wie der Verfasser) und Volkswirte mit 
der Umwandlung hierarchischer Verwaltungsstrukturen in Formen 
eigenständiger Dienstleistungsbetriebe, der Einführung eines Ver-
waltungsmanagements und der Abkehr vom kameralistischen und 
der Hinwendung zum kaufmännischen Rechnungswesen (mit ent-
sprechender Budgetierung, Liquiditätsplanung und Bilanzierung). 
Von der Ökonomisierung wurden seinerzeit auch staatliche und 
kommunale Unternehmen erfasst, deren Finanzierung, Organisation 
und Personalwirtschaft man zwischen Leistungsauftrag und Markt-
bedingungen justierte.
Begonnen mit der Öffentlichen Betriebswirtschaftslehre und Ver-
waltungsökonomie und erweitert durch den New Public Manage-
ment-Ansatz, auch beeinflusst von der Neuen Institutionenöko-
nomie, die sich mit Fragen der Verfügungsrechte (engl. Property 
Rights), der Beziehungen zwischen Prinzipalen und Agenten, der 
Transaktionskosten und dem Vertragsmanagement auseinandersetzt, 
verändert sich bei unmittelbar Betroffenen und in der Bevölkerung 
das Staatsverständnis. Der Staat ist mehr und mehr Hüter der Verfas-
sung, Gewährleister, Regulierer, Schutzgeber und Aufsichtsorgan. Er 
muss sich gegenüber Privatinteressen und Marktmacht behaupten. 
Anders gesagt: Seine Rolle als Vollzugsinstanz (womöglich noch als 
exklusiver Monopolist) schwächt sich ab, wie man im Arbeitsmarkt, 
in der Bildungs- und Gesundheitswirtschaft, Daseinsvorsorge, Ent-
sorgungs- und Umweltwirtschaft, bei Telekommunikation und Post 
unschwer erkennen kann.

Normenkontrollrat

Es ist unbestritten, dass der Staat mit seinen Gesetzen und Verord-
nungen den Unternehmen Arbeitszeit und Kosten aufbürdet. Über 
den Umfang der Belastung gehen die Meinungen allerdings aus-
einander. Das liegt an der Schwierigkeit, das Verwaltungshandeln 
zu erfassen und die Wirkungen auf einzelne Unternehmen und die 
Wirtschaft insgesamt in Geldeinheiten zu bewerten. Angefangen 
von der Unternehmensgründung über die Lebensdauer bis zum Un-
ternehmensende fallen ungezählte Verwaltungsakte an und müssen 
bürokratische Hürden auf Seiten der Verwaltungen und der Unter-
nehmungen überwunden werden, um laut Bundesregierung 9.200 
Dokumentations- und Nachweispflichten zu genügen, die allein die 
Wirtschaft in Deutschland jährlich mit Bürokratiekosten von rund 
50 Milliarden Euro belasten. Als kostspielig erweisen sich vor allem 
die Informations- und Aufbewahrungspflichten aus den Bereichen 
Steuern und Abgaben, Sozialgesetzbuch, Gesundheitswesen und 
Wirtschaftsrecht.
Im Jahr 2006 wurde ein Gremium, der Nationale Normenkontroll-
rat, mit acht Mitgliedern eingesetzt, das die Bundesregierung beim 
Bürokratieabbau unterstützt. Der unabhängige Normenkontrollrat 
– seine Mitglieder dürfen keine aktive Beteiligung an Gesetzgebung, 
Regierung und Verwaltung aufweisen – prüft alle Regelungsvorha-
ben der Bundesregierung im Hinblick auf die daraus resultierenden 
Informationspflichten und mit ihnen verbundenen Kosten sowie da-
rauf, ob sie so gering als möglich ausfallen. 

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, ist 
Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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Bürokratiekosten entstehen sowohl in der Wirtschaft als auch bei 
den Bürgern und bei den öffentlichen Verwaltungen selbst. Na-
mentlich die Kommunen beklagen die ihnen gesetzlich auferlegten 
Informationspflichten, die sie gegenüber Bund und Ländern erfül-
len müssen und die nichts mit den eigentlichen Aufgaben der Kom-
munen gegenüber den Bürgern zu tun haben. Dementsprechend 
müssten die gesamten Kosten ermittelt werden, die von den Betrof-
fenen durch die Erfüllung neuer bundesrechtlicher Regelungen zu 
tragen sind. Es ist absehbar, dass die gesamten Erfüllungskosten alle 
bisher erfassten Bürokratiekosten um ein Vielfaches übersteigen. 
Der inzwischen um zwei Mitglieder erweiterte Normenkontrollrat 
hat gemeinsam mit dem Statistischen Bundesamt und der Bundes-
regierung die Messmethodik erarbeitet. Ein Eckpunktepapier nennt 
als Beispiele für anzustrebende Vereinfachungen das Planungs- und 
Baurecht von Infrastrukturvorhaben, die Steuererklärungen, steu-
erliche und zollrechtliche Nachweispflichten, die Harmonisierung 
und Verkürzung der Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen nach 
Handels-, Steuer- und Sozialrecht sowie die betrieblichen Beauf-
tragten.
Die Einsetzung des Normenkontrollrats ist gewissermaßen ein 
zweiter Schritt zu einer effizienten Gesetzgebung. Der lange zu-
rückliegende erste Schritt war die Aufnahme der durch ein Gesetz 
veranlassten Haushaltsmehrausgaben im Vorblatt eines Gesetzent-
wurfs unter der (fälschlich so bezeichneten) Rubrik „Kosten“ (denn 
echte Verwaltungskosten samt Abschreibungen usw. werden nicht 
einbezogen). Über einen überfälligen dritten Schritt wird nachge-
dacht. Zweckmäßig wäre es, wenn die Bundesministerien (ebenso 
die Landesministerien) in der Begründung einer Gesetzesvorlage 
folgende Fragen zu beantworten hätten: Welche Ziele verfolgt das 
Gesetz konkret? Werden Mitteilungs- oder andere administrative 
Pflichten eingeführt oder erweitert? Wird mit dem Gesetz eine 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung erzielt? Bestehen andere, 
auch private Lösungsalternativen? Wird das EU-Recht tangiert? 
Ist ein Verfallsdatum möglich? Mit welchen Einnahmen und Aus-
gaben müssen die öffentlichen Haushalte rechnen? Welche Kosten 
entstehen voraussichtlich für die vom Gesetz betroffene Wirtschaft 
und Bürgerschaft? Was bedeutet das Gesetz für Verbraucher? Wel-
che Auswirkungen sind auf das Preisniveau zu erwarten? Der Nor-
menkontrollrat beginnt in Kürze mit einem Teil dieser Fragen im 
Rahmen seines gesetzlichen Auftrags, die Angaben der Ressorts auf 
methodengerechte Anwendung und geringstmögliche Belastung 
zu prüfen, bevor ein Gesetzentwurf dem Bundeskabinett vorgelegt 
wird.
Derzeit laufen Bemühungen, ein dem Nationalen Normenkontroll-
rat vergleichbares unabhängiges Gremium bei der EU-Kommission 
einzurichten. Die EU-Bürokratie in Brüssel wäre ein lohnendes Be-
tätigungsfeld.

Stadtwerke

Sowohl für die Wasser-, Gas- und Stromversorgung der Einwohner 
und der meisten Gewerbebetriebe als auch für den öffentlichen Per-
sonennahverkehr errichteten „Städte und Gemeinden“ (partiell tau-
tologisch, denn auch Städte sind Gemeinden, allerdings Gemeinden 
nicht stets Städte) schon vor über 100 Jahren Stadt- bzw. Gemeinde-
werke. In der Regel lag die Trägerschaft respektive das Eigentum zu 
100 Prozent bei der Kommune. Durch die reichsrechtliche Eigenbe-
triebsverordnung von 1938 erhielten die Stadtwerke die Rechtsform 
eines rechtlich unselbständigen Sondervermögens mit eigenem 

Wirtschaftsplan und kaufmännischer Buchführung und Rechnungs-
legung. Dadurch grenzte man die Stadtwerke von der Haushaltspla-
nung und Kameralrechnung ab und gestand ihnen eine selbständige 
Organisation mit eigener kaufmännischer und technischer Werklei-
tung zu. Dienstherr mit weitreichenden Weisungsbefugnissen blieb 
der (Ober-)Bürgermeister, unterstützt von einem Beirat, der sich im 
Zuge der Demokratisierung nach 1945 zu einem Werkausschuss der 
Gemeindevertretung mendelte.
An die Stelle der Eigenbetriebe mit den genannten Sparten für die 
öffentliche Daseinsvorsorge traten inzwischen vielfach regional täti-
ge Eigengesellschaften in Form von Konzernen in Rechtsformen des 
privaten Rechts mit der Aufspaltung in Beteiligungsgesellschaften 
für Energie- (samt Fernwärme-) und Wasserversorgung sowie für 
Bahn- und Busverkehr einschließlich Hafenbetriebe und Parkhäuser. 
Oft sind die Kommunen nur noch Mehrheitseigner, denn immer 
häufiger beteiligen sich private Investoren an den Stadtwerken, die 
dann zu gemischtwirtschaftlichen Unternehmen werden. 
Nach dem geltenden Wirtschaftsverfassungsrecht von Bund und 
Ländern und für Gemeinden setzen Errichtung, Übernahme und 
Erweiterung von Stadtwerken und anderen wirtschaftlichen Unter-
nehmen (Beratungs-, Dienstleistungs-, Kur-, Marketing-, Messe-, 
Wirtschaftsförderungs-, Wohnungsunternehmen usw.) einen öffent
lichen, in manchen Ländern einen dringenden öffentlichen Zweck 
voraus. Was ein öffentlicher Zweck ist, lässt sich nicht exakt bestim-
men. Er hängt von Gesetzgebung, Richterrecht, Zeitgeist, Interes-
sengruppen und Rathausmehrheiten ab. Übereinstimmung dürfte 
aber im Umkehrschluss darin bestehen, dass eine rein kommerzielle 
Betätigung ausgeschlossen ist. Ein öffentlicher Zweck kann durchaus 
auch vorliegen, wenn ein privates Unternehmen sich seiner annimmt. 
Jedenfalls sollte man die kommunale Selbstverwaltung zur Gestal-
tung des „öffentlichen Wirkungskreises“ so weit fassen, dass eine  
– der grundlegenden Bedeutung wegen – qualifizierte Mehrheit der 
Gemeindevertretung zum einen über die Festlegung des öffentlichen 
Zwecks, zum anderen über die Art und Weise der unternehmerischen 
Betätigung entscheidet. Im Übrigen gehört zu ihr auch die weitere 
Voraussetzung, wonach das kommunale Unternehmen nach Art und 
Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur finanziellen Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen kapazitati-
ven Bedarf stehen muss.
Trotz unterschiedlicher Trägerschaft (eine Gemeinde, mehrere Ge-
meinden, öffentlich-private Partner), Rechtsformen, Organisations-
strukturen, Größenordnungen, Produktvielfalt und politischer Ein-
flussnahmen verfolgen die Stadtwerke in Deutschland im Grundsatz 
dieselbe Zielsetzung, nämlich einen öffentlichen Auftrag zu erfüllen. 
Er beruht auf energie-, verkehrs-, umwelt- und sozialpolitischen Zie-
len, flankiert insbesondere von wirtschafts-, vergabe- und steuer-
rechtlichen Vorgaben, ausgerichtet auf Verbraucherschutz, Bürger-
nähe und Partnerschaft mit dem Träger. Letztere hat sich im Hinblick 
auf die Gemeinde erst nach und nach entwickelt. Früher waren 
Stadtwerke ein Instrument der Kommunalpolitik. Diese hierarchi-
sche Beziehung ist als Folge oft bedeutender finanzieller Zuflüsse 
zum Gemeindehaushalt durch Konzessionsabgaben, Steuereinnah-
men und Gewinnausschüttungen seitens der Stadtwerke einer 
„marktmäßigen“ Zusammenarbeit gewichen.
Zum öffentlichen Zweck respektive zum öffentlichen Auftrag von 
Stadtwerken gehören seit eh und je – ohne so bezeichnet worden zu 
sein – Corporate Social Responsibility (CSR) und Nachhaltigkeit.
stadtwerke sollten ihre gesellschaftliche und ökologische Verantwor-
tung mehr als bisher zu kommunizieren.
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Aufgabe 1

1.	� Definieren Sie bitte den Begriff „Liquidität“ und erläutern Sie 
kurz, welche Bedeutung das Liquiditätsziel für den kommunalen 
Verwaltungsbetrieb, d.h. für eine Gemeindeverwaltung als Gan-
zes, hat?

2.	� Nennen Sie drei kommunalrechtliche Vorschriften, die diese Ziel-
setzung betreffen.

3.	� Definieren Sie kurz den Begriff „Finanzierung“ sowie die nachfol-
genden Begriffe für verschiedene Finanzierungsarten:

•	 „Außenfinanzierung“,
•	 „Beteiligungsfinanzierung“,
•	 „Selbstfinanzierung“,
•	 „Eigenfinanzierung“,
•	 „Kreditfinanzierung“,
•	 „Fremdfinanzierung“ und
•	 „Innenfinanzierung“.
4.	� Überprüfen Sie bitte, welche der oben genannten Begriffsfassun-

gen für folgende Finanzierungsmöglichkeiten eines kommunalen 
Verwaltungsbetriebs, d.h. einer Gemeindeverwaltung als Ganzes, 
zutreffen und begründen Sie kurz Ihre Zuordnung:

	 a)	 Erhebung der Hundesteuer,
	 b)	Aufnahme eines Kommunalkredits bei einer Bank,
	 c)	� Inanspruchnahme des Zahlungszieles beim Kauf eines Feuer-

wehrfahrzeuges und
	 d)	� Inanspruchnahme einer Landeszuweisung in Verbindung mit 

einer Investition, wobei der gewährte Betrag nachweislich für 
die betreffende Investition verwendet werden muss.

5.	� Erläutern Sie kurz, was man unter dem Leverage-Effekt versteht, 
und prüfen Sie, welche Bedeutung dieser Effekt für einen kom-
munalen Verwaltungsbetrieb, d.h. eine Gemeindeverwaltung als 
Ganzes, hat.

Aufgabe 2

Die Notarzt-Einsätze wurden im März 2009 in der Gemeinde Klei-
berstadt erfasst und wie folgt klassiert dargestellt:

Entfernung in km über 0 bis 3 über 3 bis 7 über 7 bis 11 über 11 bis 16

Anzahl der Einsätze 20 75 30 5

Zur Vorbereitung des Produktberichts werden Sie um eine grafische 
Aufarbeitung und um die Ermittlung von einigen Kennzahlen gebe-
ten. Im Einzelnen sollen Sie

1.	� die absolute Häufigkeitsverteilung grafisch darstellen, ggf. nötige 
Annahmen verdeutlichen,

2.	� arithmetisches Mittel, Standardabweichung und den Quotienten 
aus Standardabweichung und arithmetischem Mittel berechnen 
und Hinweise zur Interpretation geben,

3.	� die Summenhäufigkeitsfunktion darstellen und Median sowie das 
untere und das obere Quartil einzeichnen.

Aufgabe 3 

Die VHS ist in ein neues Gebäude gezogen. Im Rahmen einer Bür-
gerbefragung wurde festgestellt, dass 70 % der Befragten mit der 
neuen Gestaltung sehr zufrieden sind. 161 Bürger haben die Fra-
genbogen ausgefüllt. Im Kulturausschuss wurde daraufhin von der 
Mehrheitsfraktion gefolgert, dass alle Bürger mit der neuen Gestal-
tung der VHS sehr zufrieden seien. Die kontroverse Diskussion 
wurde vom Ausschussvorsitzenden abgebrochen. Von ihm wurden 
folgende Fragen zu Protokoll gegeben, die schriftlich von der Verwal-
tung beantwortet werden sollen.

Ihre Aufgabe ist es, die Antwort fachlich zu entwerfen. Es wurde 
gefragt:

1.	� Welche Anforderungen müssen an eine Stichprobe gestellt wer-
den, damit sie verlässliche Schätzwerte liefert?

2.	� Was ist der Unterschied zwischen einer Punktschätzung und einer 
Intervallschätzung? Welche Aussagen können in beiden Fällen im 
vorliegenden Sachverhalt gewonnen werden?

3.	� Wie groß ist das Konfidenzintervall bei einem symmetrischen 
Vertrauensbereich von 95% für die „sehr zufriedenen“ Bürger? 
(Gehen Sie davon aus, dass die unter 3.1 geforderten Eigenschaf-
ten erfüllt sind.)

4.	� Die Auswirkungen des Stichprobenumfangs sind unklar geblie-
ben. Erläutern Sie deshalb, wie sich ein auf 401 Antworten erhöh-
ter Stichprobenumfang auswirken würde. 

Aufgabe 4

Die Verwaltungsspitze ist mit den Durchlaufzeiten von Bauanträ-
gen unzufrieden und sieht grundsätzlich die Alternativen, entweder 
das Hauptamt oder eine externe Organisationsberatung mit einer 
umfassenden Organisationsuntersuchung zu beauftragen. Beim ge-
genwärtigen Planungsstadium geht es nicht um die möglicherweise 
entstehenden Kosten, sondern vorrangig um den möglichen Erfolg 
der Maßnahmen.

1.	� Stellen Sie die Entscheidungssituation grafisch dar und gehen 
Sie dazu davon aus, dass sich die gegenwärtige durchschnittliche 
Durchlaufzeit von 236 Tagen durch Konzepte des Hauptamtes auf 
durchschnittlich 60 Tage und durch Konzepte des externen Beraters 

Fallbearbeitungen

Thomas Rau/Falko Schuster*

Grundlagen der ÖBWL
Einführung in die ÖBWL, Planungs- und Entscheidungstechniken, Statistik
sowie Finanzierungs- und Investitionsrechnung

*	 Prof. Dr. Thomas Rau und Prof. Dr. Falko Schuster lehren an der Abteilung 
Duisburg der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung des Landes Nord
rhein-Westfalen Öffentliche Betriebswirtschaftslehre.
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auf durchschnittlich 30 Tage verkürzen könnte. In beiden Fällen ist 
aber die Reaktion der Mitarbeiter unklar. Werden die Vorschläge 
des Hauptamtes schlecht vermittelt, könnte es auch zu einer Verlän-
gerung der Durchlaufzeit auf durchschnittlich 280 Tage kommen. 
Eine schlechte Vermittlung durch den externen Berater könnte zu 
einer Durchlaufzeit von durchschnittlich 300 Tagen führen. 

2.	� Für welche Alternative entscheiden Sie sich als Optimist und wie 
entscheiden Sie als Pessimist?

3.	� Was versteht man unter der Hurwicz-Regel und unter der Savage-
Niehans-Regel? Erläutern Sie beide Regeln anhand des Sachver-
halts.

4.	� Der Bürgermeister hält es mit einer Wahrscheinlichkeit von 20 % 
für möglich, dass sich die Mitarbeiter den Vor-
schlägen des Hauptamtes widersetzen; diese Wahr-
scheinlichkeit sieht er bei dem externen Berater al-
lerdings bei einem Drittel. Wie entscheidet er, wenn 
er sich risikoneutral verhält?

5.	� Erläutern Sie Methoden, mit denen der Bürger-
meister seine Risikoabneigung unter 4.4 berück-
sichtigen könnte.

Aufgabe 5

Ein kommunaler Verwaltungsbetrieb benötigt ein 
Spezialfahrzeug. Aus Gründen der Vereinfachung 
wird unterstellt, dass nur zwei Anbieter ein solches 
Fahrzeug anbieten. Sorgfältige technische Überprü-
fungen haben ergeben, dass die beiden angebotenen 
Fahrzeugtypen für den vorgesehenen Zweck gleicher-
maßen geeignet sind und die gleiche Nutzungsdauer 
zu erwarten ist. Die geplante Nutzungsdauer beträgt in 
beiden Fällen 10 Jahre. Auch bezüglich eines eventuel-
len Zusatznutzens gibt es keine Unterschiede. Das 
gleiche gilt für die meisten jährlichen Ausgaben (War-
tung, Versicherung, Steuern usw.), bei denen es sich 
gleichzeitig um Kosten handelt. Die betreffende jähr-
liche Ausgaben- bzw. Kostenposition beträgt bei bei-
den Fahrzeugen 5.000 Euro. Ein Resterlös am Ende 
der geplanten Nutzungsdauer ist nicht zu erwarten. 
Die Fahrzeuge können an ein Verschrottungsunter-
nehmen abgegeben werden, wobei man keinen Rester-
lös erzielt, aber auch keine Verschrottungskosten tra-
gen muss. Das Fahrzeug soll jährlich 15.000 km fahren. 
Die Anschaffungsausgabe und die laufenden Treib-
stoffkosten sollen aus Eigenmitteln finanziert werden. 
Beim Fahrzeug A beträgt die Anschaffungsausgabe 
100.000 Euro beim Fahrzeug B nur 80.000 Euro. Bei-
de Fahrzeuge benötigen den gleichen Treibstoff, aller-
dings benötigt das Fahrzeug A nur 20 Liter pro 100 km 
und das Fahrzeug B 30 Liter pro 100 km. Der Treib-
stoffpreis pro Liter beträgt 1,30 Euro. Der Kalkula
tionszinssatz beträgt i = 5%. 
Die Anschaffungsausgaben fallen jeweils zu Beginn 
des 1. Jahres und die restlichen Ausgaben fallen jeweils 
am Ende des betreffenden Jahres an.

1.	� Welches Fahrzeug ist zu beschaffen, wenn man die 
Entscheidung mit Hilfe des statischen Kostenver-
gleichs trifft?

2.	� Wie sieht die Entscheidung aus, wenn man die Kapitalwertme-
thode heranzieht?

3.	� Unterstellt, man sei sich bezüglich der in einem Jahr zu fahrenden 
Kilometer nicht sicher. Bis zu welcher jährlichen Kilometerzahl ist 
welches Fahrzeug zu wählen, wenn man 

	 a)	 den statischen Kostenvergleich und
	 b)	die Kapitalwertmethode heranzieht?
4.	� Könnte in der vorliegenden Entscheidungssituation auch die Me-

thode des internen Zinsfußes herangezogen worden? Begründen 
Sie kurz Ihre Ansicht.

Anhang
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Werte von 2 zu gegebenen Werten der Verteilungsfunktion einer Chi-Quadrat-Verteilung.
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Lösungshinweise 

Zu Aufgabe 1

1.1	
Unter dem Begriff „Liquidität“ versteht man die Zahlungsfähig-
keit eines Betriebes. Sie muss jederzeit gewährleistet sein. Sie ist in 
einem Zeitpunkt dann gegeben, wenn der vorhandene Zahlungs-
mittelbestand ausreicht, um den anstehenden Zahlungsverpflich-
tungen nachkommen zu können. Wie für jeden Betrieb so ist auch 
die Wahrung des finanziellen Gleichgewichts, d. h. die Gewährleis-
tung der Liquidität, für eine Gemeinde als Ganzes bedeutsam. Gerät 
sie in Zahlungsschwierigkeiten, ist die Aufgabenerfüllung, d.h. die 
Produktion der kommunalen Dienstleistungen, gefährdet. Für eine 
zahlungsunfähige Gemeinde wird es schwierig, wenn nicht sogar un-
möglich sein, die für die Produktion erforderlichen Einsatzgüter zu 
beschaffen.

1.2	
Der Bedeutung der Beachtung des Liquiditätsziels hat der Gesetz-
geber in allen Bundesländern Rechnung getragen. Speziell in Nord-
rhein-Westfalen sind besonders die drei folgenden Vorschriften zu 
nennen:
–	� § 75 (6) Gemeindeordnung „Die Liquidität der Gemeinde ein-

schließlich der Finanzierung der Investitionen ist sicherzustellen.“
–	� § 89 (1) Gemeindeordnung „Die Gemeinde hat ihre Zahlungs

fähigkeit durch eine angemessene Liquiditätsplanung sicherzu-
stellen.“

–	� § 30 (6) Gemeindehaushaltsverordnung „Die Gemeinde hat ihre 
Zahlungsfähigkeit durch eine angemessene Liquiditätsplanung … 
sicherzustellen.“

1.3	
Finanzierung bedeutet Gestaltung der Zahlungsströme im Hinblick 
auf die Wahrung der Liquidität unter Beachtung weiterer betriebli-
cher Ziele. Ein kommunaler Verwaltungsbetrieb muss beispielsweise 
in Verbindung mit dem Liquiditätsziel das Wirtschaftlichkeitsziel 
beachten. Dies bedeutet, dass man zwar hinreichend Zahlungsmittel 
bereithalten muss, um den Zahlungsverpflichtungen nachkommen 
zu können, aber keine unnötigen Zahlungsmittelbestände vorhalten 
soll, um beispielsweise nicht auf mögliche Erträge zu verzichten. 
–	� Unter der Außenfinanzierung, die auch externe Finanzierung 

genannt wird, versteht man die Bereitstellung finanzieller Mittel 
durch Außenstehende, d.h. durch Personen bzw. Organisationen. 
Der Betrieb erzielt die Zahlungsmittel also nicht durch Umsatz- 
bzw. Verkaufsprozesse oder ähnliche Vorgänge.

–	� Bei der Beteiligungsfinanzierung handelt es sich um eine spezi-
elle Form der Außenfinanzierung. Die Personen bzw. Organisati-
onen, die einem Betrieb finanzielle Mittel zur Verfügung stellen, 
werden in dem betreffenden Umfang Eigentümer bzw. Miteigen-
tümer des Betriebes, dem sie die finanziellen Mittel gewähren.

–	� Bei der Selbstfinanzierung handelt es sich um eine spezielle Form 
der Innenfinanzierung. Der Betrieb verzichtet auf eine „Ausschüt-
tung“ des erzielten Gewinns. Man nennt die Selbstfinanzierung 
auch „Finanzierung aus einbehaltenem Gewinn“.

–	� Bei der Eigenfinanzierung handelt es sich um eine Finanzierung, 
durch die das Eigenkapital eines Betriebes größer wird.

–	� Bei der Kreditfinanzierung erhält der Betrieb die finanziellen 
Mittel, indem er sich diese bei einer anderen Person oder Orga-

nisation leiht. In dem Umfang, wie dem betreffenden Betrieb aus 
einem solchen Geschäft finanzielle Mittel zufließen, entstehen 
Verbindlichkeiten.

–	� Bei der Fremdfinanzierung handelt es sich um eine Form der Fi-
nanzierung, durch die sich das Fremdkapital eines Betriebes erhöht.

–	� Bei der Innenfinanzierung erzielt der Betrieb finanzielle Mittel 
„aus eigener Kraft“, also beispielsweise durch einen Umsatzpro-
zess bzw. durch einen ähnlichen Vorgang (Vermögensverkäufe, 
Vermietung, Verpachtung usw.).

1.4	
a)	 Bei der Erhebung der Hundesteuer handelt es um eine Außen-
finanzierung, da der Grund für den Zufluss der finanziellen Mittel 
nicht in der Leistungserstellung des betreffenden Betriebes bzw. in 
einem Verkaufsvorgang liegt. Diese Form der Außenfinanzierung 
kommt allerdings nicht im Bereich der Privatwirtschaft vor, da sie auf 
hoheitliches Handeln zurückzuführen ist. Weiterhin handelt es sich 
bei dieser Finanzierungsform um eine Eigenfinanzierung, da durch 
die Erhebung der Steuer Erträge erzielt werden. Dadurch wird das 
Jahresergebnis verbessert und das Eigenkapital erhöht. 
b)	Bei der Aufnahme eines Kommunalkredits bei einer Bank han-
delt es sich um eine Außenfinanzierung, da der kommunale Ver-
waltungsbetrieb von einer anderen Organisation finanzielle Mittel 
erhält. Es handelt sich, wie aus der Bezeichnung „Kommunalkredit“ 
hervorgeht, auch um eine Kreditfinanzierung. Da dadurch die Schul-
den der Gemeinde zunehmen, handelt es sich um eine Finanzierung, 
die das Fremdkapital erhöht, d.h. um eine Fremdfinanzierung. 
c)	 Bei der Inanspruchnahme des Zahlungszieles beim Kauf eines 
Feuerwehrfahrzeuges nimmt die Gemeinde einen Lieferantenkre-
dit in Anspruch. Es handelt sich somit um eine Kreditfinanzierung 
und damit automatisch auch um eine Außenfinanzierung, d.h. eine 
Mittelbereitstellung durch einen Außenstehenden, hier durch einen 
Lieferanten, und um eine Fremdfinanzierung, da durch den Vorgang 
das Fremdkapital zunimmt, d.h. es entstehen in Form der Lieferan-
tenverbindlichkeiten zusätzlich Schulden. 
d)	Bei der Inanspruchnahme einer Landeszuweisung in Verbin-
dung mit einer Investition handelt es sich um eine Außenfinanzie-
rung. Die Kommune bekommt das Geld von einer anderen Gebiets-
körperschaft, hier vom Land. Auf der Aktivseite der kommunalen 
Bilanz erhöhen sich hierdurch die liquiden Mittel. Auf der Passivseite 
der kommunalen Bilanz wird eine spezielle Bilanzposition berück-
sichtigt, die als Sonderposten für Zuwendungen bezeichnet wird. 
Rein formell wird der betreffende Betrag damit nicht dem Eigenka-
pital der Gemeinde zugeordnet. Materiell handelt es sich bei einem 
solchen Sonderposten jedoch um Eigenkapital; denn dieses Kapital 
steht der Gemeinde unbefristet und zinsfrei zur Verfügung. Daher 
wird der Sonderposten im Rahmen der Bilanzanalyse auch dem Ei-
genkapital zugerechnet. Insofern handelt es sich bei diesem Finan-
zierungsvorgang um eine spezielle Form der Eigenfinanzierung.

1.5	
Unter dem Leverage-Effekt versteht man die „Hebelwirkung“ des 
Fremdkapitals im Hinblick auf die Eigenkapitalrentabilität. 
Das folgende einfache Beispiel verdeutlich diesen Zusammenhang: 
Wenn ein Betrieb mit 100 Euro Eigenkapital einen Gewinn von 
20 Euro und damit eine Eigenkapitalrentabilität von 20 % erzielen 
kann und er die Möglichkeit hat, mit einer zusätzlichen Investition 
in Höhe von 100 Euro ebenfalls 20% „Gewinn“ zu machen, ist die 
Aufnahme eines Kredits, falls eigene Mittel fehlen, unter bestimm-
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ten Bedingungen sinnvoll. Muss man beispielsweise für 100 Euro 10% 
Zinsen zahlen und könnte man mit dem betreffenden Betrag die oben 
genannten zusätzlichen 20 Euro erzielen, würde der Betrieb bei einem 
Eigenkapitaleinsatz von 100 Euro und einem Fremdkapitaleinsatz von 
ebenfalls 100 Euro insgesamt 40 Euro „verdienen“ und nach Abzug der 
Zinsen in Höhe von 10 Euro einen Gewinn in Höhe von 30 Euro und 
damit eine Eigenkapitalrentabilität von 30% erzielen. 
Diese Überlegungen spielen allerdings im Bereich der Kommunal-
verwaltung aus folgenden Gründen kaum eine Rolle:
–	� Erstens ist eine Gemeinde überwiegend im Be-

reich des Marktversagens tätig ist und kann sie so-
mit in den meisten Fällen keine Gewinne erzielen. 
Man denke beispielsweise an die Sozialhilfeleis-
tungen oder aber die Ermöglichung unentgeltli-
cher Schulbesuche.

–	� Zweitens erfolgt dort, wo Gewinne entstehen 
können und auch sollen, in der Regel eine Be-
grenzung des Gewinns und damit der Eigenka-
pitalrentabilität. Das macht beispielsweise die 
Eigenbetriebsverordnung deutlich.

–	� Drittens ist auch die Fremdkapitalaufnahme, d. 
h. die Verschuldung einer Gemeinde, durch spe-
zielle Vorschriften geregelt. Eine Verschuldung 
allein aufgrund von Rentabilitätsüberlegungen 
ist nicht zulässig. 

Zu Aufgabe 2

1.
Die Klassierung muss lückenlos vorgenommen werden. Üblicher-
weise sind die Klassen links offen, rechts geschlossen; der Wert 3 
gehört dann noch in die erste Klasse.
Für die Darstellung im Histogramm muss die Häufigkeitsdichte be-
rechnet werden:

Im Histogramm hat die Ordinate keine inhaltliche Aussage mehr; 
die Fläche repräsentiert die Häufigkeit und die Häufigkeit wird 
durch Zahlen über den Flächen ausgedrückt.

2.
Zur Berechnung von arithmetischem Mittel, Standardabweichung 
und Variationskoeffizient wird jeweils die Gleichverteilung inner-
halb der Klasse unterstellt.

Arithmetisches Mittel und Standardabweichung sind geeignete 
Maßzahlen zur Beschreibung der Verteilung. Der Variationskoeffi
zient standardisiert die Abweichung und erlaubt auf dieser Basis Ver-
gleiche mit anderen Rettungsdiensten.

2.3	
Die Summenhäufigkeitsfunktion und Median sowie das untere und 
das obere Quartil können der unteren Grafik entnommen werden:

Die exakten Werte, die nicht zu berechnen waren, sind:
1.	 Quartil = 3,667, Median = 5,40, 3. Quartil = 7,333.

Entfernung 
in km

absolute 
Häufigkeit

Klassen-
breite

Häufigkeits-
dichte

Klassen-
mitte

relative 
Häufigkeit

   

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9)

von bis           (6) x (7) ((6)-arith.M.)² x (7)

0 3 20 3 6,67 1,5 0,1538 0,2308 2,7288

3 7 75 4 18,75 5 0,5769 2,8846 0,2921

7 11 30 4 7,50 9 0,2308 2,0769 2,4955

11 16 5 5 1,00 13,5 0,0385 0,5192 2,3331

Summe: 130     arithmetisches Mittel = 5,7115 7,8495

          Standardabweichung = 2,8017

          Variationskoeffizient = (9)/(8) = 0,4905

Entfernung in km absolute Häufigkeit Klassenbreite Häufigkeitsdichte

(1) (2) (3) (4) (5)

von bis      

0 3 20 3 6,67

3 7 75 4 18,75

7 11 30 4 7,50

11 16 5 5 1,00
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Zu Aufgabe 3

1.
Die Stichprobe muss repräsentativ sein. Verlässliche Schätzer lassen 
sich nur bei einer echten Zufallsauswahl berechnen. Bei einer Quo-
tenauswahl wäre dies nicht möglich.

2.
Bei der Punktschätzung wird der Wert eines Parameters, z.B. des 
arithmetischen Mittels oder eines Anteilswerts geschätzt. Dieser 
Schätzung kann keine Wahrscheinlichkeit für ihr Eintreffen zuge-
ordnet werden.
Der Anteilswert aus der Stichprobe ist ein unverzerrter Schätzer für 
den Anteilswert in der Grundgesamtheit. Wenn die Befragung auf 
einer echten Zufallsauswahl beruht, dann kann zwar auf die Grund-
gesamtheit geschlossen werden; die Signifikanz der Aussage bleibt 
aber unklar.
Die Intervallschätzung lässt Aussagen über die Signifikanz der Schät-
zung zu. Dazu wird zur Vertrauenswahrscheinlichkeit ein Intervall 
konstruiert, in dem – im vorliegenden Fall mit einer Wahrscheinlich-
keit von 95 % – der wahre, aber unbekannte Anteilswert liegt.

3.
Es wird von einer echten Zufallsauswahl ausgegangen. Aus der bei-
gefügten Formelsammlung ergibt sich die Varianz der Binomialver-
teilung mit p x q/(n-1). Varianz bzw. Standardabweichung werden 
unverzerrt geschätzt, wenn der Stichprobenumfang um 1 vermindert 
wird. Für n = 161 ist die Standardabweichung dann 0,03623.
Die Breite des Konfidenzintervalls richtet sich nach der zugrunde-
gelegten Vertrauenswahrscheinlichkeit; aus der Formelsammlung 
im Anhang liest man für den symmetrischen Vertrauensbereich von 
95 % z = 1,96 beidseitig ab. Das halbe Vertrauensintervall ist deshalb 
1,96 x 0,03623 = 0,071. Damit ergibt sich als obere Schranke: 0,7 + 
0,071 = 0,771; die untere Schranke ist: 0,7 – 0,0771 = 0,629.
Die abschließende Aussage lautet: Mit einer Sicherheit von 95 % 
sind die Bürger zwischen 62,9 % und 77,1 % mit der neuen VHS sehr 
zufrieden.

4.
Ein erhöhter Stichprobenumfang wirkt sich nach dem Wurzel-n-
Gesetz auf das Konfidenzintervall aus. Die Standardabweichung ist 
die Wurzel aus der Varianz: Für den erhöhten Stichprobenumfang 
errechnet sich 0,0229; das halbe Konfidenzintervall beträgt jetzt 
0,0449. Entsprechend enger fallen die Schranken aus mit 0,7449 und 
0,6551.

Zu Aufgabe 4

1.
Die Entscheidungssituation wird üblicherweise grafisch als Ent-
scheidungsbaum dargestellt. Grundsätzlich gibt es daneben die ta-
bellarische Form.

Symbole:

Entscheidungsbaum:

2.
Der Entscheider strebt danach, die Durchlaufzeit zu verkürzen. Der 
(extreme) Optimist wählt unter den in Frage kommenden Alterna-
tiven die relativ beste und vergleicht 236 Tagen mit 60 Tagen und 
30 Tagen und entscheidet sich deshalb für die externe Beratung. Der 
Pessimist geht von den schlechtesten Ergebnissen der jeweiligen Al-
ternative aus und wählt daraus die relativ beste aus: 236 ist besser als 
280 und besser als 300. Die Entscheidung fällt auf „keine Organisa-
tionsuntersuchung“.

3.
Die Hurwicz-Regel oder Pessimismus-Optimismus-Regel kombi-
niert die Maximax-Regel und Minimax-Regel. Sie vermittelt zwi-
schen dem extremen Optimisten und dem extremen Pessimisten, 
indem sie den Optimisten mit Lambda, einem Wert zwischen 0 und 
1 gewichtet; entsprechend wird dann der Pessimist mit 1-Lambda 
gewichtet. So können unterschiedlichen Risikoabneigungen berück-
sichtigt werden.
Die Savage-Niehans-Regel oder die Minimax-Risiko-Regel stellt 
eine Matrix des Bedauerns auf. Für jede Umweltlage wird festgestellt, 
welcher Verlust eintritt, wenn man sich nicht für die optimale Alter-
native entschieden hat. Als Pessimist wählt der Entscheider unter 
den schlechten Ergebnissen das relativ beste und bestimmt so die 
gesuchte Alternative.

4.
Indem der Bürgermeister die Umweltlagen mit Wahrscheinlichkeit 
bewertet, kann ein Erwartungswert berechnet werden. Der Erwar-
tungswert ist die Summe der mit der Eintrittswahrscheinlichkeit 
gewichteten Ergebniswerte. Er entscheidet sich nach dem Erwar-
tungswert, wenn er risikoneutral ist. Dann verrechnet er mögliche 
„Gewinne“ mit 1:1 mit möglichen „Verlusten“.
–	 Für den Status quo ist der Erwartungswert 236 Tage.
–	� Für die interne Organisationsuntersuchung beträgt er 104 Tage 

(= 0,8 x 60 + 0,2 x 280).
–	� Für die externe Organisationsuntersuchung ist er 119,1 Tage 

(= 0,67 x 30 + 0,33 x 300); Rundungsabweichungen sind möglich.

Der Bürgermeister entscheidet sich dann für die interne Organisa
tionsuntersuchung.

5.
Der Bürgermeister könnte seine Risikoabneigung berücksichtigen, 
indem er ungewünschte Ergebnisse von vornherein als Ausschluss-
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grund für eine Alternative ansieht. Wäre er etwa keinesfalls bereit, 
eine durchschnittliche Durchlaufzeit von 300 Tagen hinzunehmen, 
dann fiele die Alternative „externe Organisationsuntersuchung“ so-
fort weg.
Das so genannt µ-Sigma-Kriterium korrigiert dagegen den errech-
neten Erwartungswert, in vorliegenden Beispiel im Sinne der Risiko-
scheu nach oben. Als Korrekturfaktor wird die Standardabweichung 
genutzt; sie wird mit einem vom Entscheider festzulegenden Faktor 
multipliziert. Der Bürgermeister zwingt sich in beiden Fällen vor 
der Entscheidung den Bereich festzulegen, den er nicht bereit ist zu 
akzeptieren.

Zu Aufgabe 5

1.
� Beträge in Euro

* Berechnung der Treibstoffkosten:
•	 für Fahrzeug A
	 15.000 km x 20 Liter/100 km x 1,30 Euro/Liter = 3.900 Euro
•	 für Fahrzeug B
	 15.000 km x 30 Liter/100 km x 1,30 Euro/Liter = 5.850 Euro

Nach dem statischen Kostenvergleich ist Fahrzeug B zu wählen.

2.
Alle Beträge in Euro ; mit n. R. für nachschüssige Rente

Kapitalwert Fahrzeug A	= – 100.000 + (– 8.900 RBF n. R.; 10 Jahre; 5%) 
	 = – 100.000 – 8.900 x 7,7217 
	 = – 168.723,13

Kapitalwert Fahrzeug B = – 80.000 + (– 10.850 RBF n. R.; 10 Jahre; 5% ) 
	 = – 80.000 – 10.850 x 7,7217 
	 = – 163.780,45

Auch nach der Kapitalwertmethode ist Fahrzeug B zu wählen.

3.
a) 
Für den statischen Kostenvergleich gilt: 

KA 	 = 17.500 + 20 : 100 x 1,30 x X = 17.500 + 0,26 X
KB 	 = 15.000 + 30 : 100 x 1,30 x X = 15.000 + 0,39 X

Alle Beträge in Euro und mit 
KA für die durchschnittlichen jährlichen Kosten des Fahrzeugs A ;
KB für die durchschnittlichen jährlichen Kosten des Fahrzeugs B;
X für die in einem Jahr zu fahrenden km.

Beide Alternativen sind dann gleich gut, wenn gilt

KA= KB
Oder
17.500 + 0,26 X= 15.000 + 0,39 X
2.500 = 0,13 X
X = 19.230,769

Antwort: 
Bei einer jährlichen km-Zahl von 19.230,769 sind beide Alterna
tiven gleich gut. Liegt die jährliche km-Zahl unter diesem Betrag, 
also beispielsweise bei 19.230, ist Fahrzeug B vorzuziehen. Liegt 
die jährliche km-Zahl über diesem Betrag, also beispielsweise bei 
19.231, ist Fahrzeug A vorzuziehen. 

b) 
Für den Kapitalwertvergleich gilt:

Kapitalwert Fahrzeug A	= – 100.000 – 20 : 100 x 1,30 x 7,7217 x X 
	 = – 100.000 – 2,007642 X 

Kapitalwert Fahrzeug B	= – 80.000 – 30 : 100 x 1,30 x 7,7217 x X
	 = – 80.000 – 3,011463 x X

Beide Alternativen sind dann gleich gut, wenn gilt

Kapitalwert Fahrzeug A = Kapitalwert Fahrzeug B

oder

	– 100.000 – 2,007642 X = – 80.000 – 3,011463 x X
	 X = 19.923,87

Antwort: 
Bei einer jährlichen km-Zahl von 19.923,87 sind beide Alternati-
ven gleich gut. Liegt die jährliche km-Zahl unter diesem Betrag, 
also beispielsweise bei 19.923, ist Fahrzeug B vorzuziehen. Liegt 
die jährliche km-Zahl über diesem Betrag, also beispielsweise bei 
19.924, ist Fahrzeug A vorzuziehen. 

4.
Bei der Methode des internen Zinsfusses geht es darum, zu klären, 
wie sich investierte Beträge unter Berücksichtigung einer dynami-
schen Betrachtung, d.h. unter Beachtungen des „Zinseszinsgedan-
kens“, verzinsen. Es müssen also neben den Investitionsauszahlungen 
Einzahlungen entstehen. Da hier keine Einzahlungen anfallen, ist 
die Methode des internen Zinsfußes für einen Alternativenvergleich 
nicht geeignet.

Literaturhinweise:

Rau, Thomas, Betriebswirtschaftslehre für Städte und Gemeinden, 
2. Auflage, München 2007;
Rau, Thomas, Planung, Statistik und Entscheidung, München/Wien 
2004;
Schuster, Falko, Einführung in die Betriebswirtschaftslehre der Kom-
munalverwaltung, 2. Auflage, Hamburg 2006.

Kosten pro Jahr Fahrzeug A Fahrzeug B

Kalkulatorische Abschreibungen = 
Anschaffungswert : Nutzungsdauer in Jahren 10.000 8.000

Kalkulatorische Zinsen = Anschaffungswert : 2 x i 2.500 2.000

Wartung, Versicherung, Steuern usw. 5.000 5.000

Treibstoffkosten* 3.900 5.850

Kosten insgesamt 21.400 20.850
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Die Arbeitsbelastung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Arbeitsgemeinschaft (ARGE) der kreisfreien Stadt D (NRW) 
ist im Bereich Kundenbetreuung des SGB II seit Mai 2010 sehr groß. 
Daher entschließt sich das Sozialamt der kreisfreien Stadt D am 
02.11.2010 zwölf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialamtes 
in die ARGE abzuordnen, um die seit Mai 2010 vorhandenen Ar-
beitsrückstände zu bearbeiten. 
Am 28.03.2011 um 10.00 Uhr kommt der Teamleiter Willi Wilhelm 
zu Ihnen ins Büro. 
Er legt Ihnen die Akte „Till Sommer“ auf den Schreibtisch und 
wünscht sich ein rechtliches Gutachten von Ihnen. 
Der Antrag des Till Sommer sei bereits im Dezember 2010 gestellt 
worden, konnte aber bis heute nicht vollständig bearbeitet werden. Es 
sei fraglich, ob Till Sommer und seine Familie einen Anspruch auf 
Leistungen nach SGB II haben. 
Die Akte „Till Sommer“ habe der Mitarbeiter Karl Kraft bearbeitet, 
der aber seit Mitte Dezember 2010 krank sei. Karl Kraft sei einer der 
zwölf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewesen, die vom Sozialamt 
der kreisfreien Stadt D in die ARGE abgeordnet wurden. Er habe in 
mehreren Gesprächen feststellen können, dass Karl Kraft hervorra-
gende Kenntnisse im SGB II habe. Schließlich sei Karl Kraft ein in 
der kreisfreien Stadt D bekannter Sozialrechtsexperte des SGB XII 
und habe schon mehrere Aufsätze zum Thema „Einkommens- und 
Vermögenseinsatz im Rahmen des SGB XII“ in Fachzeitschriften 
veröffentlicht. 
In der Akte „Till Sommer“ befinde sich neben dem Antrag und den 
erforderlichen Unterlagen für die Antragsstellung noch ein Akten-
vermerk und eine Berechnung des Karl Kraft. 
Sie sollen bis 13.00 Uhr das rechtliche Gutachten geschrieben haben 
und ihm Ihr Ergebnis dann vorstellen. 

AZ TS 32168/2010� D, den 14.12.2010

Aktenvermerk 

Am 01.12.2010 sprach Till Sommer während der allgemeinen Öff-
nungszeiten vor. Er möchte Leistungen nach dem SGB II für sich 
und seine Familie beantragen. Er gab an, mit seinem Einkommen 

den Lebensunterhalt für sich und seine Familie nicht bestreiten zu 
können. 
Eine Berechnung aufgrund der mündlichen Angaben des Till Som-
mer ergab, dass er und seine Familie einen Anspruch auf Leistungen 
nach dem SGB II haben könnten. Da Till Sommer keinen ausge-
füllten Antrag und nicht die für die Antragsstellung erforderlichen 
Unterlagen dabei hatte, wurde ihm ein Antrag mit Datum des 
01.12.2010 ausgehändigt. Auch wurde ihm ein „Laufzettel“ mitge-
geben, auf dem die erforderlichen Unterlagen für die Antragsstellung 
aufgeführt wurden. 
Am 08.12.2010 rief Till Sommer an und teilte mit, dass er den Antrag 
jetzt ausgefüllt und die erforderlichen Unterlagen für die Antrags-
stellung zusammengestellt hätte. Daher wurde ein Termin für Diens-
tag, den 14.12.2010, vereinbart. 
Nach dem ausgefüllten Antrag und den weiteren Unterlagen stel-
len sich die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Till 
Sommer und seiner Familie auf folgender Weise dar: 
Till Sommer (geb. am 01.02.1969) lebt mit seiner Lebensgefährtin 
Jill Winter (geb. am 15.06.1971) seit 20 Jahren zusammen. Sie haben 
drei gemeinsame Kinder: Andy (geb. am 14.02.1993), Mandy (geb. 
am 08.03.1995) und Sandy (geb. am 30.11.1999). Sie bewohnen eine 
100 qm große Wohnung in der kreisfreien Stadt D. Die Kosten der 
Unterkunft betragen 630,00 € und die Kosten der Heizung 120,00 €. 
Till Sommer setzt seine Arbeitskraft ein und geht einer Erwerbs-
tätigkeit als Verkäufer in einem Elektrogroßmarkt nach. Er arbei-
tet immer von montags bis freitags. Im Dezember 2010 nimmt er 
vier Tage Urlaub. Till Sommer erzielt durch seine Erwerbstätigkeit 
ein monatliches Bruttoerwerbseinkommen in Höhe von 1.200,00 €. 
Dies sind dann 930,00 € netto. Seine Arbeitsstätte liegt 16 km von 
der Wohnung entfernt. Er legt diese Strecke mit seinem Mercedes C 
200, Baujahr 2000, Laufleistung 195.000 km, zurück. Der aktuelle 
Verkehrswert des Pkw beträgt 7.500,00 €. Für den Pkw besteht eine 
Kraftfahrtversicherung in Höhe von 57,00 € monatlich, die sich aus 
dem monatlichen Beitrag zur Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 
in Höhe von 31,87 € und aus dem monatlichen Beitrag zur Teilkas-
koversicherung in Höhe von 25,13 € zusammensetzt. Till Sommer 
erhält für Andy und Mandy Kindergeld in Höhe von 184,00 € und 
für Sandy 190,00 €. Als Weihnachtsbeihilfe hat Till Sommer am 
13.12.2010 von der Caritas einen Betrag von 100,00 € erhalten. 
Jill Winter muss wegen einer Stoffwechselerkrankung aus medizini-
schen Gründen eine Diät einhalten, die monatliche Mehrkosten von 
26,00 € verursacht. Jill Winter setzt ihre Arbeitskraft ein und geht 
einer Erwerbstätigkeit als Verkäuferin in einem Lebensmittelmarkt 
nach. Es handelt sich um einen Minijob, wo sie ein monatliches Brut-
toerwerbseinkommen in Höhe von 350,00 € (= netto) erzielt. Darüber 
hinaus bemüht sie sich um eine Vollzeitstelle als Verkäuferin. Zurzeit 
sind ihre Bemühungen auf dem Arbeitsmarkt aber vergeblich. 
Andy, Mandy und Sandy besuchen die Schule. Mandy ist im 8. Mo-
nat schwanger. 
Till Sommer besitzt ein Sparbuch, auf dem sich ein Guthaben in 
Höhe von 3.000,00 € befindet. 

Thomas Kulle*

Die Akte „Till Sommer“

*	 Thomas Kulle ist Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
NRW Abteilung Münster Studienort Münster und lehrt schwerpunktmäßig 
das Fach Sozialrecht. Der Fall ist vom Schwierigkeitsgrad her als „mittelmäßig“ 
einzustufen und kann daher in drei Zeitstunden gelöst werden. Die Fallbearbei-
tung erfordert aber ein zügiges Arbeiten und die konsequente Anwendung eines 
„Ergebnisstiles“. Dies bedeutet, dass nur rechtlich Problematisches im Gutach-
tenstil darzustellen war. Der Fall war Gegenstand einer dreistündigen Klausur 
(= 180 Minuten) an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW am 
28.03.2011. An der Abteilung Münster Studienort Münster erzielten die Studie-
renden folgendes Ergebnis: sehr gut: 15 Punkte 5x, 14 Punkte 12x, gut: 13 Punk-
te 4x, 12 Punkte 10x, 11 Punkte 11x, befriedigend: 10 Punkte 13x, 9 Punkte 4x, 
8 Punkte 6x, ausreichend: 7 Punkte 2x, 6 Punkte 5x, mangelhaft: keine Klausur, 
Notendurchschnitt: 11 Punkte. Damit ist die Klausur in Münster sehr erfreulich 
ausgefallen.
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Jill Winter hat sich in den letzten 10 Jahren besonders um ihre an 
Demenz erkrankte Mutter gekümmert, die im Haushalt ihres Bru-
ders Bill lebte. Am 05.11.2010 starb dann ihre Mutter. Sie erhielt am 
25.11.2010 als Erbin eine Goldkette im Wert von 12.000,00 €. Bei 
der Goldkette handelt es sich um ein altes Familienstück der Familie 
Winter.
Weiteres Vermögen ist nicht vorhanden. 

Karl Kraft

AZ TS 32168/2010� D, den 14.12.2010

Berechnung

Karl Kraft

Aufgabe (vorgesehener Bearbeitungsanteil circa 70 %): 

Prüfen Sie, ob und ggf. in welcher Höhe Till Sommer und seine Fa-
milie im Dezember 2010 einen Anspruch auf Leistungen nach dem 
SGB II haben könnten. 
Nehmen Sie im Rahmen Ihres rechtlichen Gutachtens Stellung zu 
der Berechnung des Karl Kraft vom 14.12.2010. 

Bearbeitungshinweise:

1. 	�Eine Prüfung der Zuständigkeit ist nicht vorzunehmen. Die 
ARGE der kreisfreien Stadt D ist der zuständige SGB II-Träger.

2. 	Die Kosten für Unterkunft und Heizung sind angemessen.

3. 	�Die Höhe der Regelleistung betrug bis zum 31.12.2010 nach § 20 
II 1 SGB II 359,00 €. 

4. 	�Die Regelleistung nach § 20 I SGB II umfasst auch Bedarfe für 
Weihnachten. 

5. 	�Die monatlichen Mehrkosten von 26,00 € für die Diät der Jill 
Winter sind angemessen. 

6. 	Auf Ansprüche nach dem Wohngeldgesetz ist nicht einzugehen. 

7. 	�Auf einen etwaigen Anspruch auf Zahlung von Kinderzuschlag 
nach § 6 a Bundeskindergeldgesetz ist nicht einzugehen.

8. 	�Die steuerrechtliche Werbungskostenpauschale betrug bis zum 
31.12.2010 nach § 9 a I 1 Nr. 1 a des Einkommensteuergesetzes 
920,00 €. 

9. 	�Kindergeld wird für das erste und zweite Kind in Höhe von 
184,00 € und für das dritte Kind in Höhe von 190,00 € ausgezahlt. 
Kindergeldberechtigter ist jeweils Till Sommer. 

10.	� Auslegungshinweis für § 11 III Nr. 1 SGB II und § 1 I Nr. 2 und 
Nr. 3 Alg II-V: „Einnahmen beeinflussen die Lage des Emp-
fängers nicht so günstig, dass daneben Leistungen nach dem 
SGB II nicht gerechtfertigt wären“, wenn die Einnahmen eine 
halbe monatliche Regelleistung nicht übersteigen. 

11. �Die getrennte Berechnung eines möglichen Anspruches nach 
Kostenträgern im Sinne des § 19 Satz 3 SGB II ist im Rahmen 
des Gutachtens nicht erforderlich. 

12. Kalender Dezember 2010

Abwandlung (vorgesehener Bearbeitungsanteil circa 30 %):

Sandy wurde durch ihre Geburt am 30.11.1999 die 500.000. Ein-
wohnerin der kreisfreien Stadt D. Daher wurde der damalige Ober-
bürgermeister der kreisfreien Stadt D Richard Reich ihr Taufpate. Es 
ist allgemein bekannt, dass Richard Reich sehr vermögend und spen-
dabel ist. Dieser übergab ihr zu ihrem 11. Geburtstag am 30.11.2010 
einen Scheck über 2.500,00 €, weil Sandy im Sommer den Sprung 
auf das Gymnasium schaffte. Er möchte, dass sein Patenkind später 
einmal Jura studiert. Daher möchte er sie bereits jetzt und später fi-
nanziell unterstützen. Am 14.12.2010 befindet sich ein Guthaben in 
Höhe von 4.251,00 € auf dem Sparbuch von Sandy. 

Aufgabe:

Wie ist der Fall jetzt zu beurteilen? Nehmen Sie nur zu den Änderun-
gen Stellung! Erstellen Sie im Rahmen Ihres rechtlichen Gutachtens 
eine neue Berechnung für die einzelnen Familienmitglieder. 

Till Jill Andy Mandy Sandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00 251,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
Kosten der Unterkunft 126,00 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00 401,00
Kindergeld 184,00 184,00 190,00
Restbedarf 473,00 499,00 253,00 302,00 211,00
Einkommen 612,00 200,00
Überschuss 139,00
Restbedarf 0,00 299,00 253,00 302,00 211,00
Individuelle Bedarfe in % 0,00 28,08 23,76 28,35 19,81
Überschussverteilung 0,00 39,03 33,03 39,40 27,54
Gesamtanspruch 0,00 259,97 219,97 262,60 183,46
Rundung nach § 41 II 0,00 260,00 220,00 263,00 183,00

MO DI MI DO FR SA SO
48. KW 1 2 3 4 5
49. KW 6 7 8 9 10 11 12
50. KW 13 14 15 16 17 18 19
51. KW 20 21 22 23 24 25 26
52. KW 27 28 29 30 31
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Lösung

Zeittafel1

Fall
seit Mai 2010	� Arbeitsbelastung in der ARGE der kreisfreien Stadt 

D sehr hoch
02.11.2010	� Das Sozialamt der kreisfreien Stadt D ordnet zwölf 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die ARGE ab, 
unter anderem Karl Kraft.

5.11.2010	 Tod der Mutter von Jill Winter
25.11.2010	� Jill Winter erhält als Erbin eine Goldkette ihrer 

verstorbenen Mutter im Wert von 12.000,00 €. Es 
handelt sich um ein altes Familienstück der Familie 
Winter.

1.12.2010	� Till Sommer erscheint in der ARGE und möchte 
einen Antrag für sich und seine Familie stellen.

8.12.2010	� Till Sommer ruft bei Karl Kraft an und erhält einen 
Termin für den 14.12.2010.

13.12.2010	� Die Caritas zahlt Till Sommer eine Weihnachtsbei-
hilfe in Höhe von 100,00 €. 

14.12.2010	� Till Sommer erscheint zum Termin bei Karl Kraft 
und gibt den ausgefüllten Antrag und die für die 
Antragstellung erforderlichen Unterlagen ab. 

Abwandlung
30.11.2010	� An ihrem 11. Geburtstag erhält Sandy einen Scheck 

in Höhe von 2.500,00 € von ihrem Taufpaten. 
14.12.2010	� Auf dem Sparbuch von Sandy befindet sich ein Gut-

haben in Höhe von 4.251,00 €. 

Lösungsskizze2

Fall

A. Anspruchsvoraussetzungen

I. Anspruchsberechtigter Personenkreis, §§ 7 I, II 1, 28 I 1 SGB II

1. 	Till S3: § 7 I 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4 SGB II (+)
2. 	Jill W4: § 7 I 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4 SGB II (+)
3. 	Andy: § 7 I 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4 SGB II (+)
4. 	�Mandy: § 7 I 1 Nr. 1, Nr. 2 Schwangerschaft steht Erwerbsfähig-

keit nicht entgegen, Nr. 4 SGB II (+)

1 	 Im Rahmen der Lösung der Klausur wurde von den Studierenden nicht die 
Erstellung einer Zeittafel erwartet. Es ist aber zu empfehlen, dass die Studie-
renden für sich eine Zeittafel fertigen, um möglichst schnell einen Überblick 
über die wichtigsten Daten des Falles zu gewinnen. Dadurch war in diesem Fall 
schnell zu erkennen, dass es sich bei der Weihnachtsbeihilfe der Caritas um Ein-
kommen und beim Sparbuch von Sandy um Vermögen handelt. 

2 	 Im Rahmen der Lösung der Klausur wurde von den Studierenden nicht die 
Erstellung einer Lösungsskizze erwartet. Es ist aber zu empfehlen, dass sich 
die Studierenden nach einem ersten und/oder zweiten Lesen der Klausur eine 
Lösungsskizze fertigen. Anhand dieser Lösungsskizze können die Studierenden 
dann die Probleme des Falles erkennen und entscheiden, welche Teile der Lösung 
im „Ergebnisstil“ oder im Gutachtenstil darzustellen sind. Für die Lösungsskiz-
ze dieser Klausur sollten sich die Studierenden bis zu 60 Minuten Zeit nehmen. 
Danach ist der Fall im Rahmen eines rechtlichen Gutachtens zu lösen. 

3 	 Till Sommer wird nachfolgend mit „Till S“ abgekürzt.
4 	 Jill Winter wird nachfolgend mit „Jill W“ abgekürzt.

5. 	Sandy: 
a.)	Anspruch auf Arbeitslosengeld II 
	� § 7 I 1 Nr. 1 SGB II (–), da sie erst 11 Jahre alt ist => Arbeitslosen-

geld II (–) 
b.)	Anspruch auf Sozialgeld nach §§ 7 II 1, 28 I 1 SGB II 
	� Sandy müsste zumindest mit einer erwerbsfähigen Person in einer 

Bedarfsgemeinschaft leben.
aa.)	Till S § 7 III Nr. 1 SGB II (+)
bb.)	Sandy § 7 III Nr. 4 (+) 
		  => Bedarfsgemeinschaft (+) 

II. Nachrang der Leistungen nach dem SGB II

1. 	Till S (+), da er seine Arbeitskraft bereits einsetzt
2. 	�Jill W (+), da sie ihre Arbeitskraft einsetzt und sich um eine Voll-

zeitstelle bemüht
3. 	Andy (+), da er die Schule besucht
4. 	Mandy (+), da sie die Schule besucht
5. 	Sandy (+), da sie die Schule besucht 

III. Bedarfsermittlung

1. Bedarfsgemeinschaft
Till S und seine Familie müssten eine Bedarfsgemeinschaft nach § 7 
III SGB II bilden.
a.)	Till S § 7 III Nr. 1 SGB II (+)
b.)	Jill W § 7 III Nr. 3 c) SGB II (+) 
	� => § 7 III a SGB II Anhaltspunkte: länger als ein Jahr zusam-

menleben (+), mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben (+), 
Kinder im Haushalt versorgen (+)

c.)	Andy, Mandy und Sandy jeweils § 7 III Nr. 4 (+) 
	 => Bedarfsgemeinschaft (+) 

2. Berechnung des ermittelten Bedarfes

Till S Jill W Andy Mandy Sandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00 251,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
KdU 126,00 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00 401,00

IV. Einsatz der Mittel der Einsatzgemeinschaft

1. Einsatz des Einkommens
a.) Till S 

aa.) Bruttoerwerbseinkommen von 1.200,00 €
Fraglich ist, um welchen Betrag das Einkommen zu bereinigen ist. 
(1) Freibetrag nach § 11 II 2 SGB II oder Vergleichsberechnung nach 
§ 11 II 3 SGB II 
hier: Vergleichsberechnung
– 	� Versicherungspauschale nach § 11 II 1 Nr. 3 SGB II i.V.m. § 6 I 

Nr. 1 ALG II-V in Höhe von � 30,00 €
+
– 	� Werbungskostenpauschale nach § 11 II 1 Nr. 5 SGB II i.V.m. § 6 

I Nr. 3 a) Alg II-V:
	 Berechnung: 920,00 € : 60 = � 15,33 € 
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+
– 	� Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung nach § 11 II 1 Nr. 3 SGB II 

in Höhe von � 31,87 €

Problem: Darf die Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung berücksich-
tigt werden, da bereits die Versicherungspauschale gewährt wird. 
(+), da es sich bei der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung um eine 
gesetzlich vorgeschriebene Versicherung handelt
+ 
– 	� Fahrtkosten nach § 11 II 1 Nr. 5 SGB II i.V.m. § 6 I Nr. 3 b) Alg 

II-V 
Problem: Arbeitstage im Dezember 2010
(a) 19 Arbeitstage werden pro Monat bei einer 5-Tage-Woche 
berücksichtigt
(b) 	 im Dezember 2010: Till S arbeitet von montags bis freitags 
= 23 Arbeitstage abzüglich 4 Urlaubstage = 19 Arbeitstage (kon-
krete Berechnung) 
=> 	 Berechnung: 16 km x 0,20 € x 19 Arbeitstage =� 60,80 €

=> 	 Gesamtsumme der Vergleichsberechnung: � 138,00 €

(2) 	� Freibetrag nach § 30 SGB II vom Bruttoerwerbseinkom-
men 1.200,00 €: 

(a) 	 § 30 Satz 2 Nr. 1 SGB II: 700,00 € x 0,20 = 140,00 €
(b) 	 § 30 Satz 2 Nr. 2: 400,00 € x 0,10 = 40,00 € 
=> 	 Freibetrag von 180,00 €

=> 	 bereinigtes Einkommen des Till S: 612,00 € 

bb.) Weihnachtsbeihilfe der Caritas 100,00 € 
Problem: Fraglich ist, ob die Weihnachtsbeihilfe als Einkom-
men zu berücksichtigen ist. 
(1) § 11 III Nr. 1 b) SGB II (–), da kein anderer Zweck vorliegt 
(2) § 1 I Nr. 3 Alg II-V (+), da gleicher Zweck vorliegt
=> keine Einkommensberücksichtigung

b.) Jill W 
Bruttoerwerbseinkommen von 350,00 €
Fraglich ist, um welchen Betrag das Einkommen zu bereinigen ist.
aa.) Freibetrag nach § 11 II 2 SGB II: 100,00 €
bb.) Freibetrag nach § 30 SGB II vom Bruttoerwerbseinkommen 
350,00 €: § 30 Satz 2 Nr. 1 SGB II: 250,00 € x 0,20 = 50,00 €

=> bereinigtes Einkommen der Jill W: 200,00 € 

c.) Andy
Kindergeld 184,00 € nach § 11 I 3 SGB II 

d.) Mandy
Kindergeld 184,00 € nach § 11 I 3 SGB II

e.) Sandy
Kindergeld 190,00 € nach § 11 I 3 SGB II

2. Einsatz des Einkommens im Rahmen der Einsatzgemeinschaft

a.) Einkommensverteilung
Fraglich ist, wie das Einkommen von Till S in Höhe von 612,00 € und 
Jill W in Höhe von 200,00 € zu verteilen ist. 

Probleme:
aa.) Bei Mandy ist § 9 III SGB II zu beachten. Daher findet eine 
Einkommensverteilung nach § 9 II 2 SGB II auf sie nicht statt. Das 
bedeutet, dass das Einkommen von 812,00 € lediglich auf 4 Personen 
zu verteilen ist. 
bb.) vertikale-horizontale Berechnungsmethode (auch Bedarfsan-
teilmethode genannt, in der Praxis wird auch der Begriff „Horizon-
talberechnung“ verwendet) nach § 9 II 3 SGB II

Daraus ergibt sich folgende Berechnung: 

b.) Stellungnahme zu der Berechnung des Karl Kraft
- § 9 III SGB II wurde bei Mandy nicht beachtet
- Karl Kraft wendet nicht die vertikale-horizontale Berechnungsme-
thode an, sondern die vertikale Berechnungsmethode
- Mehrbedarfe und der Gesamtanspruch können nach § 41 II SGB II 
gerundet werden 

3. Einsatz des Vermögens
a.) Pkw: Mercedes C 200 im Wert von 7.500,00 €
§ 12 III 1 Nr. 2 SGB II (+)

b.) Goldkette im Wert von 12.000,00 €
aa.) § 12 III 1 Nr. 6 SGB II (+) oder
bb.) § 12 II 1 Nr. 1 SGB II: 80 Jahre x 150,00 € = 12.000,00 €, § 12 
II 2 Nr. 3 (+)

c.) Sparbuch mit einem Guthaben von 3.000,00 € 
§ 12 II 1 Nr. 4 SGB II: 750,00 € x 5 Personen = 3.750,00 € 

B. Art und Weise der Leistungen 

I. Antrag, § 37 I SGB II
Problem: Antragsstellung
Stellte Till S den Antrag am 01.12.2010 bei der Erstvorsprache, ob-
wohl er keinen ausgefüllten Antrag und keine für die Antragsstellung 
erforderlichen Unterlagen dabei hatte? Oder erst am 14.12.2010 bei 

Till S Jill W Andy Mandy Sandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00 251,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
KdU 126,00 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00 401,00
Kindergeld 184,00 184,00 190,00
Restbedarf 473,00 499,00 253,00 302,00 211,00
Anwendung des § 9 III 473,00 499,00 253,00 0,00 211,00
Einkommen 612,00 200,00
Individuelle Bedarfe in % 32,94 34,75 17,62 0,00 14,69
Einkommensverteilung 267,47 282,17 143,07 0,00 119,29
Gesamtanspruch 205,53 216,83 109,93 302,00 91,71
Rundung nach § 41 II 206,00

Alg II
217,00
Alg II

110,00
Alg II

302,00
Alg II

92,00
Sozialgeld
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der Übergabe des ausgefüllten Antrages und der für die Antragsstel-
lung erforderlichen Unterlagen?
=> Antrag kann formlos gestellt werden => Antrag wurde am 
01.12.2010 gestellt

II. Vertretung der Bedarfsgemeinschaft nach § 38 Satz 1 SGB II

III. Geldleistung, § 4 I SGB II 

Abwandlung:
Berechnung:	 Guthaben� 4.251,00
	 – Freibetrag nach § 12 II 1 Nr. 1a SGB II� 3.100,00
	 – �Freibetrag für notwendige Anschaffungen  

nach § 12 II 1 Nr. 4 SGB II � 750,00
	 nicht geschütztes Vermögen� 401,00 
		
Änderungen:
Sandy hat im Dezember 2010 keinen Anspruch auf Leistungen nach 
dem SGB II, da sie mit ihrem nicht geschützten Vermögen ihren Be-
darf im Dezember 2010 (siehe Berechnung Dezember 2010) decken 
kann. 

Daraus folgt:
=> Sandy benötigt das Kindergeld nicht 	
=> Till S erhält als Kindergeldberechtigter das Kindergeld in Höhe 
von 190,00 € 
=> Till S verfügt dann über ein Einkommen in Höhe von 802,00 € (= 
612,00 € + 190,00 €)

Das Sparbuch mit dem Guthaben in Höhe von 3.000,00 € ist nicht 
einzusetzen, da der Freibetrag nach § 12 II 1 Nr. 4 SGB II für 4 Per-
sonen 3.000,00 € beträgt. 

Daraus ergibt sich folgende Berechnung:

Till S Jill W Andy Mandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
KdU 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00
Kindergeld 184,00 184,00
Restbedarf 473,00 499,00 253,00 302,00
Anwendung des § 9 III 473,00 499,00 253,00 0,00
Einkommen 802,00 200,00
Individuelle Bedarfe in % 38,61 40,73 20,66 0,00
Einkommensverteilung 386,87 408,12 207,01 0,00
Gesamtanspruch 86,13 90,88 45,99 302,00
Rundung nach § 41 II 86,00

Alg II
91,00

Alg II
46,00

Alg II
302,00
Alg II

Lösung

Fall

A. Anspruchsvoraussetzungen

Till S und seine Familie könnten im Dezember 2010 einen Anspruch 
auf Leistungen nach dem SGB II haben, wenn sie entweder einen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld II (Alg II) oder einen Anspruch auf 
Sozialgeld haben. Dazu müssten die Anspruchsvoraussetzungen vor-
liegen. 

I. Anspruchsberechtigter Personenkreis nach dem SGB II
Till S und seine Familie müssten zum berechtigten Personenkreis 
nach dem SGB II gehören. Nach § 7 I 1 SGB II erhalten Personen 
Leistungen in Form von Alg II, die nach § 7 I 1 Nr. 1 SGB II das 
15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7 a SGB II 
noch nicht erreicht haben, die nach § 7 I 1 Nr. 2 SGB II erwerbsfähig 
i.S.d. § 8 SGB II sind, die nach § 7 I 1 Nr. 3 SGB II hilfebedürftig 
i.S.d. § 9 I SGB II sind und die nach § 7 I 1 Nr. 4 SGB II ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben 
(erwerbsfähige Hilfebedürftige). 

1. Till S
Fraglich ist, ob Till S zum anspruchsberechtigten Personenkreis des 
§ 7 I 1 SGB II gehört. Till S ist 41 Jahre alt und erfüllt damit die Al-
tersvoraussetzungen des § 7 I 1 Nr. 1 SGB II. Er arbeitet als Verkäufer 
bei einem Elektrogroßhändler von montags bis freitags. Damit ist er 
erwerbsfähig i.S.d. § 8 SGB II. Till S wohnt in der kreisfreien Stadt 
D in NRW. Den gewöhnlichen Aufenthalt hat nach § 30 III 2 SGB I 
jemand dort, wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen las-
sen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorüber-
gehend verweilt. Till S hält sich in der kreisfreien Stadt D in NRW 
auf und damit in der Bundesrepublik Deutschland. Somit ist § 7 I 1 
Nr. 4 SGB II erfüllt. Damit gehört Till S vorbehaltlich der noch zu 
prüfenden Hilfebedürftigkeit zum anspruchsberechtigten Personen-
kreis des § 7 I 1 SGB II. 

2. Jill W
Jill W müsste anspruchsberechtigt nach § 7 I 1 SGB II sein. Sie ist 
39 Jahre alt und erfüllt damit § 7 I 1 Nr. 1 SGB II. Sie arbeitet als 
Verkäuferin in einem Lebensmittelmarkt. Es handelt sich um einen 
Minijob. Auch sucht sie bereits eine Vollzeitstelle. Damit ist sie er-
werbsfähig i.S.d. § 8 SGB II. Sie hält sich in der kreisfreien Stadt D 
auf. Damit ist § 7 I 1 Nr. 4 SGB II gegeben. Somit ist Jill W vorbe-
haltlich der noch zu prüfenden Hilfebedürftigkeit anspruchsberech-
tigt nach § 7 I 1 SGB II.

3. Andy
Andy müsste anspruchsberechtigt sein. Er ist zum Zeitpunkt der An-
tragsstellung im Dezember 2010 17 Jahre alt. Anhaltspunkte dafür, 
dass er nicht erwerbsfähig sein könnte, bestehen nicht. Damit ist er 
erwerbsfähig. Er hält sich in der kreisfreien Stadt D auf. Somit ist 
Andy vorbehaltlich der noch zu prüfenden Hilfebedürftigkeit an-
spruchsberechtigt. 

4. Mandy
Mandy müsste anspruchsberechtigt sein. Sie ist im Dezember 2010 
15 Jahre alt. Auch wenn sie im 8. Monat schwanger ist, gilt sie als 
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erwerbsfähig i.S.d. § 8 SGB II5. Sie hält sich in der kreisfreien Stadt 
D auf. Somit ist Mandy vorbehaltlich der noch zu prüfenden Hilfe-
bedürftigkeit anspruchsberechtigt.

5. Sandy
Fraglich ist, ob Sandy zum anspruchsberechtigten Personenkreis 
nach § 7 I 1 SGB II gehört. Sandy ist 11 Jahre alt. Damit erfüllt sie die 
Altersvoraussetzungen des § 7 I 1 Nr. 1 SGB II nicht. Somit kommt 
ein Anspruch auf Alg II nach § 7 I 1 SGB II nicht in Betracht. 
Sandy könnte aber einen Anspruch auf Sozialgeld nach § 7 II 1 
SGB II i.V.m § 28 I 1 SGB II haben. Nach § 7 II 1 SGB II erhalten 
Personen auch Leistungen, die mit erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Nach § 28 I 1 SGB II erhalten 
nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben, Sozialgeld, soweit sie keinen 
Anspruch auf Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII haben. Ei-
nen Anspruch auf Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII kommt 
bei Sandy wegen ihres Alters nicht in Betracht. Damit könnte Sandy 
einen Anspruch auf Sozialgeld haben. Sie müsste dazu aber zumin-
dest mit einer erwerbsfähigen Person in einer Bedarfsgemeinschaft 
leben. Till S ist erwerbsfähiger Hilfebedürftiger und damit Aus-
gangspunkt für die Bildung einer Bedarfsgemeinschaft nach § 7 III 
Nr. 1 SGB II6. Nach § 7 III Nr. 4 SGB II gehören zur Bedarfsgemein-
schaft die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der 
in Nr. 1 bis 3 genannten Personen, wenn sie das 25.Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres 
Lebensunterhalts nicht aus eigenem Einkommen und Vermögen be-
schaffen können. Sandy ist die Tochter des Till S, lebt im Haushalt 
mit ihm und hat das 25.Lebensjahr noch nicht vollendet. Somit hat 
Sandy vorbehaltlich der noch zu prüfenden Hilfebedürftigkeit einen 
Anspruch auf Sozialgeld.

II. Nachrang der Leistungen nach dem SGB II
Der Nachrang der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach dem SGB II ergibt sich besonders aus den §§ 2, 9 I, 12 a SGB II. 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfs-
gemeinschaft lebenden Personen müssen nach § 2 I 1 SGB II alle 
Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürf-
tigkeit auszuschöpfen. Sie haben nach § 2 II 1 SGB II in eigener 
Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunter-
halt aus eigenen Mitteln und Kräften zu bestreiten. Erwerbsfähige 
Hilfebedürftige müssen nach § 2 II 2 SGB II ihre Arbeitskraft zur 
Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und die mit ihnen in einer 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen einsetzen. Hilfebedürftige 
sind nach § 12 a Satz 1 SGB II verpflichtet, Sozialleistungen anderer 
Träger in Anspruch zu nehmen und die dafür erforderlichen Anträge 
zu stellen, sofern dies zur Vermeidung, Beseitigung, Verkürzung oder 
Verminderung der Hilfebedürftigkeit erforderlich ist. Als vorrangige 
Möglichkeiten der Selbsthilfe ist nach § 9 I SGB II die Aufnahme 
einer zumutbaren Arbeit, der Einsatz von Einkommen und Vermö-
gen und die Realisierung von Ansprüchen gegen Dritte, insbesondere 
gegen Angehörige oder andere Leistungsträger, vorgesehen7. Till S 
setzt seine Arbeitskraft bereits als Verkäufer in einem Elektrogroß-
laden ein. Jill W setzt ihre Arbeitskraft im Rahmen eines Minijobs 
als Verkäuferin in einem Lebensmittelmarkt ein. Ihre Bemühungen 

5	 jurisPK-SGB II-Hackethal § 8 Rdn. 18.
6 	 LPK-SGB II-Brühl/Schoch § 7 Rdn. 57.
7 	 jurisPK-SGB II-Grote-Seifert § 2 Rdn. 34ff.

um eine Vollzeitstelle sind zurzeit vergeblich. Für Andy, Mandy und 
Sandy kommt die Verpflichtung zum Einsatz der Arbeitskraft auf-
grund ihres gegenwärtigen Schulbesuchs nicht in Betracht. Weite-
re ggf. noch zu verfolgende Ansprüche sind nicht ersichtlich. Auf 
Ansprüche nach dem Wohngeldgesetz ist laut Bearbeitungshinweis 
Nr. 6 und auf Ansprüche auf Zahlung eines Kindergeldzuschlags ist 
laut Bearbeitungshinweis Nr. 7 nicht einzugehen. Inwieweit das zu 
berücksichtigende Einkommen und Vermögen dem Anspruch auf 
Leistungen nach dem SGB II entgegensteht, wird nachfolgend ge-
prüft. 

III. Bedarfsermittlung
Ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II setzt voraus, dass die 
Personen hilfebedürftig sind. Nach § 9 I 1 SGB II ist hilfebedürftig, 
wer seinen Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der mit ihm 
in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht 
ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln sichern kann. 
Als erstes stellt sich die Frage, ob Till S, seine Lebensgefährtin Jill 
W, Andy, Mandy und Sandy eine Bedarfsgemeinschaft i.S.d. § 7 III 
SGB II bilden. Till S ist erwerbsfähiger Hilfebedürftiger und da-
mit Ausgangspunkt für die Bildung einer Bedarfsgemeinschaft nach 
§ 7 III Nr. 1 SGB II. Till S und Jill W sind nicht verheiratet. Es 
könnte damit für Jill W § 7 III Nr. 3 c) SGB II in Betracht kom-
men. Nach § 7 III Nr. 3 c) SGB II gehört eine Person als Partner 
des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zur Bedarfsgemeinschaft, die 
mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einem gemeinsamen 
Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der 
wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu 
tragen und füreinander einzustehen8. Nach § 7 III a SGB II wird 
ein wechselseitiger Wille, Verantwortung füreinander zu tragen und 
füreinander einzustehen, dann vermutet, wenn Partner nach § 7 III a 
Nr. 1 SGB II länger als ein Jahr zusammenleben, nach § 7 III a Nr. 2 
SGB II mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben, nach § 7 
III a Nr. 3 SGB II Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen 
oder nach § 7 III a Nr. 4 SGB II befugt sind, über Einkommen und 
Vermögen des anderen zu verfügen. Laut Sachverhalt leben Till S 
und Jill W seit 20 Jahren zusammenleben. Damit liegt § 7 III a Nr. 1 
SGB II vor. Till S und Jill W leben mit ihren Kindern Andy, Mandy 
und Sandy zusammen. Damit ist § 7 III a Nr. 2 SGB II erfüllt. Till S 
und Jill W versorgen ihre drei Kinder. Damit liegt § 7 III a Nr. 3 
SGB II vor. Somit ist zu vermuten, dass Till S und Jill W einen wech-
selseitigen Willen haben, Verantwortung füreinander zu tragen und 
füreinander einzustehen. Anhaltspunkte dafür, dass diese Vermutung 
widerlegt werden könnte, bestehen nicht. Damit handelt es sich bei 
Jill W um eine Person i.S.d. § 7 III c) SGB II und sie gehört somit zur 
Bedarfsgemeinschaft. Andy, Mandy und Sandy könnten nach § 7 III 
Nr. 4 SGB II Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft sein. Nach § 7 III 
Nr. 4 SGB II gehören zur Bedarfsgemeinschaft die dem Haushalt 
angehörenden unverheirateten Kinder der in Nr. 1 bis 3 genannten 
Personen, wenn sie das 25.Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht 
aus eigenem Einkommen und Vermögen beschaffen können. Diese 
Voraussetzungen liegen bei Andy, Mandy und Sandy vorbehaltlich 
der zu prüfenden Hilfebedürftigkeit vor. Somit bilden Till S und sei-
ne Familie eine Bedarfsgemeinschaft. 

8 	 Maßgeblich dafür war die Entscheidung des Bundesverfassungsgericht 
BVerfGE 87, 234, 264ff.
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Als zweites stellt sich die Frage, wie hoch der Lebensunterhalt für 
Till S und seine Familie ist. 
Dazu ist der Bedarf jedes einzelnen Mitgliedes der Bedarfsgemein-
schaft zu ermitteln. 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten nach § 19 Satz 1 SGB II als 
Alg II Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschließlich 
der angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung. Das Sozial-
geld umfasst nach § 28 I 2 SGB II die sich aus § 19 Satz 1 SGB II 
ergebenden Leistungen. 

1. Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts
Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst nach 
§ 20 I SGB II insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung entfallenen An-
teile, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang 
auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen 
Leben. 
Fraglich ist, welche Regelleistung bei den einzelnen Mitgliedern der 
Familie bedarfsrelevant zu berücksichtigen ist. 
Laut Bearbeitungshinweis Nr. 3 beträgt die Regelleistung bis zum 
31.12.2010 nach § 20 II 1 SGB II 359,00 €. Die Regelleistung be-
trägt nach § 20 III SGB II 90 v. H. der Regelleistung nach § 20 II 1 
SGB II, wenn zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. Till S und Jill W erfüllen die genannten Voraus-
setzungen. Damit ist für sie jeweils eine Regelleistung von 323,00 € 
(gerundet nach § 41 II SGB II9) zu berücksichtigen. Abweichend von 
§ 28 I 3 Nr. 1 SGB II beträgt nach § 74 SGB II die Regelleistung ab 
Beginn des 7. Lebensjahres bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 
in der Zeit vom 1. Juli 2009 bis zum 31.12.2011 70 v. H. der nach 
§ 20 II 1 SGB II maßgebenden Regelleistung. Damit sind bei Sandy 
251,00 € (gerundet nach § 41 II SGB II) zu berücksichtigen. Die 
Regelleistung für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsge-
meinschaft beträgt nach § 20 II 2 SGB II 80 v. H. der Regelleistung 
nach § 20 II 1 SGB II. Damit sind bei Andy und Mandy jeweils 
287,00 € (gerundet nach § 41 II SGB II) zu berücksichtigen. 

2. Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt
Fraglich ist, ob Personen der Familie Leistungen für Mehrbedarfe 
erhalten.
Nach § 21 V SGB II erhalten erwerbsfähige Hilfebedürftige, die 
aus medizinischen Gründen einer kostenaufwendigen Ernährung 
bedürfen, einen Mehrbedarf in angemessener Höhe. Die Mehrkos-
ten von 26,00 € für die Diät der Jill W sind laut Bearbeitungshinweis 
Nr. 5 angemessen. Damit erhält Jill W einen Mehrbedarf in Höhe 
von 26,00 €. 
Nach § 21 II SGB II erhalten werdende Mütter, die erwerbsfähig und 
hilfebedürftig sind, nach der 12. Schwangerschaftswoche einen Mehr-
bedarf von 17 v. H. der nach § 20 SGB II maßgebenden Regelleistung. 
Mandy ist im 8. Monat schwanger. Damit sind die Voraussetzungen 
des § 21 II SGB II erfüllt. Somit ist bei ihr ein Mehrbedarf in Höhe von 
49,00 € (gerundet nach § 41 II SGB II) zu berücksichtigen.

9 	 Beträge, die nicht volle Euro ergeben, sind nach § 41 II SGB II bis zu 0,49 € abzu-
runden und von 0,50 € an aufzurunden. Nach dem Wortlaut wird allgemein von 
Beträgen gesprochen, so dass für die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes keine Einschränkung ersichtlich ist. Das bedeutet, dass die Vorschrift für 
sämtliche Beträge gelten muss, besonders auch für Mehrbedarfe. Im Rahmen der 
Lösung wird § 41 II SGB II bei der Regelleistung, bei Mehrbedarfen und beim 
Gesamtanspruch angewendet. Eine andere Anwendung des § 41 II SGB II ist 
vertretbar. 

3. Leistungen für Unterkunft und Heizung
Leistungen für Unterkunft und Heizung werden nach § 22 I 1 
SGB II in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit 
diese angemessen sind. Die Kosten der Unterkunft und Heizung 
sind laut Bearbeitungshinweis Nr. 2 angemessen. Damit sind diese 
Kosten kopfanteilig bei allen 5 Personen der Bedarfsgemeinschaft zu 
berücksichtigen10. 

Daraus ergibt sich folgende Berechnung für den ermittelten Bedarf:

Till S Jill W Andy Mandy Sandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00 251,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
KdU 126,00 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00 401,00

IV. Einsatz der Mittel der Einsatzgemeinschaft

Fraglich ist nun, ob nach § 9 I Nr. 2 SGB II Till S und seine Familie 
ihren Lebensunterhalt aus dem zu berücksichtigenden Einkommen 
und Vermögen sichern können. 
Dazu ist das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen jedes 
einzelnen Mitgliedes der Bedarfsgemeinschaft zu ermitteln. Danach 
ist der ermittelte Bedarf dem zu berücksichtigenden Einkommen 
und Vermögen gegenüberzustellen. 

1. Einsatz des Einkommens

a.) Till S

aa.) Bruttoerwerbseinkommen
Als Einkommen sind nach § 11 I 1 SGB II alle Einnahmen in Geld 
oder Geldeswert zu berücksichtigen. Beim Bruttoerwerbseinkom-
men in Höhe von 1.200,00 € des Till S handelt es sich um Einkünfte 
im Sinne der genannten Vorschrift11. Eine Ausnahme nach § 11 I 1, 
III oder IV SGB II ist nicht ersichtlich. 

(1) Freibetrag nach § 11 II 2 oder 3 SGB II
Fraglich ist, in welcher Höhe das Einkommen zu bereinigen ist. 
Nach § 11 II 1 SGB II i.V.m. der Alg II-V sind vom Einkommen be-
stimmte Beträge abzusetzen. Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, 
die erwerbstätig sind, ist nach § 11 II 2 SGB II an Stelle der Beträge 
nach § 11 II 1 Nr. 3 bis 5 SGB II ein Betrag von insgesamt 100,00 € 
monatlich abzusetzen (Grundfreibetrag)12. Beträgt das monatliche 
Einkommen nach § 11 II 3 SGB II mehr als 400,00 €, gilt § 11 II 
2 SGB II nicht, wenn der erwerbsfähige Hilfebedürftige nachweist, 
dass die Summe der Beträge nach § 11 II 1 Nr. 3 bis 5 SGB II den Be-
trag von 100,00 € übersteigt (sogenannte Vergleichsberechnung)13.
Till S erzielt ein Bruttoerwerbseinkommen von 1.200,00 €. Damit 
kann § 11 II 3 SGB II angewendet werden. 

10 	BVerwGE 79, 17, 20ff; BSG NDV-RD 2008,115, 117.
11 	jurisPK-SGB II-Söhngen § 11 Rdn. 37.
12 	LPK-SGB II-Brühl § 11 Rdn. 58.
13 	LPK-SGB II-Brühl § 11 Rdn. 61 und 62. 



469DVP 11/11 · 62. Jahrgang

Thomas Kulle � Die Akte „Till Sommer“

Die Vergleichsberechung setzt sich hier aus folgenden Bestandteilen 
zusammen: 

–	 Der Versicherungspauschale nach § 11 II 1 Nr. 3 SGB II i.V.m. 
§ 6 I Nr. 1 ALG II-V in Höhe von 30,00 €14. 
+ 
–	 Der Werbungskostenpauschale nach § 11 II 1 Nr. 5 SGB II i.V.m. 
§ 6 I Nr. 3 a) Alg II-V in Höhe von 15,33 € (= 920,00 € laut Bearbei-
tungshinweis Nr. 8 : 60)15

+ 
–	 Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung nach § 11 II 1 Nr. 3 SGB II 
in Höhe von 31,87 €
Problem: Darf die Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung berücksich-
tigt werden, da bereits die Versicherungspauschale gewährt wird. 
Bei der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung handelt es sich um 
eine gesetzlich vorgeschriebene Versicherung16. Die Versicherungs-
pauschale soll den Hilfeempfängern die Möglichkeit geben, ange-
messene private Versicherungen abzuschließen17. Damit darf die 
Kraftfahrzeughaftversicherung neben der Gewährung der Versiche-
rungspauschale berücksichtigt werden. 
+ 
–	 Fahrtkosten nach § 11 II 1 Nr. 5 SGB II i.V.m. § 6 I Nr. 3 b) Alg 
II-V: 
Problem: Fraglich ist, an wie vielen Arbeitstagen arbeitet Till S im 
Dezember 201018. 
(a) 19 Arbeitstage werden pro Monat bei einer 5-Tages-Woche aner-
kannt. Dies wird damit begründet, dass die Leistungen nach § 41 I 4 
SGB II jeweils für 6 Monate bewilligt werden sollen und es sich da-
mit um einen Dauerverwaltungsakt handelt. Daher kann als Anzahl 
der Arbeitstage nur ein durchschnittlicher Wert für diesen Dauerver-
waltungsakt zugrunde gelegt werden. 

(b) Till S arbeitet im Dezember 2010 von montags bis freitags. Dies 
sind laut Kalender Dezember 2010 23 Arbeitstage. Wenn diese 23 
Arbeitstage um die 4 Urlaubstage reduziert werden, dann arbeitet 
Till S an 19 Arbeitstagen (konkrete Berechnung der Arbeitstage im 
Dezember 2010). 	

Beide Berechnungen führen zu demselben Ergebnis, so dass es keine 
Rolle spielt, welche Berechnungsmethode die richtige ist. 
Damit ergeben die Fahrtkosten eine Summe in Höhe von 60,80 € 
(= 16 km19 x 0,20 € x 19 Arbeitstage)
Somit beträgt die Vergleichsberechnung 138,00 €. 

Die Summe der Vergleichsberechnung nach § 11 II 3 SGB II ist hö-
her als der Grundfreibetrag von 100,00 € nach § 11 II 2 SGB II. So-
mit ist das Nettoerwerbseinkommen um den Freibetrag von 138,00 € 
zu bereinigen. 

14 	 jurisPK-SGB II-Söhngen § 11 Rdn. 83.
15 	Die Studierenden sollen im Rahmen ihrer Lösung begründen, warum die 

monatliche Werbungskostenpauschale 15,33 € beträgt. Aus diesem Grund ist 
unter dem Bearbeitungshinweis Nr. 8 die Werbungskostenpauschale nach § 9 a I 
1 Nr. 1 a des Einkommensteuergesetzes angegeben worden. 

16 	LPK-SGB II-Brühl § 11 Rdn. 40; jurisPK-SGB II-Söhngen § 11 Rdn. 85.
17 	Hohm-SGB II-Hohm/Klaus § 13 Rdn. 145; LPK-SGB II-Brühl § 11 Rdn. 46.
18 	Die Studierenden sollen im Rahmen ihrer Lösung begründen, wie viele Arbeits-

tage in einem Monat bei einer 5-Tage-Woche berücksichtigt werden. Beide 
Lösungen sind vertretbar. Beide Lösungen führen zu demselben Ergebnis. 

19 	In Anlehnung an das Einkommensteuerrecht gilt nur die einfache Strecke. 

(2) Freibetrag nach § 11 II 1 Nr. 6 SGB II i.V.m. § 30 SGB II 
Fraglich ist, wie hoch für Till S der Freibetrag nach § 11 II 1 Nr. 6 
SGB II i.V.m. § 30 SGB II ist. 
Nach § 30 Satz 1 SGB II ist bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die 
erwerbsfähig sind, von dem monatlichen Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit ein weiterer Betrag abzusetzen. Dieser beläuft sich nach § 30 
Satz 2 Nr. 1 SGB II für den Teil des monatlichen Einkommens, das 
100,00 € übersteigt und nicht mehr als 800,00 € beträgt, auf 20 % 
und nach § 30 Satz 2 Nr. 2 SGB II für den Teil des monatlichen 
Einkommens, das 800,00 € übersteigt und nicht mehr als 1.200,00 € 
beträgt, auf 10 %. 
Daraus ergibt sich für Till S nach § 30 Satz 2 Nr. 1 SGB II ein Betrag 
von 140,00 € (= 700,00 € x 0,20) und nach § 30 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
von 40,00 € (= 400,00 € x 0,10), so dass der Freibetrag 180,00 € beträgt.

Somit werden bei Till S als Einkommen 612,00 € berücksichtigt. 

bb.) Weihnachtsbeihilfe der Caritas
Fraglich ist, wie die Weihnachtsbeihilfe in Höhe von 100,00 € recht-
lich zu bewerten ist, die Till S am 13.12.2010 von der Caritas erhält.
Bei der Weihnachtsbeihilfe handelt es sich um Einkommen i.S.d. 
§ 11 I 1 SGB II. Die Weihnachtsbeihilfe könnte aber nach § 11 III 
Nr. 1 b) SGB II nicht als Einkommen zu berücksichtigen sein, wenn 
es sich um Einnahmen handelt, soweit sie als Zuwendung der frei-
en Wohlfahrtspflege einem anderen Zweck als die Leistungen nach 
dem SGB II dienen und die Lage des Empfängers nicht so günstig 
beeinflussen, dass daneben Leistungen nach dem SGB II nicht ge-
rechtfertigt wären. Die Caritas ist ein Träger der freien Wohlfahrts-
pflege im Sinne der genannten Vorschrift20. 
Fraglich ist aber, ob die Weihnachtsbeihilfe einem anderen Zweck als 
die Leistungen nach dem SGB II dient. Die Leistungen nach dem 
SGB II dienen der Sicherung des Lebensunterhalts. Dazu erhält ein 
Hilfebedürftiger die Regelleistung nach § 20 I SGB II. Die Regel-
leistung des § 20 I SGB II enthält laut Bearbeitungshinweis Nr. 4 
auch Bedarfe für Weihnachten. Damit dient die Weihnachtsbeihilfe 
der Caritas dem gleichen Zweck wie die Leistungen nach dem 
SGB  II. Daher liegt kein anderer Zweck vor. Somit ist § 11 III 
Nr. 1 b) SGB II nicht einschlägig.
Die Weihnachtsbeihilfe könnte aber nach § 1 I Nr. 3 ALG II-V nicht 
als Einkommen zu berücksichtigen sein, wenn es sich um Zuwen-
dungen der freien Wohlfahrtspflege handelt, die dem gleichen Zweck 
wie die Leistungen des SGB II dienen, soweit sie die Lage des Emp-
fängers nicht so günstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach 
dem SGB II nicht gerechtfertigt wären. Die Caritas ist ein Träger 
der freien Wohlfahrtspflege im Sinne der genannten Vorschrift. Die 
Weihnachtsbeihilfe dient dem gleichen Zweck wie die Leistungen 
nach dem SGB II (siehe Prüfung oben). 
Es stellt sich aber die Frage, ob die Weihnachtsbeihilfe die Lage des 
Till S nicht so günstig beeinflusst, dass daneben Leistungen nach 
dem SGB II nicht gerechtfertigt wären. Nach dem Bearbeitungshin-
weis Nr. 10 beeinflussen Einnahmen die Lage des Empfängers nicht 
so günstig, dass daneben Leistungen nach dem SGB II nicht gerecht-
fertigt wären, wenn die Einnahmen eine halbe monatliche Regel-
leistung nicht übersteigen. Die Weihnachtsbeihilfe beträgt lediglich 
100,00 €, so dass die Lage des Till S nicht so günstig beeinflusst 
wird, dass daneben Leistungen nach dem SGB II nicht gerechtfertigt 

20	  jurisPK-SGB II-Söhngen § 11 Rdn. 63. 
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wären. Damit liegt § 1 I Nr. 3 Alg II-V vor, so dass die Weihnachts-
beihilfe als Einkommen nicht zu berücksichtigen ist21. 

b.) Jill W
Beim Bruttoerwerbseinkommen in Höhe von 350,00 € der Jill W 
handelt es sich um Einkünfte i.S.d. § 11 I SGB II. Eine Ausnahme 
nach § 11 I 1, III oder IV SGB II ist nicht ersichtlich. 
Fraglich ist, in welcher Höhe das Einkommen zu bereinigen ist. 
Bei einem Bruttoerwerbseinkommen in Höhe von 350,00 € fin-
det § 11 II 2 SGB II Anwendung, so dass der Grundfreibetrag von 
100,00 € vom Einkommen abzusetzen ist. 
Fraglich ist, wie hoch für Jill W der Freibetrag nach § 11 II 1 Nr. 6 
SGB II i.V.m. § 30 SGB II ist. Nach § 30 Satz 2 Nr. 1 SGB II beträgt 
der Freibetrag 50,00 € (= 250,00 € x 0,20). 
Somit beträgt das von Jill W zu berücksichtigende Einkommen 
200,00 €. 

c.) Andy
Fraglich ist, wem das Kindergeld zuzurechnen ist. 
Nach § 11 I 3 SGB II ist das Kindergeld als Einkommen dem zur Be-
darfsgemeinschaft gehörenden Kind zuzurechnen, soweit es bei dem 
jeweiligen Kind zur Sicherung des Lebensunterhalts benötigt wird. 
Andy verfügt über kein weiteres Einkommen. Damit ist ihm das Kin-
dergeld in Höhe von 184,00 € als Einkommen zuzurechnen. 

d.) Mandy
Mandy verfügt über kein Einkommen. Damit ist ihr das Kinder-
geld in Höhe von 184,00 € als Einkommen nach § 11 I 3 SGB II 
zuzurechnen. 

e.) Sandy
Sandy verfügt über kein weiteres Einkommen. Damit ist ihr das 
Kindergeld in Höhe von 190,00 € als Einkommen nach § 11 I 3 
SGB II zuzurechnen. 

2. Einsatz des Einkommens im Rahmen der Einsatzgemein-
schaft
Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind nach 
§ 9 II 1 SGB II auch das Einkommen und Vermögen des Part-
ners zu berücksichtigen. Till S und Jill W leben als Partner in 
einer Bedarfsgemeinschaft (siehe Prüfung oben). Sie sind damit ver-
pflichtet, ihr Einkommen gegenseitig zur Bedarfsdeckung einzuset-
zen. Eine Einsatzverpflichtung besteht nach § 9 II 2 SGB II auch 
bei Eltern gegenüber ihren unverheirateten Kindern, die in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben und die die Leistungen zur Sicherung 
ihres Lebensunterhalts nicht aus ihrem eigenen Einkommen und 
Vermögen beschaffen können. Andy, Mandy und Sandy gehören zur 
Bedarfsgemeinschaft (siehe Prüfung oben) und können ihren Le-
bensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten. Damit müssen 
Till S und Jill W ihr Einkommen für ihre Kinder einsetzen.

21 	Die Studierenden können auch direkt das Tatbestandsmerkmal „die Lage des 
Empfängers nicht so günstig beeinf lussen, dass daneben Leistungen nach dem 
SGB II nicht gerechtfertigt wären“ prüfen, das jeweils Merkmal des § 11 III 
Nr. 1 b) SGB II, des § 1 I Nr. 2 Alg II-V und des § 1 I Nr. 3 Alg II-V ist, und dieses 
dann entsprechend ablehnen. In der juristischen Methodik wird diese Vorgehens-
weise als „Springen in einer Tatbestandsmerkmal“ genannt, das dann gemacht 
werden kann, wenn ein Tatbestandsmerkmal offensichtlich nicht vorliegt. Wegen 
Bearbeitungshinweis Nr. 10 ist dies vorliegend offensichtlich der Fall. 

Das zu berücksichtigende Einkommen von Till S und Jill W reicht 
nicht aus, um den ermittelten Gesamtbedarf der Bedarfsgemein-
schaft zu decken.

a.) Einkommensverteilung
Fraglich ist, wie das Einkommen von Till S in Höhe von 612,00 € und 
von Jill W in Höhe von 200,00 € zu verteilen ist.
Es stellt sich die Frage, ob Mandy bei der Verteilung des Einkom-
mens berücksichtigt wird. 
Nach § 9 III 1.Fall SGB II findet § 9 II 2 SGB II keine Anwendung 
auf ein Kind, das schwanger ist. Mandy ist im 8. Monat schwanger. 
Dies bedeutet, dass eine Einkommensverteilung auf Mandy nicht 
stattfindet. Somit wird das Einkommen lediglich auf 4 Personen ver-
teilt. 
Nach § 9 II 3 SGB II gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im 
Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebedürf-
tig22. In diesem Verhältnis ist das Einkommen von Till S und Jill W 
auf alle 4 Personen zu verteilen23. Dabei ist bei Andy und Sandy der 
um das Kindergeld geminderte Bedarf zu berücksichtigen. Diese Be-
rechnung wird als vertikale-horizontale Berechnungsmethode oder 
auch als Bedarfsanteilmethode bezeichnet. In der Praxis wird auch 
der Begriff „Horizontalberechnung“ verwendet. 
Daraus ergibt sich folgende Berechnung:

b.) Stellungnahme zu der Berechnung des Karl Kraft
aa.) 	Karl Kraft beachtet bei Mandy § 9 III SGB II nicht.
bb.) 	�Karl Kraft wendet nicht die vertikale-horizontale Berechnungs-

methode an, sondern die vertikale Berechnungsmethode25.
cc.) 	�Karl Kraft wendet für die Mehrbedarfe und für den Gesamtan-

spruch § 41 II SGB II an, was möglich ist. 

22 	Eicher/Spellbrink-SGB II-Spellbrink § 7 Rdn. 9; Mergler/Zink-SGB II-Dau-
ber § 9 Rdn. 38; Hauck/Noftz- SGB II-Hengelhaupt § 9 Rdn. 99 und 100.

23 	Siehe Hohm-SGB II-H.Schellhorn § 9 Rdn. 33. 
24 	Nach § 9 III SGB II findet § 9 II 2 SGB II keine Anwendung. Damit spielt 

Mandy im Rahmen der Einkommensverteilung keine Rolle. 
25	 Die Studierenden sollen lediglich erkennen, dass Karl Kraft die vertikale 

Berechnungsmethode angewendet hat und nicht die vertikale-horizontale 
Berechnungsmethode, die überwiegend in der Praxis angewendet wird. Wenn 
Studierende an dieser Stelle die Berechnungsmethoden rechtlich bewerten, 
welche Methode die richtige ist und sich am Ende für eine bestimmte 
Berechnungsmethode entscheiden, dann sollte dies besonders bewertet werden. 

Till S Jill W Andy Mandy Sandy
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00 401,00
Kindergeld 184,00 184,00 190,00
Restbedarf 473,00 499,00 253,00 302,00 211,00
Anwendung des § 9 III 473,00 499,00 253,00 0,0024 211,00
Einkommen 612,00 200,00
Individuelle Bedarfe in % 32,94 34,75 17,62 0,00 14,69
Einkommensverteilung 267,47 282,17 143,07 0,00 119,29
Gesamtanspruch 205,53 216,83 109,93 302,00 91,71
Rundung nach § 41 II 206,00

Alg II
217,00
Alg II

110,00
Alg II

302,00
Alg II

92,00
Sozialgeld
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3. Einsatz des Vermögens

Es ist nun zu prüfen, ob und inwieweit der Lebensunterhalt aus dem 
Vermögen des Till S und Jill W zu bestreiten ist. Als Vermögen sind 
nach § 12 I SGB II alle verwertbaren Vermögensgegenstände zu be-
rücksichtigen. Verwertbar ist der Teil des Vermögens, der in einem 
angemessenen Zeitraum durch Verbrauch, Übertragung, Beleihung, 
Vermietung oder Verpachtung wirtschaftlich nutzbar gemacht wer-
den kann26. 

a.) Pkw
Till S ist Eigentümer eines Mercedes C 200 im Wert von 7.500,00 €. 
Es handelt sich bei dem Pkw um einen Vermögensgegenstand, der 
durch Veräußerung wirtschaftlich nutzbar gemacht werden könnte. 

Somit liegt Vermögen i.S.d. § 12 I SGB II vor.

Fraglich ist, ob der Pkw nach § 12 III 1 SGB II als Vermögen zu 
berücksichtigen ist. 
Als Vermögen nach § 12 III 1 Nr. 2 SGB II ist ein angemessenes 
Kraftfahrzeug für jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebenden er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nicht zu berücksichtigen. Ein Pkw 
ist nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts grundsätzlich 
dann pauschal als angemessen anzusehen, wenn sein Verkehrswert 
den Betrag von 7.500,00 € nicht übersteigt27. Laut Sachverhalt hat 
der Mercedes C 200 einen aktuellen Verkehrswert von 7.500,00 €. 
Damit handelt es sich um ein angemessenes Kraftfahrzeug i. S.d. 
§ 12 III 1 Nr. 228. Somit ist der Pkw nach § 12 III 1 Nr. 2 SGB II als 
Vermögen nicht zu berücksichtigen. 

b.) Goldkette
Jill W ist Eigentümerin einer Goldkette im Wert von 12.000,00 €. 
Es handelt sich um ein Erbstück ihrer verstorbenen Mutter. Auch ist 
die Goldkette ein altes Familienstück der Familie Winter. Es handelt 
sich bei der Goldkette um einen Vermögensgegenstand, der durch 
Veräußerung wirtschaftlich nutzbar gemacht werden könnte. Somit 
liegt Vermögen i.S.d. § 12 I SGB II vor. 

aa.) Fraglich ist, ob die Goldkette nach § 12 III 1 Nr. 6 2.Fall SGB II 
als Vermögen zu berücksichtigen ist.
Nach § 12 III 1 Nr. 6 2.Fall SGB II sind Sachen als Vermögen nicht 
zu berücksichtigen, wenn ihre Verwertung für den Betroffenen eine 
besondere Härte bedeuten würde. Eine besondere Härte liegt bei 
Erbstücken und Familienstücken vor29. Auch wenn der Wert der 
Goldkette mit 12.000,00 € sehr hoch ist, ist zu beachten, dass sich 
Jill W in den letzten 10 Jahren um ihre kranke Mutter gekümmert 
hat, wodurch auch eine enge Beziehung entstanden sein dürfte. Die 
Goldkette ist der einzige Gegenstand, den sie als Erbin erhält und 
der sie an ihre Mutter erinnert. Damit würde es eine besondere Härte 
bedeuten, wenn Jill W jetzt verpflichtet wäre, die Goldkette zu veräu-
ßern. Somit ist die Goldkette nach § 12 III 1 Nr. 6 2.Fall SGB II als 
Vermögen nicht zu berücksichtigen. 

26 	LPK-SGB II-Brühl § 12 Rdn. 7ff.
27 	BSG NDV-RD 2008, 77, 79; Eicher/Spellbrink-SGB II-Mecke § 12 Rdn. 64 a; 

Hohm-SGB II-Frank § 12 Rdn. 55.
28 	Mit entsprechender Begründung liegt auch § 7 I Alg II-V vor. 
29 	jurisPK-SGB II-Radüge § 12 Rdn. 144. 

bb.) Wenn § 12 III 1 Nr. 6 2. Fall SGB II mit entsprechender Be-
gründung abgelehnt wird, dann sind die Freibeträge nach § 12 II 1 
Nr. 1 SGB II zu prüfen. Till S und Jill W haben zusammen einen 
Freibetrag in Höhe von 12.000,00 € (= 80 Jahre x 150,00 €). Fraglich 
ist aber, ob dieser Betrag unter dem Höchstbetrag liegt. Nach § 12 II 2 
Nr. 3 SGB II darf bei Personen, die nach dem 31.12.1963 geboren 
sind, der Grundfreibetrag nach § 12 II 1 Nr. 1 jeweils 10.050,00 € 
nicht übersteigen. Damit haben Till S und Jill W zusammen einen 
Höchstbetrag von 20.100,00 €. Somit wäre die Goldkette über den 
Freibetrag geschützt. 

c.) Sparbuch mit einem Guthaben von 3.000,00 €
Bei dem Sparbuch mit einem Guthaben von 3.000,00 € handelt 
es sich um einen verwertbaren Vermögenswert im Sinne des § 12 
I SGB II. Nach § 12 II 1 Nr. 4 SGB II ist ein Freibetrag für not-
wendige Anschaffungen in Höhe von 750,00 € für jeden in der Be-
darfsgemeinschaft lebenden Hilfebedürftigen vom Vermögen abzu-
setzen. Damit hat Till S und seine Familie einen Freibetrag in Höhe 
von 3.750,00 €30. Somit ist das Sparbuch mit dem Guthaben von 
3.000,00 € als Vermögen nicht einzusetzen. 
Damit steht das zu berücksichtigende Vermögen des Till S und sei-
ner Familie dem Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II nicht 
entgegen. 

B. Art und Weise der Leistungen

I. Antragserfordernis
Fraglich ist, wann Till S den Antrag auf Leistungen nach dem SGB II 
gestellt hat. 
Die Leistungen nach dem SGB II werden nach § 37 I SGB II auf 
Antrag erbracht. 
Till S sprach am 01.12.2010 erstmalig in der ARGE der kreisfreien 
Stadt D vor. Es fehlten aber der Antrag und die für die Antragsstel-
lung erforderlichen Unterlagen. Am 14.12.2010 hatte er dann den 
ausgefüllten Antrag und die für die Antragsstellung erforderlichen 
Unterlagen dabei. 
Es stellt sich die Frage, ab welchem Zeitpunkt die Leistungen nach 
dem SGB II erbracht werden müssen. 
Nach § 37 I SGB II ist lediglich ein Antrag erforderlich. Dies bedeu-
tet, dass der Antrag auch formlos gestellt werden kann. Einem wirk-
samen Antrag steht es nicht entgegen, dass der Antragssteller nicht 
die vorgegebenen Vordrucke für die Antragsstellung verwendet. Es 
reicht aus, wenn der Antragssteller vor einer zur Entgegennahme von 
Leistungsanträgen zuständigen Stelle seinen Willen zum Ausdruck 
bringt, Sozialleistungen zu begehren. Diese Erklärung kann münd-
lich abgegeben werden31. Dies tat Till S am 01.12.2010 mündlich, in-
dem er sagte, „Leistungen für sich und seine Familie zu beantragen“. 
Somit hat er und seine Familie einen Anspruch auf Leistungen nach 
dem SGB II ab dem 01.12.2010. 

30 	Wenn im Rahmen der Prüfung eines Vermögenseinsatzes der Goldkette § 12 
III 1 Nr. 6 SGB II bejaht wird, dann kann ein Vermögenseinsatz des Sparbuchs 
entweder über § 12 II 1 Nr. 1 SGB II oder über § 12 II 1 Nr. 4 SGB II gelöst 
werden. Wenn im Rahmen der Prüfung eines Vermögenseinsatzes der Goldkette 
zuerst § 12 III 1 Nr. 6 SGB II verneint und dann § 12 II 1 Nr. 1 SGB II bejaht 
wird, dann steht im Rahmen eines Vermögenseinsatzes des Sparbuchs lediglich 
§ 12 II 1 Nr. 4 SGB II zur Verfügung. Beide Lösungswege sind vertretbar. Im 
Ergebnis ist weder die Goldkette noch das Sparbuch als Vermögen einzusetzen. 

31 	LPK-SGB II-Schoch § 37 Rdn. 10.
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II. Vertretung der Bedarfsgemeinschaft
Nach § 38 Satz 1 SGB II wird vermutet, soweit Anhaltspunkte nicht 
entgegenstehen, dass der erwerbsfähige Hilfebedürftige bevollmäch-
tigt ist, Leistungen nach dem SGB II auch für die mit ihm in einer 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen zu beantragen und entge-
genzunehmen. Daher durfte Till S am 01.12.2010 für sich und seine 
Familie Leistungen nach dem SGB II beantragen. 

III. Geldleistung, § 4 I SGB II
Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden 
nach § 4 I SGB II in Form von Dienstleistungen, Geldleistungen und 
Sachleistungen erbracht, wobei die Geldleistung bei den Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhaltes der Regelfall ist32. Der Sach-
verhalt enthält keine Angaben, von diesem Grundsatz abzuweichen. 

Abwandlung:

A. Einsatz des Vermögens

Bei dem Guthaben auf dem Sparbuch in Höhe von 4.251,00 € han-
delt es ich um einen verwertbaren Vermögensgegenstand i. S. d. § 12 I 
SGB II. Bei einem Guthaben auf einem Sparbuch findet § 12 III 
SGB II keine Anwendung. 
Fraglich ist, ob der Betrag von 4.251,00 € den zu ermittelten Freibe-
trag von Sandy übersteigt. 
Nach § 12 II 1 Nr. 1 a SGB II sind vom Vermögen ein Grundfreibe-
trag in Höhe von 3.100,00 € für jedes hilfebedürftige minderjährige 
Kind abzusetzen. Auch ist nach § 12 II 1 Nr. 4 SGB II das Vermögen 
um einen Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe von 
750,00 € für jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Hilfebe-
dürftigen zu bereinigen. Damit erhält Sandy einen Grundfreibetrag 
in Höhe von 3.100,00 € und einen Freibetrag für notwendige An-
schaffungen in Höhe von 750,00 €. Damit übersteigt das Gutha-
ben auf dem Sparbuch den ermittelten Freibetrag von 3.850,00 um 
401,00 €. Somit hat Sandy von ihrem Guthaben auf dem Sparbuch 
einen Betrag von 401,00 € als Vermögen einzusetzen. 
Der Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II von Sandy beträgt 
im Dezember 2010 401,00 €. Damit kann Sandy ihren Anspruch 
durch das nicht geschützte Vermögen decken. Somit hat Sandy im 
Dezember 2010 keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II.
Die Folge ist, dass Sandy ihr Kindergeld in Höhe von 190,00 € für die 
Sicherung des Lebensunterhalts im Dezember 2010 nicht benötigt. 

32 LPK-SGB II-Münder § 4 Rdn. 6.

Nach § 11 I 3 SGB II ist das Kindergeld als Einkommen dem jewei-
ligen Kind zuzurechnen, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Siche-
rung des Lebensunterhalts benötigt wird. Aus dem Wort „soweit“ 
wird deutlich, dass das Kindergeld an den nach dem Einkommen-
steuergesetz ursprünglich Berechtigten zufließt, wenn das Kind über 
ausreichendes Einkommen oder Vermögen verfügt, um den Lebens-
unterhalt zu decken. Das nicht geschützte Vermögen bewirkt, dass 
Sandy im Dezember 2010 ihren Lebensunterhalt selbst sicherstellen 
kann. Kindergeldberechtigter ist laut Bearbeitungshinweis Nr. 9 
Till S. Damit erhält er als Kindergeldberechtigter das Kindergeld. 
Somit verfügt Till S über ein Einkommen in Höhe von 802,00 €  
(= 612,00 € aus Erwerbseinkommen + 190,00 € aus der Zahlung von 
Kindergeld). 
Das Sparbuch mit einem Guthaben in Höhe von 3.000,00 € von Till 
S ist als Vermögen nicht einzusetzen. Der Freibetrag nach § 12 II 1 
Nr. 4 SGB II beträgt für 4 Personen 3.000,00 €. 

B. Einsatz des Einkommens im Rahmen der Einsatzgemeinschaft

Das Einkommen von Till S und Jill W ist nach § 9 II 3 SGB II jetzt 
auf drei Personen zu verteilen.

Daraus ergibt sich folgende Berechnung:

Till S Jill W Andy Mandy
Regelleistung 323,00 323,00 287,00 287,00
Mehrbedarf 26,00 49,00
KdU 126,00 126,00 126,00 126,00
Heizkosten 24,00 24,00 24,00 24,00
Gesamtbedarf 473,00 499,00 437,00 486,00
Kindergeld 184,00 184,00
Restbedarf 473,00 499,00 253,00 302,00
Anwendung des § 9 III 473,00 499,00 253,00 0,00
Einkommen 802,00 200,00
Individuelle Bedarfe in % 38,61 40,73 20,66 0,00
Einkommensverteilung 386,87 408,12 207,01 0,00
Gesamtanspruch 86,13 90,88 45,99 302,00
Rundung nach § 41 II 86,00

Alg II
91,00

Alg II
46,00

Alg II
302,00
Alg II

Der vorliegende Band aus der neu konzipierten Schriftenreihe „Kommunale Hochschule für Verwaltung 
in Niedersachsen“ (Hrsg. Michael Koop und Holger Weidemann) unterstützt Lernende beim Erwerb syste-
matischer Kenntnisse im kommunalen Planungs- und Rechnungswesen für niedersächsische Kommunen.

Weitere Bände sind in Planung. 

– NEU –	 Holger Truckenbrodt / Kerstin Zähle� – NEU –
Der kommunale Haushalt in Aufstellung, Ausführung und Abschluss

Maximilian Verlag Hamburg
ISBN 978-3-7869-0832-6 | € 29,90

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder bei Maximilian Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg | Tel. 040/707080-306 | Fax 040/707080-324 | 
E-Mail: vertrieb@deutsche-verwaltungspraxis.de | Lieferung im Inland versandkostenfrei. Irrtum und Preisänderung vorbehalten. Widerrufsbelehrung: 
Sie können Ihre Bestellung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs an die Bestelladresse.
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I. Sachverhalt

Seit 1997 forscht ein verbeamteter Bremer Professor (P) mit einer 
jeweils befristet erteilten behördlichen Genehmigung nach § 8 Tier-
schutzgesetz (TierSchG) auf dem Gebiet der Neuro- und Kogniti-
onsforschung an Makakenaffen. Die Tierversuche sollen dazu beitra-
gen, Krankheiten wie die Epilepsie heilen zu können. Aus ethischen 
Gründen wird nunmehr die am Jahresanfang 2011 beantragte Fort
setzung der Versuche an den Makakenaffen, die zuletzt im Jahr 2008 
befristet bis zum 1.11.2011 genehmigt worden ist, von der zustän
digen Behörde abgelehnt. Hiergegen wehrt sich P mit einem Wider-
spruch. Er ist der Ansicht, dass die grundgesetzlich garantierte Frei-
heit der Forschung (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) bedroht sei. Unabhängig 
hiervon ist er in der Lage nachzuweisen, dass mit einer längeren Un-
terbrechung der Versuche das Forschungsvorhaben starken Schaden 
nehmen werde. 

Aufgabe 1: 
Ist der von P bei der richtigen Einlegungsstelle (keine oberste Behör-
de) form- und fristgerecht erhobene Widerspruch zulässig? Prüfen 
Sie gutachterlich.

Aufgabe 2: 
Nehmen Sie an, P hat Angst, dass über seinen Widerspruch nicht vor 
dem 1.11.2011, d.h. vor Ablauf der zuletzt erteilten befristeten Ge-
nehmigung entschieden wird. Er erbittet von Ihnen Auskunft darü-
ber, mit welchem förmlichen Rechtsbehelf er sich neben dem Wider-
spruch zur Wehr setzen kann, um – im Erfolgsfall dieses weiteren 
Rechtsbehelfs – seine Forschungsarbeiten vorläufig ohne Unterbre-
chung fortsetzen zu können. Prüfen Sie also die Statthaftigkeit des in 
Betracht kommenden Eilrechtsschutzes. 

Aufgabe 3: 
Welcher formlosen Rechtsbehelfe könnte sich P ebenfalls bedienen? 
Begründen Sie anhand der Zielrichtung der jeweiligen Rechtsbehel-
fe, warum sie hier in Betracht kommen. 

Hilfsmittel: 
• 	 § 8 Tierschutzgesetz (TierSchG), VwVfG, VwGO, GG

§ 8 TierSchG (Auszug)
Wer Versuche an Wirbeltieren durchführen will, bedarf der Genehmigung 
des Versuchsvorhabens durch die zuständige Behörde.

Der Antrag auf Genehmigung eines Versuchsvorhabens ist schriftlich bei 
der zuständigen Behörde einzureichen. In dem Antrag ist (…)
(…)
(5) Die Genehmigung ist zu befristen. (…)

II. Sachverhalt

Die Europäische Kernforschungsorganisation CERN (Conseil Eu-
ropéen pour la Recherche Nucléaire) beabsichtigt alsbald den (erneu-
ten) Start eines Protonenbeschleunigers. In dem Protonenbeschleu-
niger sollen Teilchen mit einer hohen Geschwindigkeit aufeinander 
geschossen werden, um so den Urknall zu simulieren, aus dem die 
Erde entstanden ist. Die deutsche Staatsbürgerin Nele Noah (N) be-
fürchtet, dass bei dem Experiment Schwarze Löcher entstehen, die 
im weiteren Verlauf zur Zerstörung allen irdischen Lebens führen. 
Die schwarzen Löcher, die die Erde verließen, würden zur Sonne 
fliegen und sie vernichten. N möchte, dass die Bundesrepublik 
Deutschland ihre Delegierten im Rat der Europäischen Kernfor-
schungsorganisation CERN – Bundesbeamte des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung (BMBF) – sofort anweist, im Rat des 
CERN auf die Verhinderung des Einsatzes des Protonenbeschleuni-
gers hinzuwirken.

Aufgabe 1: 
Welche verwaltungsgerichtliche Klage wäre statthaft?

Aufgabe 2: 
Was für einen Eilrechtsschutzantrag müsste N neben der Klage beim 
Verwaltungsgericht einlegen, um eine zügige gerichtliche Klärung 
darüber herbeizuführen, ob die BRD zu der von N angestrebten An-
weisung ihrer Delegierten verpflichtet ist?

Hilfsmittel: 
• 	 VwGO

III. Sachverhalt

Am 28. Oktober 1987 wurde das Deutsche Historische Museum ge-
gründet. Für den Aufbau wurde als vorläufige Trägerorganisation 
eine GmbH (DHM-GmbH) ins Leben gerufen. Nachdem das Ge-
bäude für die Wechselausstellung fertig gestellt und das Museum im 
sanierten Zeughaus im Jahr 2006 in Berlin eröffnet worden ist, er-
folgte vor einiger Zeit die Regelung der endgültigen Trägerschaft. 
Mit dem vom 21. Dezember 2008 datierenden „Gesetz zur Errich-
tung einer Stiftung Deutsches Historisches Museum“ (DHMG) ist 
die DHM-GmbH in eine bundesunmittelbare Stiftung des öffentli-
chen Rechts umgewandelt worden. 

Marc Wagner*

Makakenaffen, Weltuntergang, Deutsches Historisches Museum
– förmliche Rechtsbehelfe und die Stiftung öffentlichen Rechts in der
Fallbearbeitung1 –

*	� Prof. Dr. Marc Wagner lehrt öffentliches Recht an der Fachhochschule des Bun-
des für öffentliche Verwaltung.

1	 Die auf eine 2-stündige Bearbeitung ausgelegte Klausur war im WS 2010/2011 
Gegenstand einer Modulprüfung am Zentralbereich der Fachhochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung.
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Aufgabe 1: 
Welche juristischen Personen des öffentlichen Rechts gibt es?

Aufgabe 2: 
Welche Merkmale sind allen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts gemeinsam?

Aufgabe 3: 
Was kennzeichnet über die in Aufgabe 2 nachgefragten Merkmale 
hinaus die jeweilige juristische Person des öffentlichen Rechts – was 
ist also die spezifische Eigenheit, das Erkennungsmerkmal der jewei-
ligen juristischen Person des öffentlichen Rechts? 

Aufgabe 4: 
Erläutern Sie alle Merkmale einer Stiftung anhand der Bundesstif-
tung „Deutsches Historisches Museum“, ordnen Sie also die Stif-
tungsmerkmale den jeweiligen Bestimmungen des DHMG zu.

Aufgabe 5: 
Was zeichnet die Bundesstiftung „Deutsches Historisches Museum“ 
im Vergleich zu einer standardisierten Stiftung im Besonderen aus, 
was weist also die Bundesstiftung auf, was nicht zum Kanon der klas-
sischen Merkmale einer Stiftung gehört? Begründen Sie Ihre Auffas-
sung anhand des DHMG. 

Hilfsmittel: 

•	� Gesetz zur Errichtung einer Stiftung Deutsches Historisches 
Museum (DHMG) vom 21. Dezember 2008 (BGBl I, 2891 ff.) in 
der Fassung des ersten Änderungsgesetzes vom 14. Juni 2010 
(BGBl I, 784 ff.) als Auszug

§ 1
Name, Sitz, Rechtsform und Trägerschaft der Stiftung
(1) Unter dem Namen „Deutsches Historisches Museum“ wird eine 
rechtsfähige bundesunmittelbare Stiftung des öffentlichen Rechts 
mit Sitz in Berlin errichtet. Die Stiftung entsteht mit dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes.
(2) Die Stiftung ist Träger der unselbständigen Stiftung „Stiftung 
Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ (§ 15).

§ 2
Stiftungszweck
(1) Zweck der Stiftung ist es, die gesamte deutsche Geschichte in 
ihrem europäischen Zusammenhang darzustellen.
(2) Der Erfüllung dieses Zwecks dienen insbesondere:
1. Einrichtung, Unterhaltung und Weiterentwicklung einer ständi-
gen Ausstellung;
2. (…)
3.Wechselausstellungen, museumspädagogische Vermittlung, Vor-
träge, Seminare, Filmvorführungen und sonstige Veranstaltungen;
4. (…)
5. (…)
6. (…)

§ 5
Organe der Stiftung
Organe der Stiftung sind
1. das Kuratorium

2. die Präsidentin oder der Präsident
3. der wissenschaftliche Beirat

§ 7
Präsidentin oder Präsident
(1) (…)
(2) (…)
(3) Die Präsidentin oder der Präsident führt die Geschäfte der Stif-
tung (…) und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.

§ 10
Aufsicht; Jahresabschluss; Wirtschaftsplan; Haushalts- und 
Wirtschaftsführung; Prüfung
(1) Die Stiftung einschließlich der unselbständigen Stiftung unter-
steht der Rechtsaufsicht der oder des Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien.

§ 15
Name, Sitz und Rechtsform
Unter dem Namen „Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ wird 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes in Trägerschaft der Stiftung „Deut-
sches Historisches Museum“ eine unselbständige Stiftung des öf-
fentlichen Rechts in Berlin errichtet.

§ 16
Stiftungszweck
(1) Zweck der unselbständigen Stiftung ist es, im Geiste der Versöh-
nung die Erinnerung und das Gedenken an Flucht und Vertreibung 
im 20. Jahrhundert im historischen Kontext des Zweiten Weltkrieges 
und der nationalsozialistischen Expansions- und Vernichtungspoli-
tik und ihrer Folgen wachzuhalten.
(2) Der Erfüllung dieses Zweckes dienen insbesondere:
1. Errichtung, Unterhaltung und Weiterentwicklung einer Dauer-
ausstellung zu Flucht und Vertreibung im 20. Jahrhundert, den histo-
rischen Hintergründen und Zusammenhängen sowie europäischen 
Dimensionen und Folgen;
2. Erarbeitung von Einzelausstellungen zu speziellen Aspekten der 
Gesamtthematik;
3. Vermittlung von Forschungsergebnissen und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen;
4. (…)
5. (…)

§ 18
Gremien und Leitung der unselbständigen Stiftung
(1) Bei der unselbständigen Stiftung werden gebildet
1. der Stiftungsrat
2. der wissenschaftliche Beraterkreis.
Die Mitglieder des Stiftungsrates und des wissenschaftlichen Bera-
terkreises sind ehrenamtlich tätig.
(2) Die unselbständige Stiftung hat eine Direktorin oder einen Direktor.

Lösung

Sachverhalt I

Aufgabe 1:
Es stellt sich die Frage, ob der von P bei der richtigen Einlegungsstel-
le form- und fristgerecht erhobene Widerspruch zulässig ist.
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I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs

Mangels einer aufdrängenden Spezialzuweisung müsste zunächst der 
Verwaltungsrechtsweg nach § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO analog eröffnet 
sein. Dies setzt eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfas-
sungsrechtlicher Art voraus, die keinem anderen Gericht durch Ge-
setz besonders zugewiesen ist (abdrängende Sonderzuweisung).
P und die zuständige Behörde streiten um die Erteilung einer befris-
teten Genehmigung für die Forschung an Makakenaffen. Diese 
Streitigkeit ist jedenfalls dann öffentlich-rechtlich, wenn die streit-
entscheidende Norm zum öffentlichen Recht gehört. Nach der mo-
difizierten Subjektstheorie ist eine Rechtsnorm öffentlich-rechtlich, 
wenn sie in jedem denkbaren Anwendungsfall einen Träger hoheitli-
cher Gewalt berechtigt oder verpflichtet.2 Die einschlägige Vor-
schrift ist § 8 TierSchG. Nach § 8 Abs. 1 TierSchG bedarf derjenige, 
der Versuche an Wirbeltieren durchführen will, einer Genehmigung 
des Versuchsvorhabens durch die zuständige Behörde. Es wird also 
ausschließlich die „zuständige Behörde“ berechtigt oder – im Fall ei-
ner Ermessensreduzierung auf Null – verpflichtet, die Versuchsge-
nehmigung zu erteilen. Mithin ist die streitentscheidende Vorschrift 
des § 8 TierSchG öffentlich-rechtlich. In Folge dessen ist auch die 
Streitigkeit zwischen P und der zuständigen Behörde als öffentlich-
rechtlich zu qualifizieren.3 Im Weiteren dürfte die Streitigkeit auch 
nicht verfassungsrechtlicher Natur sein. Diese Voraussetzung wäre 
nur dann zu verneinen, wenn P und die zuständige Behörde ihre 
Existenz dem Verfassungsrecht verdankten oder wenn es sich bei ih-
nen um Verfassungsorgane handelte und wenn sie sich um Verfas-
sungsrecht streiten würden. Die Behörde und der P sind bereits keine 
Verfassungsorgane. Die Streitigkeit ist nichtverfassungsrechtlich. 
Zur Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs darf die öffentlich-recht-
liche Streitigkeit nichtverfassungsrechtlicher Art schließlich nicht 
durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewie-
sen sein. Eine entsprechende Zuweisung an ein anderes Gericht be-
steht nicht.
Nach all dem ist der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 Abs. 1 S. 1 
VwGO analog eröffnet.

II. Statthaftigkeit

Der (Verpflichtungs-)widerspruch ist gemäß § 68 Abs. 2 i.V.m. § 68 
Abs. 1 VwGO statthaft, wenn die begehrte Maßnahme einen Ver-
waltungsakt (VA) nach § 35 S. 1 VwVfG darstellt, ein Vorverfahren 
nicht ausnahmsweise nach § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO entbehrlich ist 
und sich das VA-Begehren nicht erledigt hat. 
Die in der Vergangenheit mehrfach befristet erteilte und wiederum 
beantragte Forschungsgenehmigung müsste ein VA sein. Hierfür ist 

insbesondere erforderlich, dass sich diese Genehmigung als eine 
Regelung mit Außenwirkung darstellt. Daran könnten insofern Be-
denken bestehen, als der Adressat der begehrten Genehmigung, P,  
als Beamter eine Nähebeziehung zum Staat aufweist, also dem ver-
waltungsinternen Bereich angehört. Eine Regelung, hier die Begrün-
dung des (befristeten) Rechts der Forschung an Makakenaffen, hat 
Außenwirkung, wenn sich die Rechtsfolgen der Maßnahme unmit-
telbar an eine außerhalb der Verwaltung stehende natürliche oder 
juristische Person richten und dies – objektiv – bezweckt ist.4 Ein 
Beamter steht danach bildlich betrachtet dann außerhalb des Ver-
waltungsbereichs, wenn er nach dem objektiven Sinn einer Maßnah-
me5 (welche Zweckrichtung verfolgt die in Rede stehende Maßnah-
me für gewöhnlich, also nicht im Einzelfall?) in seiner persönlichen 
Rechtsstellung (= persönliche Verhältnisse) als Bürger betroffen ist, 
wenn also die Lebensführung durch die Maßnahme berührt wird 
(Verbesserung/Verschlechterung des Lebensstandards), wenn er als 
Träger eigener Rechte betroffen ist, insbesondere wenn Grundrechte 
tangiert werden. Eine befristete Genehmigung des Versuchsvorha-
bens könnte die von P reklamierte Forschungsfreiheit tangieren. Da 
„Forschung und Lehre“ i.S.v. Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG die wissenschaft-
lichen Betätigungsfelder wohl erschöpfend bezeichnen, ist „Wissen-
schaft“ gemäß Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG der gemeinsame Oberbegriff.6 
Unter den Begriff „Wissenschaft“ fallen vor allem die auf wissen-
schaftlicher Eigengesetzlichkeit beruhenden Prozesse, Verhaltens-
weisen und Entscheidungen beim Auffinden von Erkenntnissen wie 
bei ihrer Deutung und Weitergabe.7 Die Wissenschaftsfreiheit ver-
pflichtet den Staat neben anderem dafür zu sorgen, dass das Grund-
recht der freien wissenschaftlichen Betätigung so weit unangetastet 
bleibt, wie das unter Berücksichtigung der anderen legitimen Aufga-
ben der Wissenschaftseinrichtungen und der Grundrechte der ver-
schiedenen Beteiligten möglich ist.8 Eine behördliche Genehmi-
gungsentscheidung zielte gerade darauf ab, die freie wissenschaftliche 
Betätigung des P auf dem Gebiet der Neuro- und Kognitionsfor-
schung zu stärken. Sie machte klar, dass dem anhand von Tierversu-
chen beabsichtigten Erkenntnisgewinn zur Krankheitsbekämpfung 
wie der Epilepsie insbesondere keine ethischen Gründe entgegenste-
hen. Die Erteilung einer Forschungserlaubnis nach § 8 TierSchG 
betrifft den Forscher als Antragsteller immer (positiv) in seiner Wis-
senschaftsfreiheit. Dies ist auch objektiv beabsichtigt. Die Geneh
migungserlaubnis hätte also auch Außenwirkung. Bestehen an den 
übrigen Verwaltungsaktmerkmalen – Maßnahme, Behörde, Ge-
bietsklausel und Einzelfall – keinerlei Bedenken, so stellt sich die 
begehrte Maßnahme als VA i.S.v. § 35 S. 1 VwVfG dar. 
Im Übrigen ist die Durchführung des Widerspruchsverfahrens auch 
nicht nach § 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 VwGO entbehrlich, rührt die Versa-
gungsentscheidung doch laut Aufgabenstellung von keiner obersten 
Behörde. Da die Erteilung der beantragten Genehmigung für P inso-
fern von großer Bedeutung ist, als mit einer längeren Unterbrechung 
der Versuche das Forschungsvorhaben starken Schaden nehmen 
würde, hat sich das VA-Begehren auch nicht erledigt. 
Also ist der Verpflichtungswiderspruch statthaft.

2	� Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Auflage, Rn. 27.
3	 Mit der Subordinationstheorie lässt sich der öffentlich-rechtliche Charakter 

der Streitigkeit nicht herausarbeiten. Die Subordinationstheorie, die auf keine 
Rechtsnorm, sondern auf das Verhältnis zwischen Behörde und Bürger abstellt, 
qualifiziert eine Streitigkeit als öffentlich-rechtlich, wenn zwischen den Betei-
ligten ein Über- und Unterordnungsverhältnis besteht, das sich daraus ergibt, 
das ein mit hoheitlicher Gewalt ausgestatteter Träger öffentlicher Gewalt daran 
beteiligt ist. Für ein Über- und Unterordnungsverhältnis ist wiederum charak-
teristisch, dass behördlicherseits einseitig etwas angeordnet wird. Insofern ist 
bedeutsam, ob die Anordnung ggf. mit Verwaltungszwangsmitteln durchge-
setzt werden könnte. Die Genehmigungsversagung ist ein VA ohne befehlenden 
Inhalt. Eine zwangsweise Durchsetzung ist unmöglich.

4	 Vgl. Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Auflage, Rn. 483 f.
5	 Vgl. BVerwGE 60, 144 (147 f.); BVerwG, DVBl 1995, 745.
6	 Antoni, in: Hömig, Grundgesetz, 8. Auflage, Art. 5 Rn. 32.
7	 Vgl. BVerwGE 35, 112 f.
8	 Vgl. BVerwGE 35, 114; 111, 353 f.
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III. Widerspruchsbefugnis

Der Widerspruchsführer muss nach § 42 Abs. 2 VwGO analog ein ihm 
zustehendes Recht geltend machen, das durch die Ablehnung des VA 
möglicherweise verletzt ist.9 Auszuschließen ist das aber nur, wenn das 
als verletzt behauptete Recht offensichtlich und eindeutig nach keiner 
Betrachtungsweise besteht oder dem Widerspruchsführer zustehen 
kann.10 P ist der Ansicht, dass die Genehmigungsversagung die grund-
gesetzlich garantierte Freiheit der Forschung bedroht. Er ist also der 
Auffassung, dass ihm die beantragte Erlaubnis zu erteilen ist. Es ist 
nicht von vornherein und nach jeder denkbaren Betrachtungsweise 
ausgeschlossen, dass P nach § 8 TierSchG i.V.m. Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG 
einen Anspruch auf die Genehmigung hat. P ist widerspruchsbefugt.

IV. Sonstige Zulässigkeitsvoraussetzungen

Schließlich müsste P mit seinem Widerspruch die Voraussetzungen 
des § 70 Abs. 1 VwGO – Form, Frist, richtige Einlegungsstelle – be-
achtet haben. P hat ausweislich der Aufgabenstellung den form- und 
fristgerecht eingelegten Widerspruch bei der richtigen Einlegungs-
stelle erhoben. An dem im Übrigen erforderlichen Widerspruchs-
interesse sowie an der Beteiligten- und Handlungsfähigkeit gemäß 
§§ 79 i.V.m. 11, 12 VwVfG bestehen keinerlei Bedenken.

V. Ergebnis

Der von P erhobene Widerspruch ist zulässig.

Aufgabe 2:
Möglicherweise ist dem P zu raten, einen Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO zu stellen. Die 
einstweilige Anordnung ist nach § 123 Abs. 5 VwGO statthaft, wenn 
in der Hauptsache keine Anfechtungsklage statthaft wäre. P begehrt 
nicht (ausschließlich) die Beseitigung eines VA, hier der tierschutz-
rechtlichen Versagung – er möchte vor allem eine weitere Genehmi-
gung, also einen VA, zur Fortsetzung der Tierversuche erhalten.11 In 
der Hauptsache müsste P keine Anfechtungsklage, sondern eine Ver-
pflichtungsklage erheben. Folgerichtig ist eine einstweilige Anord-
nung nach § 123 Abs. 1 VwGO, hier als Regelungsanordnung gemäß 
§ 123 Abs. 1 S. 2 VwGO12, statthaft.

Aufgabe 3: 
Für eine Dienstaufsichtsbeschwerde bestehen hier keinerlei Anhalts-
punkte. Grundsätzlich (primär) kommt die Gegenvorstellung in Be-
tracht, die bei der zuständigen Behörde mit dem Petitum, die getrof-
fene Entscheidung noch einmal im Sinne des Rechtsschutzsuchenden 
zu überdenken, einzulegen wäre. In Betracht kommt natürlich auch 
die bei der übergeordneten Behörde geltend zu machende Fachauf-
sichtsbeschwerde sowie die Parlamentspetition.13 

Sachverhalt II.

Aufgabe 1:
Eine mit Blick auf die erstrebte Anweisung der verbeamteten deut-
schen Delegierten erhobene Verpflichtungsklage wäre nicht statthaft 
(§ 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO). Die Anweisung stellte sich nicht als VA 
dar. Es würde an der Außenwirkung fehlen. Eine Maßnahme hat 
Außenwirkung, wenn sich die Rechtsfolgen unmittelbar an eine au-
ßerhalb der Verwaltung stehende natürliche oder juristische Person 
richten und dies objektiv bezweckt ist. Daran fehlt es bereits dann, 
wenn die Adressaten der Maßnahme erst gar nicht in ihrer persönli-
chen Rechtsstellung betroffen sind, sondern die allgemeine Gehor-
samspflicht nur eine Konkretisierung erfährt.14 Bei einer von N kla-
geweise erstrebten Anweisung der verbeamteten Delegierten 
handelte es sich um eine Anordnung, die sich auf die Aufgaben-
durchführung in fachlicher Hinsicht bezieht. Es geht gerade nicht 
um den Erlass eines VA. Die Verpflichtungsklage ist nicht statthaft. 
Als statthafte Klage kommt noch die allgemeine Leistungsklage in 
Betracht. Die allgemeine Leistungsklage ist statthaft, wenn ein be-
hördliches Handeln begehrt wird, das nicht im Erlass oder der Auf-
hebung eines VA liegt. Die begehrte Anweisung der deutschen Dele-
gierten, eine innerdienstliche Weisung, zielt darauf ab, dass 
Deutschland auf die Verhinderung des Einsatzes des Protonenbe-
schleunigers hinwirkt. N begehrt eine Anweisung der Bundesbeam-
ten des BMBF. Also ist die allgemeine Leistungsklage statthaft.

Aufgabe 2:
N müsste einen Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
nach § 123 Abs. 1 VwGO stellen. Dieser Antrag ist nach § 123 Abs. 
5 VwGO statthaft, wenn in der Hauptsache keine Anfechtungsklage 
statthaft wäre. N erstrebt gerade nicht die Aufhebung eines – im 
Übrigen gar nicht vorliegenden – VA. Wie gezeigt, wäre in der 
Hauptsache eine allgemeine Leistungsklage die richtige Klage. Fol-
gerichtig wäre N zu raten, im Wege des Eilrechtsschutzes nach § 123 
VwGO vorzugehen. N begehrt nicht die Sicherung eines status quo, 
sondern (mindestens) die vorläufige Erweiterung ihres Rechtskrei-
ses. Ihr auf Anweisung der Delegierten durch die BRD gerichtetes 
Begehren ist nicht defensiv, sondern offensiv. Es handelte sich um 
eine Regelungsanordnung nach § 123 Abs. 1 S. 2 VwGO.15 

Sachverhalt III.

Aufgabe 1:
Körperschaften, Anstalten, Stiftungen. 

Aufgabe 2:
Alle juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind rechtsfähig, 
nehmen öffentliche Aufgaben wahr, unterstehen staatlicher Aufsicht 
und sind durch einen hoheitlichen Errichtungsakt gekennzeichnet. 
Aufgabe 3:
Körperschaften haben Mitglieder, Anstalten haben Benutzer, Stif-
tungen haben Nutznießer. 

9	 Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 7. Auflage, § 6 Rn. 21.
10	 So für die Klagebefugnis BVerwGE 44, 1 (3).
11	 Vgl. dazu die Prüfung der Statthaftigkeit bei Aufgabe 1).
12	 So VG Bremen, Beschluss vom 19.12.2008, Az.: 5 V 3719/08.
13	 Vgl. zu den formlosen Rechtsbehelfen Vahle, Nichtförmliche und förmliche 

Rechtsbehelfe gegen hoheitliches Handeln, DVP 2010, S. 397 ff.
14	 Vgl. Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Auflage, Rn. 486-488.
15	 So auch VG Köln, Beschluss vom 08.09.2008, Az.: 13 L 1123/08.
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Aufgabe 4:
•	� Hoheitlicher Errichtungsakt = Gesetz zur Errichtung einer Stif-

tung Deutsches Historisches Museum
• 	 Rechtsfähigkeit = § 1 Abs. 1 DHMG
• 	� Wahrnehmung öffentlicher Aufgabe = § 2 Abs. 1 (i.V.m. § 16 

Abs. 1 DHMG): Darstellung der gesamten deutschen Geschichte 
in ihrem europäischen Zusammenhang (unter besonderer Be-
rücksichtigung von Flucht und Vertreibung im 20. Jahrhundert im 
historischen Kontext des Zweiten Weltkrieges und der national-
sozialistischen Expansions- und Vernichtungspolitik und ihrer 
Folgen).

• 	 Staatliche Aufsicht = § 10 Abs. 1 DHMG
• 	� Benutzer = Die deutsche Bevölkerung; aus § 2 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 3 

(i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3) DHMG ergibt sich, dass die 
Stiftungsaktivitäten – ständige Ausstellung, Wechselausstellung, 
museumspädagogische Vermittlung, Vorträge, Seminare, Film-
vorführungen – auf Information der (interessierten) Öffentlich-
keit gerichtet, also externalisiert sind.

Aufgabe 5:
Gemäß § 1 Abs. 2 DHMG ist die Stiftung „Deutsches Historisches 
Museum“ Träger der unselbständigen Stiftung „Stiftung Flucht, Ver-
treibung, Versöhnung“. Die Stiftung „Deutsches Historisches Muse-
um“ verwaltet also eine weitere Stiftung, in concreto die nicht rechts-
fähige Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“. Die Stiftung 
„Deutsches Historisches Museum“ ist gewissermaßen das Dach der 
Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ (§ 15 DHMG). Letztere 
Stiftung ist ersterer als Trägerstiftung rechtlich und verwaltungs-
technisch untergeordnet, um bereits bestehende fachlich-inhaltliche 
Kompetenz und vorhandenes organisatorisches Potenzial bestmög-
lich zu nutzen.16 Auch aus § 18 Abs. 1 DHMG ergibt sich, dass die 
Verwaltung der Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ und ihre 
rechtliche Vertretung Aufgabe des Trägers sind. Zur Durchführung 
der Stiftungsaufgaben werden nach § 18 DHMG „Gremien“ – keine 
Organe – gebildet.17

Richtervorbehalt bei Blutprobe

(BVerfG, Beschl. v. 24. 2. 2011 – 2 BvR 1596/10 u. 2 BvR 2346/10)

1. Ein Grundsatz, dass jeder Verstoß gegen Beweiserhebungsvorschrif-
ten ein strafprozessuales Verwertungsverbot nach sich zieht, ist dem 
deutschen Strafverfahrensrecht fremd. 

2. Die Frage eines Beweisverwertungsverbots ist jeweils nach den Um-
ständen des Einzelfalls, insbesondere nach der Art des Verbots und dem 
Gewicht des Verstoßes unter Abwägung der widerstreitenden Interessen 
zu entscheiden. 

3. Bei einer Blutprobe ohne richterliche Entscheidung entgegen § 81a 
Abs. 2 StP0 kann insbesondere die willkürliche Annahme von Gefahr im 
Verzug oder das Vorliegen eines besonders schwerwiegenden Fehlers ein 
Verwertungsverbot nach sich ziehen. 

4. Die Annahme, dass eine fehlende Dokumentation des Vorliegens von 
Gefahr im Verzug allein nicht zu einem Verwertungsverbot führt, ist 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

5. Verfassungsrechtlich ist auch nicht zu beanstanden, dass das Fehlen 
eines nächtlichen richterlichen Bereitschaftsdienstes in Bezug auf die 
Entnahme von Blutproben kein Beweisverwertungsverbot begründet.

6. Die Rechtsprechung des BVerfG zur Notwendigkeit eines richterli-
chen Bereitschaftsdienstes zur Nachtzeit betrifft den in Art. 13 Abs. 2 
GG verfassungsrechtlich verankerten Richtervorbehalt bei der Woh-
nungsdurchsuchung und darf nicht schematisch auf den einfachrechtli-
chen Richtervorbehalt des § 81a StPO übertragen werden, der nicht als 
rechtsstaatlicher Mindeststandard geboten ist

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Die Sachverhalte

Der Beschwerdeführer (Bf.) zu 1) ist wegen fahrlässiger Trunkenheit 
im Verkehr zu einer Geldstrafe verurteilt worden. Das – in zweiter 
Instanz zuständige – LG sah es als erwiesen, dass der Bf. in alko-
holbedingt fahruntüchtigem Zustand, den er habe erkennen können 
und müssen, an einem Sonntag gegen 16.00 Uhr mit einem Fahrrad 
im öffentlichen Straßenverkehr gefahren sei. Dabei habe er – ohne 
den Verkehr zu beachten – die Fahrbahn überquert, um auf den ge-
genüberliegenden Radweg zu gelangen. Ein entgegenkommender 
Funkstreifenwagen der Polizei habe deshalb bis zum Stillstand des 
Fahrzeugs abbremsen müssen, um nicht mit dem Fahrrad des Be-
schwerdeführers zu kollidieren. Da der Bf. einer Blutentnahme wi-
dersprochen habe, habe einer der Polizeibeamten des Funkstreifen-
wagens beim Diensthabenden auf der Wache angerufen, damit dieser 
einen richterlichen Beschluss erwirke. Der Diensthabende habe den 
Richter telefonisch nicht erreichen können und dies dem Polizei-
beamten vor Ort mitgeteilt. Dieser habe deshalb Gefahr im Verzug 
angenommen, die Entnahme einer Blutprobe angeordnet und den 
Diensthabenden auf der Wache hierüber informiert. Sein Vorgehen 
habe er nicht in der Akte dokumentiert, weil es beim Polizeirevier 
W. üblich sei, dass das der Diensthabende auf der Wache vornehme. 
Das Ergebnis der um 16.30 Uhr entnommenen Blutprobe – die eine 
Blutalkoholkonzentration von 2,07 Promille im Analysenmittelwert 
ergeben habe – sei verwertbar. Die Voraussetzungen einer Eilanord-
nung durch die Polizei hätten vorgelegen. Die fehlende Dokumen-
tation führe nicht zu einem Verwertungsverbot. Auch wenn – was 
nicht aufgeklärt worden sei – zugunsten des Bf. unterstellt werde, 
dass der Diensthabende nicht versucht habe, den Ermittlungsrichter 
zu erreichen, resultiere daraus kein Verwertungsverbot. Maßgeblich 
sei, dass dem anordnenden Polizeibeamten die Rechtslage bekannt 
gewesen sei und er deshalb eine richterliche Anordnung habe her-

16	 Vgl. BT-Drucks. 16/10571, S. 9/10.
17	 Vgl. BT-Drucks. 16/10571, S. 10.
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beiführen wollen, indem er den Diensthabenden gebeten habe, den 
Bereitschaftsrichter zu kontaktieren. Sollte der Diensthabende dem 
nicht nachgekommen sein, könne das dem handelnden Polizeibe-
amten nicht angelastet werden. Dieser sei nicht gehalten, das Han-
deln des Diensthabenden zu überprüfen, sondern könne auf dessen 
Auskunft vertrauen. Das OLG hat die Revision des Bf. gegen das 
Urteil des LG verworfen. 
Selbst bei unterstellter Rechtswidrigkeit der Anordnung der Blut
entnahme bestehe nach den Grundsätzen der Rechtsprechung des 
BGH zur ungerechtfertigten Inanspruchnahme einer gesetzlich 
eingeräumten Eilanordnungskompetenz im Ausgangsfall kein Be-
weisverwertungsverbot, weil der anordnende Polizeibeamte Schritte 
unternommen habe, um den Bereitschaftsrichter zu erreichen.

Der Beschwerdeführer (Bf.) zu 2) ist wegen vorsätzlicher Trunken-
heit im Verkehr zu einer Geldstrafe verurteilt worden. Der Bf. hat 
an einem Sonntag gegen 04.25 Uhr mit einem Fahrrad in alkohol-
bedingt fahruntüchtigem Zustand in Schlangenlinien eine öffentli-
che Straße befahren. Die Untersuchung der ihm um 04.55 Uhr auf 
Anordnung der Polizei – die zuvor erfolglos versucht gehabt hatte, 
den staatsanwaltschaftlichen Bereitschaftsdienst zu erreichen – 
entnommenen Blutprobe ergab eine Blutalkoholkonzentration von 
2,78 Promille. Die Revision des Bf. war erfolglos.

II. Zur Rechtslage

Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerden der Bf. gem. § 93a Abs. 
2 BVerfGG nicht zur Entscheidung angenommen. Den Verfassungsbe-
schwerde komme weder grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedeutung 
zu, noch sei ihre Annahme zur Durchsetzung der in § 90 Abs. 1 BVerfGG 
genannten (Grund-)Rechte geboten. Die (verbundenen) Beschlüsse des 
Gerichts sind gleichwohl lesenwert, weil sie die Grundsätze darstellen, die 
für die Behandlung von Verstößen gegen einfachgesetzliche – hier: gem. 
§ 81a Abs. 2 StP0 für Blutproben – Richtervorbehalte maßgebend sind. 
In den öffentlichen Medien wurde insoweit z. T. der falsche Eindruck 
erzeugt, jede Blutprobe sei unverwertbar, wenn die Entnahme nicht auf 
einer richterlichen Anordnung beruhe. Die Problematik könnte sich im 
Übrigen dadurch erledigen, dass der Bund einen vom Land Niedersach-
sen eingebrachten Gesetzentwurf verabschiedet, der die Abschaffung des 
Richtervorbehalts bei Blutentnahmen zur Alkohol- und Drogenkontrolle 
im Straßenverkehr vorsieht (BR-Drucks. 615/10).

Das Gericht führt aus:

1. a) Die Verfassungsbeschwerden geben keinen Anlass, die Recht-
sprechung des BVerfG zu den aus dem Recht auf einen effektiven 
Rechtsschutz aus Art. 19 Abs. 4 GG folgenden Maßstäben für die 
Entscheidung über das Vorliegen eines Beweisverwertungsverbots 
infolge möglicherweise verfahrensfehlerhafter Blutentnahme zu 
überprüfen oder fortzuentwickeln. Danach haben die Gerichte im 
Strafprozess die Rechtmäßigkeit der Blutentnahme nicht umfas-
send nachzuprüfen, sondern nur insofern, als dies für die Entschei-
dung über das Vorliegen eines Beweisverwertungsverbots von Be-
deutung ist (vgl. BVerfG, Beschl. der 2. Kammer des Zweiten Senats 
v. 28. 7. 2008 – 2 BvR 784/08 –, juris Rn. 8 f.). Die Beurteilung der 
Frage, welche Folgen ein möglicher Verstoß gegen strafprozessuale 
Verfahrensvorschriften hat und ob hierzu ein Beweisverwertungs-
verbot zählt, obliegt in erster Linie den zuständigen Fachgerichten 
(vgl. BVerfGK 4, 283 <285>; BVerfG, Beschl. der 2. Kammer des 

Zweiten Senats v. 28. 7. 2008 – 2 BvR 784/08 –, juris Rn. 10). Inso-
fern gehen die Strafgerichte in gefestigter, willkürfreier und von den 
Bf. auch als solcher nicht angegriffener Rechtsprechung davon aus, 
dass dem Strafverfahrensrecht ein allgemein geltender Grundsatz, 
dass jeder Verstoß gegen Beweiserhebungsvorschriften ein strafpro-
zessuales Verwertungsverbot nach sich zieht, fremd ist, und dass die 
Frage jeweils nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach 
der Art des Verbots und dem Gewicht des Verstoßes unter Abwägung 
der widerstreitenden Interessen zu entscheiden ist (vgl. dazu BGHSt 
44, 243 <249>; 51, 285 <289 f.>). Die Annahme eines Verwertungs-
verbots schränkt – auch wenn die StP0 nicht auf Wahrheitserfor-
schung „um jeden Preis“ gerichtet ist – eines der wesentlichen Prin-
zipien des Strafverfahrensrechts ein, nämlich den Grundsatz, dass 
das Gericht die Wahrheit zu erforschen und dazu die Beweisauf-
nahme von Amts wegen auf alle hierfür bedeutsamen Tatsachen und 
Beweismittel zu erstrecken hat. Daran gemessen bedeutet ein Be-
weisverwertungsverbot eine Ausnahme, die nur nach ausdrückli-
cher gesetzlicher Vorschrift oder aus übergeordneten wichtigen 
Gründen im Einzelfall anzuerkennen ist. Insbesondere die willkür-
liche Annahme von Gefahr im Verzug oder das Vorliegen eines be-
sonders schwerwiegenden Fehlers können danach ein Verwertungs-
verbot nach sich ziehen. 

b) In den Ausgangsfällen haben die Gerichte das Verhalten der Er-
mittlungsbehörden an diesem Maßstab überprüft und sind somit 
ihrer Verpflichtung aus Art. 19 Abs. 4 GG gerecht geworden.

aa) Dass die strafgerichtliche Rechtsprechung davon ausgeht, eine 
fehlende Dokumentation allein führe nicht zu einem Verwertungs-
verbot (vgl. BGH, Beschl. v. 25. 4. 2007 – 1 StR 135/07 –, NStZ-RR 
2007, S. 242 <243>, unter Verweis auf BGH, Beschl. v. 13. 1. 2005 – 
1 StR 531/04 –, NStZ 2005, S. 392 <393>), ist verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden, zumal diese Rechtsprechung die Möglich-
keit offen lässt, den Dokumentationsmangel entsprechend seinem 
Gewicht im Einzelfall als Gesichtspunkt in der vorzunehmenden 
Abwägung zu berücksichtigen (vgl. BVerfG, Beschl. der 2. Kammer 
des Zweiten Senats v. 28. 7. 2008 – 2 BvR 784/08 –, juris Rn. 10). 
Ebenso wenig ist es verfassungsrechtlich bedenklich, dass das OLG 
Dresden im Verfahren des Bf. zu 1) bei der Prüfung eines Beweis-
verwertungsverbots auf den die Anordnung der Blutentnahme vor 
Ort aussprechenden Polizeibeamten abgestellt hat.

bb) Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist auch, dass das 
Fehlen eines nächtlichen richterlichen Bereitschaftsdienstes kein 
Beweisverwertungsverbot begründet. Die Rechtsprechung des 
BVerfG zur Notwendigkeit eines richterlichen Bereitschaftsdienstes 
zur Nachtzeit betrifft den in Art. 13 Abs. 2 GG verfassungsrechtlich 
verankerten Richtervorbehalt bei der Wohnungsdurchsuchung (vgl. 
BVerfGE 103, 142 <156>; BVerfGK 2, 176 <178>). Sie kann nicht 
schematisch auf den einfachrechtlichen Richtervorbehalt des § 81a 
StPO übertragen werden, der nicht als rechtsstaatlicher Mindest-
standard geboten ist (vgl. BVerfG, Beschl. der 2. Kammer des Zwei-
ten Senats v. 28. 7. 2008 – 2 BvR 784/08 –, juris Rn. 12). Selbst wenn 
das Fehlen eines nächtlichen richterlichen Bereitschaftsdienstes der 
Inanspruchnahme der Eilkompetenz entgegenstünde, folgte daraus 
von Verfassungs wegen kein Beweisverwertungsverbot. Die Straf-
gerichte können darauf verweisen, dass die handelnden Polizeibe-
amten in einem solchen Fall den Richtervorbehalt nicht willkürlich 
oder zielgerichtet umgehen.
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cc) Schließlich führt die Nichterreichbarkeit des staatsanwalt-
schaftlichen Bereitschaftsdienstes im Fall des Bf. zu 2) nicht zu 
einem verfassungsrechtlich gebotenen Beweisverwertungsverbot. 
Nach dem Wortlaut von § 81a Abs. 2 StPO sowie der Systema-
tik der Richtervorbehalte der StP0 haben sowohl die Staatsanwalt-
schaft als auch ihre Ermittlungspersonen im Sinne von § 152 GVG 
die Befugnis, eine Blutentnahme anzuordnen. Das Ergebnis einer 
polizeilich angeordneten Blutentnahme ist daher von Verfassungs 
wegen unabhängig von der Antwort auf die einfachrechtliche Frage 
verwertbar, ob und bejahendenfalls unter welchen Voraussetzungen 
die Eilkompetenz nach § 81a StPO vorrangig durch die Staatsan-
waltschaft wahrzunehmen ist (vgl. BVerfG, Beschl. der 2. Kammer 
des Zweiten Senats v. 28. 7. 2008 – 2 BvR 784/08 –, juris Rn. 10; 
BVerfG, Beschl. der 1. Kammer des Zweiten Senats v. 11. 6. 2010 – 
2 BvR 1046/08 –, juris Rn. 26).

2. Die Verfassungsbeschwerden sind auch nicht im Hinblick auf die 
Rüge anzunehmen, die Ablehnung eines Beweisverwertungsverbots 
verstoße gegen das Recht auf ein faires und rechtsstaatliches Ver-
fahren.

a) Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen sind geklärt. 
Eine Verletzung des Rechts auf ein faires Verfahren liegt erst vor, 
wenn eine Gesamtschau auf das Verfahrensrecht – auch in seiner 
Auslegung und Anwendung durch die Gerichte – ergibt, dass rechts-
staatlich zwingende Folgerungen nicht gezogen worden sind oder 
rechtsstaatlich Unverzichtbares preisgegeben wurde (vgl. BVerfGE 
57, 250 <276>; 64, 135 <145 f.>; 122, 248 <272>).
Der einfachrechtliche Richtervorbehalt des § 81a Abs. 2 StPO 
gehört nicht zum Bereich des rechtsstaatlich Unverzichtbaren. 
Das Grundgesetz enthält ausdrückliche Richtervorbehalte nur für 
Wohnungsdurchsuchungen (Art. 13 Abs. 2 GG) und Freiheitsent-
ziehungen (Art. 104 Abs. 2 Satz 1 GG), nicht aber für Eingriffe in 
die körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Sätze 1 und 3 GG). 
Auch die hohe Bedeutung des Grundrechts auf körperliche Unver-
sehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG gebietet verfassungsrecht-
lich nicht, dass die – zwingend von einem Arzt vorzunehmende – 
Blutentnahme zum Nachweis von Alkohol, Betäubungsmitteln oder 
Medikamenten im Blut nur durch einen Richter angeordnet wer-
den dürfte. Eine Blutentnahme zum Zwecke der Aufklärung eines 
Sachverhalts tastet das Grundrecht nicht in seinem Wesensgehalt 
an (vgl. BVerfGE 5, 13 <15>) und stellt auch keinen so schwerwie-
genden Eingriff dar, dass aus dem Gesichtspunkt der Eingriffstiefe 
heraus ein Richtervorbehalt zu verlangen wäre (vgl. BVerfGE 16, 
194 <200 f.>). Der Richtervorbehalt nach § 81a Abs. 2 StPO beruht 
auf einer Entscheidung des Gesetzgebers, nicht auf einer zwingen-
den verfassungsrechtlichen Vorgabe.
Dies bedeutet allerdings nicht, dass ein Verstoß gegen den Richter-
vorbehalt des § 81a Abs. 2 StPO im nachfolgenden Strafverfahren 
keine verfassungsrechtliche Bedeutung erlangen könnte. Es bleibt 
jeweils zu prüfen, ob die maßgeblichen strafrechtlichen Vorschriften 
unter Beachtung des Fairnessgrundsatzes und in objektiv vertretba-
rer Weise, also ohne Verstoß gegen das allgemeine Willkürverbot 
(Art. 3 Abs. 1 GG), ausgelegt und angewandt worden sind. 

b) Vorliegend sind keine Anhaltspunkte für eine willkürliche, den 
Fairnessgrundsatz ignorierende Handhabung der strafprozessualen 
Grundsätze über Beweisverwertungsverbote gegeben. Insbesondere 
ist es nicht willkürlich, dass im Ausgangsverfahren des Bf. zu 1) die 

rechtliche Prüfung allein das Vorgehen des die Blutentnahme un-
mittelbar anordnenden Ermittlungsbeamten in den Blick genom-
men hat.

3. Ob der in der Blutentnahme liegende Eingriff in die körperliche 
Unversehrtheit der Bf. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt, ist vorlie-
gend nicht zu prüfen, da Gegenstand der Verfassungsbeschwerden 
nicht die Anordnung der Blutentnahme, sondern die jeweilige straf-
gerichtliche Verurteilung ist. Auch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG gebietet 
nicht, im Falle eines – unterstellten – Verstoßes gegen § 81a StPO 
im Zuge einer polizeilich angeordneten Blutentnahme ein Verwer-
tungsverbot hinsichtlich der erlangten Beweismittel anzunehmen.

J.V.

Städtebaupolitik durch Bebauungsplan

(OVG Lüneburg, Urt. v. 10.08.2010 – 1 KN 218/07)

1. Die Gemeinde hat ohne weiteres die Möglichkeit, einen bereits vorlie-
genden Bebauungsplan zu ändern, um neuen Erkenntnissen zu entspre-
chen.

2. Ein Abwägungsmangel kommt bei einem Bebauungsplan nicht des-
halb in Betracht, weil die Ratsmitglieder Freikarten für den Besuch eines 
Veranstaltungsparks erhalten haben, der im Plangebiet liegt.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:
Zu 1) Jede Gemeinde ist berechtigt, einen Bebauungsplan aufzustel-
len, wenn dies erforderlich ist (§1 Abs. 3 BauGB). Welche städtebau-
lichen Ziele sich eine Gemeinde dabei setzt, liegt aber grundsätzlich 
in ihrem planerischen Ermessen. Der Gesetzgeber ermächtigt sie 
diejenige Städtebaupolitik zu betreiben, die ihren Ordnungsvorstel-
lungen entspricht. Das schließt ein, dass sie bestehende Bebauungs-
pläne überarbeiten darf. Das gilt nicht nur für eine neue inhaltliche 
Gestaltung, sondern auch für die Reparatur oder jedenfalls Moderni-
sierung von Festsetzungen, deren rechtliche Haltbarkeit oder deren 
Praktikabilität zweifelhaft geworden ist. 
Eine solche Situation kann beispielsweise vorliegen, wenn es um die 
technischen und rechtlichen Möglichkeiten des Immissionsschutzes 
durch die Festsetzung von Schallleistungspegeln geht. Die techni-
schen Regelwerke sind nämlich in den letzten Jahren verändert wor-
den. Das darf eine Gemeinde zum Anlass für eine Überarbeitung 
eines Bebauungsplanes nehmen.
Die Gemeinden dürfen auch wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische 
Ziele verfolgen, wenn sie mit den ihnen nach dem Baugesetzbuch zu 
Gebote stehenden städtebaulichen Instrumenten die Bodennutzung 
regeln und aktiv steuern. Sie dürfen deshalb auch Vorhaben für er-
forderlich halten, die mit den vorgefundenen Strukturen nichts zu 
tun haben, wenn sie sich davon städtebauliche Impulse versprechen.

Zu 2) Nachdem der Bebauungsplan beschlossen worden war, machte 
ein Planbetroffener einen Abwägungsmangel geltend. Er wies dar-
auf hin, die Ratsmitglieder hätten überwiegend Jahresfreikarten für 
einen Veranstaltungspark erhalten. Dabei stand fest, dass sich die 
Ratsmitglieder in dieser Eigenschaft weder wegen Vorteilsannahme 
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noch wegen Bestechlichkeit strafbar gemacht hatten, weil sie nicht 
Amtsträger im Sinne des Strafgesetzbuches waren.
Trotzdem lag kein Abwägungsmangel vor. Das wäre nur dann der Fall 
gewesen, wenn die Entgegennahme der Jahreskarten zweifelsfrei den 
Schluss zugelassen hätten, dass sich der Rat in seiner Planungsentschei-
dung für diese Zuwendung bedanken wollte und Gefälligkeitselemente 
die städtebaulichen Abwägungsgesichtspunkte verdrängt hätten. Das 
konnte in dem konkreten Fall deshalb nicht angenommen werden, weil 
die Höhe der Zuwendungen außerhalb jeden Verhältnisses zur Bedeu-
tung des Vorhabens stand. Zwar hatte jede Freikarte einen Wert von 
80,00 €; sie konnte auch von Dritten benutzt werden. Nach dem Urteil 
des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts entspricht es jedoch 
nicht der Lebenserfahrung, dass eine bedeutsame planerische Entschei-
dung von Zuwendungen in dieser Größenordnung entscheidend be-
einflusst werden kann. Darüber hinaus könnte berücksichtigt werden, 
dass sich die rechtliche und moralische Bewertung solcher Zuwendun-
gen gewandelt hat. Das Gericht sah in der Zutrittsberechtigung keine 
Zuwendung von solchem Gewicht, dass damit die Fehlerfreiheit der 
Abwägungsentscheidung in Frage gestellt werden konnte.

F. O.

Geschäftszimmer für Fraktionen im Rathaus

(OVG Münster, Beschl. v. 18.01.2010 – 15 B 1810/09 und Beschl.  
v. 22.01.2010 – 15 B 1797/09)

Die Fraktionen können für sich im Rathaus ein Geschäftszimmer nur in 
einer Größe beanspruchen, die ihrer Stärke entspricht.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Allgemein üblich ist es, den Fraktionen im Rathaus Geschäftszim-
mer zur Verfügung zu stellen. Jedoch findet eine solche Regelung 
nicht immer Beifall. 
So hat sich das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen mit 
einem Sachverhalt befasst, wo für eine dreiköpfige Fraktion ein Raum in 
einer Größe von 22 qm vorgesehen war. Wegen der sachkundigen Bür-
ger konnte nicht eine größere Fläche beansprucht werden, denn deren 
Tätigkeit hat nur eine ergänzende Funktion im Rahmen der Ausschuss-
arbeit. Sie werden durch ihre Bestellung „lediglich“ Mitglieder des Aus-
schusses, nicht aber auch Mitglieder des Rates oder der Ratsfraktion. 
In einem weiteren Beschluß ging es um den Raumbedarf eines Ein-
zelmandatträgers. Der Rat hatte beschlossen, dass diesem Ratsmit-
glied zur Sitzungsvorbereitung ein Pauschalbetrag in Höhe von 126 
€ pro Monat zugewähren wäre, nicht aber ein Geschäftszimmer. 
Diese Entscheidung war nicht zu beanstanden.
� F.O.

Keine Aufzeichnung und Sendung 
öffentlicher Ratssitzungen

(OVG Saarlouis, Beschl. vom 31.08.2010 – 3 B 303/10) 

Art. 5 Abs. 1 Satz GG räumt einem TV-Berichterstatter keinen gebun-
denen Anspruch darauf ein, öffentliche Sitzungen von Kommunal-

vertretungen generell mittels Videoaufzeichnung zum auschließlichen 
Zweck der Berichterstattung aufzeichnen zu dürfen.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Vorbemerkung:

Die Frage, ob Sitzungen der Kommunalvertretungen (Gemeinde- 
und Stadträte, Kreistage) öffentlich sind oder nicht, wurde bisher 
meist unter dem Aspekt betrachtet, ob die in den Sitzungen zu be-
ratenden Tagesordnungspunkte wie z. B. die Beratung über Grund-
stücks und Personalangelegenheiten oder die Vergabe von Aufträgen, 
in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung stattfinden müssen 
oder nicht. 
Die Öffentlichkeit von Sitzungen hat allerdings mittlerweile nicht 
nur Bedeutung auf den zu beratenden Gegenstand. 
Aufgrund der Tatsache, dass zwischenzeitlich Redebeiträge vom 
Mitgliedern der Kommunalvertretungen im Internet veröffentlicht 
werden, stellt sich die Frage, ob der Grundsatz der Sitzungsöffent-
lichkeit auch für die Aufzeichnung und Sendung von öffentlichen 
Sitzungen der Kommunalvertretungen gilt.

Sinn der Sitzungsöffentlichkeit

Die grundsätzliche Öffentlichkeit der Sitzungen der Kommunalver-
tretungen liegt im öffentlichen Interesse.
Die Sitzungsöffentlichkeit ist wesentliche Vorbedingung für den 
sich insbesondere in der Kommunalwahl vollziehenden Kontroll- 
und Legitimationsakt; sie hat den Sinn, dem Wahlbürger und der 
darüber hinaus interessierten Öffentlichkeit Gelegenheit zu geben, 
von den Beratungen der Vertretungskörperschaft und dem Verhal-
ten ihrer Mitglieder einen unmittelbaren Eindruck zu gewinnen, 
dadurch politische Zusammenhänge und Entscheidungsalternativen 
zu erkennen und sich auf dieser Grundlage eine eigene Meinung 
über Vorzüge und Nachteile der miteinander konkurrierenden po-
litischen Kräfte zu bilden. Daneben hat die Sitzungsöffentlichkeit 
die Aufgabe, die Anteilnahme der Bevölkerung an der Arbeit der 
Vertretungskörperschaft zu fördern und ein unzulässiges Einwir-
ken persönlicher Beziehungen, Einflüsse und Interessen auf die Be-
schlussfassung „hinter verschlossenen Türen“ zu vermeiden (OVG 
Münster, Der Städtetag 1979, 528, OVG Münster, DVBl. 1990,160; 
VGH Mannheim, Der Städtetag 1992, 391; OVG Lüneburg, OVGE 
39, 489; OVG Saarland, DÖV 1993, 964).
Die in den Gemeinde- und Landkreisordnungen enthaltenen Be-
stimmungen (für den Bereich der Gemeindeordnungen sind dies: 
§ 35 Abs. 1 Baden-Württemberg, Art. 52 Abs. 2 Bayern, § 44 Bran-
denburg, § 52 Abs. 1 Hessen, § 29 Abs. 5 Mecklenburg-Vorpommern, 
§ 45 Niedersachsen, § 48 Abs. 2 Nordrhein-Westfalen, § 35 Abs. 1 
Rheinland-Pfalz, § 40 Abs. 1 Saarland, § 37 Abs. 1 Sachsen, § 50 
Abs. 1 Sachsen-Anhalt, § 35 Abs. 1 Schleswig-Holstein, § 40 Abs. 1 
Thüringen) dass Beschlüsse der jeweiligen Vertretungskörperschaft 
grundsätzlich in öffentlicher Sitzung zu fassen sind, folgt aus dem 
Demokratieprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG, an das nach Art. 28 GG 
die Länder und Gemeinden gebunden sind.
Darüber hinaus ist das Öffentlichkeitsprinzip von Sitzungen der 
Kommunalvertretungen nicht nur im engen Zusammenhang mit 
den „Kommunikationsrechten“ der Artikel 5, 8, 9 und 17 des Grund-
gesetzes, sondern mittlerweile auch unter EU-rechtlichen Gesichts-
punkten zu betrachten.
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Nach der Verordnung der Europäischen Union zum Informations-
recht der EU-Bürger vom Mai 2001 (VO Nr. 1049, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften vom 31.05.2001, Seite 1) „ermöglicht 
Transparenz eine bessere Beteiligung der Bürger am Entscheidungs-
prozess und gewährleistet eine große Legitimität, Effizienz und Ver-
antwortung der Verwaltung gegenüber dem Bürger in einem demo-
kratischen System. Transparenz trägt zur Stärkung der Grundsätze 
der Demokratie und der Achtung der Grundrechte bei“. 

Sachverhalt 

In dem zunächst vom VG Saarlouis entschiedenen Fall untersagte 
die Oberbürgermeisterin einem privaten saarländischen Fernsehsen-
der die Aufzeichnung und Sendung einer öffentlichen Sitzung des 
Stadtrates. Beratungspunkt der Stadtratssitzung war die Einführung 
einer Bettensteuer bei Übernachtung in Hotels und anderen Her-
bergen. Der Fernsehsender hatte die Absicht, über diesen Tagesord-
nungspunkt zu berichten.
Die Oberbürgermeisterin untersagte das Aufzeichnen und das Sen-
den der Sitzung mit der Begründung, dass dies nur bei einem ein-
stimmigen Beschluss des Stadtrates möglich sei. Hieran fehlte es, 
weil ein Ratsmitglied gegen den entsprechenden Beschluss stimmte.

Die Entscheidung des VG 

Mit Beschluss vom 08.06.2010 (Az.: 11 L 502/10) hat das VG die 
Landeshauptstadt Saarbrücken in einem Eilrechtsschutzverfahren 
verpflichtet, der im Saarland zugelassenen privaten Rundfunkveran-
stalterin zu gestatten, öffentliche Sitzungen ihres Stadtrates mittels 
Videoaufzeichnungen zum ausschließlichen Zweck der Berichter-
stattung aufzuzeichnen und zu senden. 

Die Begründung des VG

Der Antragstellerin stehe ein aus dem Grundrecht der Freiheit der 
Berichterstattung durch Rundfunk herzuleitender öffentlichrecht-
licher Anspruch auf Videoaufzeichnung der Stadtratssitzungen zu 
Sendezwecken zu. Zum Schutzbereich der Rundfunkfreiheit gehöre 
die Möglichkeit, ein öffentliches Ereignis Zuhörern und Zuschauern 
akustisch und optisch in voller Länge oder in Ausschnitten, zeitgleich 
oder zeitversetzt zu übertragen. Das Grundrecht umfasse auch einen 
Anspruch gegen den Staat auf Zugang in Fällen, in denen eine im 
staatlichen Bereich liegende Informationsquelle aufgrund rechtlicher 
Vorgaben öffentlich zugänglich sei. Sitzungen des Gemeinde- bzw. 
Stadtrates seien öffentlich, also allgemein zugänglich, soweit nicht 
das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entge-
genstünden. Letzteres hat das Gericht entgegen der Auffassung der 
Landeshauptstadt nicht feststellen können. Weder könnten sich die 
Stadtratsmitglieder aufgrund ihrer Stellung als Teil der öffentlichen 
Verwaltung auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht berufen, noch 
könnten der Antragstellerin datenschutzrechtliche Bestimmungen 
entgegengehalten werden. Das Saarländische Datenschutzgesetz die-
ne nicht dem Schutz öffentlicher und öffentlich zugänglicher Stellen 
vor Presse und Rundfunk. Auch das geltend gemachte öffentliche In-
teresse an der Funktionsfähigkeit des Gemeinderates führe zu keinem 
anderen Ergebnis, weil nicht ersichtlich sei, dass der öffentlich tagende 
Stadtrat seine Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfüllen könne, wenn 
er dabei von einem privaten Rundfunksender gefilmt werde. Mit Blick 
auf die Veränderung gesellschaftlicher Strukturen (Stichwort: Infor-

mationsgesellschaft) sei es von Stadtratsmitgliedern aufgrund der 
Bedeutung ihres – selbst gewollten – Wirkens für die Öffentlichkeit 
hinzunehmen, dass Stadtratssitzungen aufgezeichnet werden.

Die Entscheidung des OVG 

Das OVG ist der Rechtsauffassung der Vorinstanz überwiegend 
nicht gefolgt.
Im Beschwerdeverfahren hat das OVG den Beschluss des VG auf-
gehoben und zugleich die Oberbürgermeisterin verpflichtet, unter 
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut über den Ge-
stattungsantrag des privaten Rundfunksenders zu entscheiden. 

Die Begründung des OVG

„Das einer privaten Rundfunkveranstalterin zustehende Grundrecht 
der Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG), so das Oberverwal-
tungsgericht in seinen Entscheidungsgründen, räume der Antrag-
stellerin aller Voraussicht nach keinen gebundenen Anspruch darauf 
ein, die öffentlichen Sitzungen eines Stadt- oder Gemeinderates 
generell mittels Videoaufzeichnung zum ausschließlichen Zwecke 
der Berichterstattung aufzeichnen zu dürfen. Dieses Grundrecht 
finde seine Grenze in der rechtmäßigen Ausübung der Befugnis-
se der Oberbürgermeisterin als der Vorsitzenden des Stadtrates im 
Rahmen ihrer Sitzungsgewalt. Allerdings stehe der Antragstellerin 
ein Anspruch darauf zu, dass über ihren Antrag ermessensfehlerfrei 
entschieden werde. 
Soweit das Gesetz die Öffentlichkeit von Sitzungen oder Verhand-
lungen von Staats- oder Verfassungsorganen anordne, genüge grund-
sätzlich die Herstellung einer Saalöffentlichkeit, bei der auch Vertre-
ter der Medien die Befugnis hätten, zuzusehen, zuzuhören und die so 
aufgenommenen Informationen mithilfe der Presse, des Rundfunks 
oder anderer elektronischer Medien zu verbreiten. Sie erfordere aber 
nicht zwingend auch die Herstellung einer Medienöffentlichkeit in 
dem Sinne, dass den Medienvertretern daneben auch der medienspe-
zifische Einsatz von Aufnahme- und Übertragungsgeräten mit dem 
Ziel der entsprechenden Verbreitung der Aufnahmen gestattet sei. 
Die in § 43 Abs. 1 KSVG geregelte Sitzungsgewalt umfasse aller 
Voraussicht nach auch im Lichte der besonderen Bedeutung des 
Grundrechts der Rundfunkfreiheit das Recht des Ratsvorsitzenden, 
eine Zulassung der Medienöffentlichkeit zu verweigern. Bei der ver-
fassungsrechtlichen Abwägung im Rahmen des § 43 KSVG könne 
allerdings nur ein konkurrierendes Rechtsgut von erheblichem Ge-
wicht den Ausschluss einer über die Saalöffentlichkeit hinausgehen-
den Medienöffentlichkeit rechtfertigen. Mit einem solchen Gewicht 
könne dem Grundrecht der Rundfunkfreiheit voraussichtlich nur 
das öffentliche Interesse an der – von Wirkungen der Medienöffent-
lichkeit unbeeinflussten – Funktionsfähigkeit des Gemeinderates 
entgegen gehalten werden. 
Gleiches gelte nicht auch für Persönlichkeits- oder Mitgliedschafts-
rechte der einzelnen Ratsmitglieder. Die Auffassung, die Ratsvorsit-
zende sei an der Zulassung der Medienöffentlichkeit bereits durch 
den Widerspruch eines einzelnen Ratsmitglieds, das sich auf subjek-
tive (Persönlichkeits- oder Mitgliedschafts-)Rechte berufe, gehin-
dert und bedürfe für eine solche Zulassung auch aus Gründen des 
Datenschutzes eines einstimmigen Ratsbeschlusses, stehe nicht im 
Einklang mit der im Hinblick auf das Grundrecht der Rundfunk-
freiheit verfassungsrechtlich gebotenen Auslegung des § 43 Abs.1 
KSVG und der daran orientierten Ausübung der Sitzungsgewalt“
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Fazit der Entscheidung des OVG

Das OVG hat zwei grundlegende Aussagen getroffen:

1.	� Das OVG hat sich der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichtes angeschlossen, wonach die oder der Sitzungsvorsitzende 
bei Abwägung aller Interessen die Rundfunkfreiheit eines Anbie-
ters beschränken darf, sofern durch seine Anwesenheit erhebliche 
Beeinträchtigungen auf die Meinungsbildung im Sitzungssaal zu 
befürchten sind (BVerwG, U. v. 03.08.1990, Az.: 7 C 14).

2.	� Ratsmitglieder sind in der Funktion als Amts- oder Funktionsträ-
ger keine Privatpersonen. Datenschutzrechtliche Bestimmungen 
gelten für sie, auch im Hinblick auf das auch für Ratsmitglieder 
geltende Persönlichkeitsrecht, nicht.

Handelt es sich bei den Kommunalvertretungen (parlamenten) 
um Verwaltungsorgane oder Parlamente?
Sowohl die Entscheidung des VG, als auch die des OVG, geben Anlass 
zu der Fragestellung, ob es sich beim Gemeinde-/Stadt- und Kreistag 
um ein Verwaltungsorgan oder ein „Kommunalparlament“ handelt.
Die Frage ist dahin gehend zu beantworten, dass, im Gegensatz 
zum Bundestag oder den Landtagen, es sich beim Gemeinde-/
Stadt- und Kreistag um kein Parlament, sondern ein Verwaltungs-
organ handelt.
Obwohl die Ratsmitglieder – ähnlich wie Bundestags- und Land-
tagsabgeordnete – nur aufgrund ihrer freien Entscheidung das Man-
dat annehmen und bei Entscheidungen nur ihrem Gewissen unter-
worfen sind, sind sie keine Parlamentarier.
Im Gegensatz zu Bundes- und Landtagsabgeordneten genießen sie 
weder Immunität (der Abgeordnete kann während seines Mandats 
wegen einer strafbaren Handlung nur mit Genehmigung des Par-
laments verfolgt und verhaftet werden, wobei das Parlament nach 
seinem Ermessen die Immunität aufheben kann) noch genießen sie 
Indemnität (der Abgeordnete kann wegen einer parlamentarischen 
Äußerung oder Abstimmung zu keiner Zeit zur Verantwortung ge-
zogen werden, ausgenommen wegen verleumderischer Beleidigun-
gen; parlamentarische Ordnungsmaßnahmen wie z. B. Ordnungsruf, 
Wortentzug, Sitzungsausschluss sind jedoch zulässig).
Darüber hinaus ist in den Gemeindeordnungen ausdrücklich ge-
regelt, dass Organe der Gemeinde der Gemeinderat und der Bür-
germeister sind. Der Gemeinderat verwaltet gemeinsam mit dem 
Bürgermeister die Verwaltung (vgl. z. B. § 28 Abs. 1 Satz 1 GemO 
Rheinland-Pfalz).
Entscheidungen des Gemeinderates sind überwiegend der Exeku-
tive (vgl. z. B. § 32 GemO Rheinland-Pfalz, § 41 GO Nordrhein-
Westfalen) und nicht wie im Bundes- oder Landtag der Legislative 
zuzuordnen.
Auch wenn die Ausübung der Rechtssetzungsbefugnis, d. h. der Erlass 
von Satzungen durch den Gemeinderat legislativen Charakter hat, 
handelt es sich um eine typische Verwaltungstätigkeit des Gemeinde-
rates. Die Gemeinden sind nur aufgrund einer ausdrücklich vom Staat 
verliehenen gesetzlichen Ermächtigung zum Erlass von Satzungen 
befugt. Delegierende Rechtsetzung ist Ausübung der vollziehenden 
Gewalt und daher dem Bereich der Verwaltung zuzuordnen (Helmut 
Lukas, Kommunalbrevier Rheinland-Pfalz 2009, S. 670). 
Die häufig gebrauchte Bezeichnung „Kommunalparlament“ ist da-
her nicht nur eine sprachliche Ungenauigkeit, sondern ausgehend 
von der Stellung und den Aufgaben des Gemeinderates inhaltlich 

unrichtig (Helmut Lukas, Kommunalbrevier Rheinland-Pfalz 2009, 
S. 671 sowie Ministerium des Innern und Kommunales NRW, unter 
www.im.nrw.de/bue/229. htm, „Zusammenarbeit von Bürgermeis-
tern und Rat in der Gemeindeverwaltung“). 
� G.T.

Landwirt gegen Gülleverbot im Bebauungsplan

(VGH München, Urt. v. 10.8.2010 – 15 N 09.859)

In einem Bebauungsplan kann nicht ohne nähere Prüfung festgesetzt 
werden, dass auf landwirtschaftlichen Flächen keine Gülle aufgebracht 
werden darf.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Die Gemeinden haben die Möglichkeit, durch einen Bebauungsplan 
zu bestimmen, ob und wie Grundstücke bebaut oder in sonstiger 
Weise genutzt werden dürfen. Die gesetzlichen Regelungen dafür 
sind im Bundesbaugesetz enthalten. Danach kommen u. a. Verbote 
und Beschränkungen für die Verwendung luftverunreinigender Ein-
satzstoffe in Frage (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB). Diese Regelung bietet 
aber keine Möglichkeit für eine beliebige Verwendung. Der Einsatz 
luftverunreinigender Stoffe kommt nur aus städtebaulichen Grün-
den in Frage. 
Bei dieser Ausgangslage hat sich der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof mit der Frage befasst, ob für eine im Bebauungsplangebiet 
liegende landwirtschaftliche Fläche höchstzulässige Geruchsim-
missionsraten festgesetzt werden dürfen. Weiter war bestimmt, dass 
das Ausbringen von Schweinegülle in diesem Gebiet unzulässig sein 
sollte. Damit waren verschieden Landwirte nicht einverstanden. Sie 
meinten, es würde jährlich nur ein zwei- bis viermaliges Ausbringen 
von Gülle in Frage kommen, was nur an wenigen Tagen Auswirkun-
gen hätte. Aus ihrer Sicht fehlte es an der Erforderlichkeit einer sol-
chen Festsetzung im Bebauungsplan. Dieser Auffassung hat sich das 
Gericht angeschlossen. Eine solche – wie die vorgenommene – Fest-
setzung ist in der Regel nur dann erforderlich im planungsrechtlichen 
Sinn, wenn ihr eine planerische Grundkonzeption zugrunde liegt. 
Pauschale Behauptungen zur Immissionssituation und die nicht 
durch Fakten abgesicherte Absicht, eine Situation zu verbessern oder 
Verschlechterungen zu vermeiden, reichen zur Begründung eines 
planungsrechtlichen Verwendungsverbots nicht aus. Eine planeri-
sche Konzeption fehlte aber. Die Festsetzung des Düngeverbots war 
eine isolierte Einzelmaßnahme, die nicht in einem Luftreinhaltungs-
konzept stand.
So war der Bebauungsplan nach der Auffassung des Gerichts un-
wirksam.
� F. O.

Vertretung des verhinderten Bürgermeisters

(VG Gießen. Beschl. v. 31.5.2010 – 8 L 1623/10)

Wenn die Gemeindeordnung bestimmt, dass der 1. Beigeordnete der Ver-
treter des Bürgermeisters bei dessen Verhinderung ist, kann der Bürger-



483DVP 11/11 · 62. Jahrgang

� Rechtsprechung

meister die gesetzliche Regelung nicht dadurch außer Kraft setzen, dass 
er durch Dienstanweisung verfügt, sein allgemeiner Vertreter wäre der 
Büroleiter.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Ein Bürgermeister hatte eine Dienstanweisung erlassen, wonach 
nicht der 1. Beigeordnete sein Vertreter wäre, sondern der Büroleiter, 
dem auch die Eingangs- und Ausgangspost vorzulegen wäre. Mit 
dieser Regelung war der 1. Beigeordnete nicht einverstanden. Er 
nahm gerichtliche Hilfe in Anspruch. 
Nach dem Beschluß des Verwaltungsgerichts Gießen bestimmte 
die maßgebliche Gemeindeordnung (§ 47 HGO), dass der 1. Bei-
geordnete der allgemeine Vertreter des Bürgermeisters ist; er sollte 
als allgemeiner Vertreter allerdings nur tätig werden, wenn der Bür-
germeister verhindert ist. Mit dieser gesetzlichen Regelung war die 
Dienstanweisung des Bürgermeisters nicht zu vereinbaren. Der Bür-
germeister griff durch die Dienstanweisung in unzulässiger Weise 
in die Rechtsstellung des allgemeinen Vertreters ein, die das Gesetz 
begründet. Dafür ist keine besondere Bestellung oder Vollmachter-
teilung erforderlich. 
Das Vertretungsrecht ist allgemein, d.h. ständig und umfassend. 
Grundsätzlich gibt es keine Einschränkung für die Vertretungsmacht 
des 1. Beigeordneten. Dieser rückt vielmehr in alle Befugnisse des 
zu vertretenden Bürgermeisters ein. Dies gilt für die Tätigkeit des 1. 
Beigeordneten nach innen und nach außen. Dafür kam aufgrund der 
Dienstanweisung des Bürgermeisters nicht der Büroleiter in Frage. 
Sonst wäre der Büroleiter faktisch der Vorgesetzte des 1. Beigeord-
neten geworden.
� F.O.

Kein Schutz vor Hochwasser durch 
die Gemeinde

(OLG Hamm, Urt. v. 28.04.2010 – 11 U 12/08)

Die gewässerunterhaltungspflichtige Gemeinde hat nicht die Pflicht, 
jederzeit einen optimalen Wasserablauf zu gewährleisten. Ein Vorfluter 
ist ausreichend dimensioniert, wenn er Hochwasser abführen kann, das 
etwa alle 5 bis 10 Jahre vorkommt.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Das Wasserrecht definiert nicht, welche Pflichten derjenige hat, der 
für ein Gewässer unterhaltungspflichtig ist. Jedenfalls geht die Pflicht 
nicht dahin, jederzeit einen optimalen Wasserablauf zu gewährleis-
ten und dauerhaft die Böschung der Gräben von jedem Bewuchs und 
von Ablagerungen in der Sohle freizuhalten. Die Pflichten für den 
Unterhaltungspflichtigen beschränken sich auf die Erhaltung eines 
ordnungsgemäßen Zustands für den Wasserabfluss, wobei es genügt, 
dass das dem Graben nach den gegebenen örtlichen Verhältnissen 
gewöhnlich zufließende Wasser ungehindert und gefahrlos abflie-
ßen kann. Abflusshindernisse sind zu beseitigen, wobei es nicht von 

Bedeutung ist, ob sie auf natürlichem Wege oder durch sonstige Ein-
wirkung entstanden sind.
Generell ist davon auszugehen, dass ein Vorfluter ausreichend di-
mensioniert ist, wenn er Hochwasser abführen kann, das alle 5 bis 
10 Jahre vorkommt. Schon aus Kostengründen ist es nicht erforder-
lich, eine größere Aufnahmekapazität des Grabens herbeizuführen. 
Ohnehin ist die Vergrößerung eines Vorfluters bedenklich, weil da-
durch ein beschleunigter Abfluss in andere Regionen erfolgt, so dass 
dort eine erhöhte Hochwassergefahr entsteht.
In dem konkreten Fall war in dem Graben eine Verunkrautung vor-
handen gewesen, die die Ablaufleistung um bis zu einem Drittel he-
rabgesetzt hatte. Es fehlten aber jegliche Anhaltspunkte dafür, dass 
durch die Verunkrautung des Vorfluters und einer daraus folgenden 
Verlangsamung des Abwasserabflusses eine Gefahr für die benach-
barten Grundstücke bestand. Der Vorfluter war noch wenige Tage 
zuvor in der Lage gewesen. Hochwasser in einer Menge abzuführen, 
die nur alle zehn Jahre vorkommt. Tatsächlich hatte das Hochwasser 
aber eine Stärke erreicht, wie sie nur alle 30 bis 40 Jahre vorkommt. 
Für ein daraus resultierendes Hochwasser musste der neben dem Feld 
verlaufende Vorfluter nicht ausgelegt sein.
� F. O.

Schadensersatz wegen Mobbing

(BAG, Urt. v. 28.10.2010 – 8 AZR 546/09)

Mobbing ist kein Rechtsbegriff und damit auch keine Anspruchsgrund-
lage für Schadensersatzansprüche des Arbeitnehmers. Es muss jeweils 
geprüft werden, ob der in Anspruch Genommene arbeitsrechtliche 
Pflichten, ein absolutes Recht des Arbeitnehmers i.S.d. § 823 Abs. 1 BGB 
oder ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB verletzt oder eine sitten-
widrige Schädigung i.S.d. § 826 BGB begangen hat.

(nichtamtlicher Leitsatz)

Sachverhalt

Mobbing ist ein Phänomen, das sowohl in der gesellschaftlichen als 
auch in der juristischen Diskussion seit einigen Jahren verstärkt ins 
Blickfeld gerät. Abgeleitet wird der Begriff von dem englischen Verb 
„to mob“, das sich mit „jemanden anpöbeln“ oder „über jemanden 
herfallen“ übersetzen lässt. In der Rechtswissenschaft wird dieser 
schwer zu definierende Begriff zumeist als Beschreibung für das sys-
tematische Anfeinden oder Schikanieren von Arbeitnehmern unter-
einander oder durch Vorgesetzte verwandt.
In dem vom BAG zu entscheidenden Fall stritten die Parteien um 
Schadensersatzforderungen wegen Mobbings. Der Kläger; der als 
stellvertretender Leiter eines Landeskriminalamts tätig war, machte 
geltend, dass es in verschiedenen Konfliktsituationen zu Verletzun-
gen seines Persönlichkeitsrechts gekommen sei. So hatte sein Vorge-
setzter in einer auch für Dritte einsehbaren Handakte einen seiner 
Berichte handschriftlich damit kommentiert, dass er das Thema ver-
fehlt und die Ausarbeitung auch noch zu spät vorgelegt habe.
Sowohl das Arbeitsgericht als auch das Landesarbeitsgericht hatten 
die Klage abgewiesen. Die Richter des LAG sahen in dem hand-
schriftlichen Vermerk des Vorgesetzten zwar einen deutlich perso-
nenbezogenen Schwerpunkt, da der Eindruck einer Beurteilung der 
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persönlichen Leistung des Klägers vermittelt werde, die mit einer 
sachlichen Beurteilung des Berichts nicht mehr zu tun habe. Es sei je-
doch aus dem Erfahrungshorizont des Gerichts heraus festzuhalten, 
dass es heute nicht ungewöhnlich ist, dass Vorgesetzte sich im Rah-
men ihrer Vermerke auf Berichten von Untergebenen auch solche 
ins Persönliche gehende Bemerkungen erlauben. Daher komme mit 
dem Vermerk auch keine Sonderbehandlung gegenüber dem Kläger 
zum Ausdruck.

Entscheidung

Das BAG hat das landesarbeitsgerichtliche Urteil wegen eines Ver-
stoßes gegen § 139 ZPO, der den Kläger in seinem Anspruch auf 
rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) verletzt habe, aufgehoben. 
Die obersten Arbeitsrichter führten an, dass das LAG zur Begrün-
dung seiner Rechtsauffassung u.a. auf seinen eigenen Erfahrungs-
horizont rekurriert habe, ohne dies in der mündlichen Verhandlung 
darzulegen. Es hat dadurch nach Auffassung der Erfurter Richter 
dem Kläger die Möglichkeit genommen, sich damit auseinanderzu-
setzen und diesen Erfahrungshorizont gegebenenfalls zu widerlegen.
In der Sache selbst konnte das BAG wegen fehlender Tatsachen-
feststellungen nicht entscheiden und hat daher den Fall an das LAG 
zurückverwiesen (§ 563 Abs. 3 ZPO). Der 8. Senat hat jedoch die 
Gelegenheit genutzt, seine bereits in früheren Entscheidungen aus-
geführten Grundsätze zu den Voraussetzungen eines Schadenser-
satzanspruchs wegen Mobbings darzulegen und zu konkretisieren.
Das Gericht hebt zunächst hervor, dass „Mobbing“ kein Rechtsbegriff 
und damit auch keine mit einer Rechtsnorm vergleichbare selbstän-
dige Anspruchsgrundlage für Ansprüche eines Arbeitnehmers gegen 
seinen Arbeitgeber oder gegen Vorgesetzte bzw. Arbeitskollegen ist. 
Macht ein Arbeitnehmer konkrete Ansprüche wegen Mobbings gel-
tend, muss jeweils geprüft werden, ob der in Anspruch Genommene 
in den vom Kläger genannten Einzelfällen arbeitsrechtliche Pflich-
ten, ein absolutes Recht des Arbeitnehmers i.S.d. § 823 Abs. 1 BGB 
oder ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB verletzt oder eine 
sittenwidrige Schädigung i.S.d. § 826 BGB begangen hat.
In diesem Zusammenhang sei zu beachten, dass es Fälle gibt, in 
denen die einzelnen Handlungen oder Verhaltensweisen für sich 
allein betrachtet noch keine Rechtsverletzungen darstellen, eine 
Gesamtschau jedoch zu einer Vertrags- oder Rechtsgutsverletzung 
führt, weil deren Zusammenfassung wegen der ihnen zugrunde 
liegenden Systematik und Zielrichtung zu einer Beeinträchtigung 
eines geschützten Rechtes des Arbeitnehmers führt. Dies sei ins-
besondere dann der Fall, wenn unerwünschte Verhaltensweisen 
bezwecken oder bewirken, dass die Würde des Arbeitnehmers ver-
letzt und ein durch Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes 
Umfeld geschaffen wird. Da ein Umfeld grundsätzlich nicht durch 
ein einmaliges, sondern durch ein fortdauerndes Verhalten entsteht, 
sind nach Auffassung des BAG stets alle Handlungen bzw. Verhal-
tensweisen in die Betrachtung mit einzubeziehen.
Die obersten Arbeitsrichter haben zudem darauf hingewiesen, dass 
der Arbeitgeber, im konkreten Fall das beklagte Land, bestimmte 
Fürsorge- und Schutzpflichten wahrzunehmen hat. Nach §  241 
Abs. 2 BGB erwachsen jeder Vertragspartei aus einem Schuldver-
hältnis nicht nur Leistungs-, sondern auch Verhaltenspflichten zur 
Rücksichtnahme und zum Schutz der Rechte, Rechtsgüter und Inte-
ressen des anderen Teils. Dies verbiete auch die Herabwürdigung und 
Missachtung eines Arbeitnehmers. Er habe einen Anspruch darauf, 

dass auf sein Wohl und seine berechtigten Interessen Rücksicht ge-
nommen wird, dass er vor Gesundheitsgefahren, auch psychischer 
Art, geschützt wird und dass er keinem Verhalten ausgesetzt wird, 
das bezweckt oder bewirkt, dass seine Würde verletzt und ein von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigun-
gen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

Bedeutung

Wie bereits in früheren Entscheidungen betonen die Erfurter Rich-
ter zu Recht, dass Mobbing kein rechtliches Phänomen ist, sondern 
vielmehr eine tatsächliche Erscheinung, die juristisch zu würdigen 
ist. Dementsprechend ist nicht alles, was in der gesellschaftlichen 
Diskussion als Mobbing bezeichnet wird, auch von juristischer, d.h. 
insbesondere arbeits- und schadensrechtlicher Relevanz (vgl. BAG, 
Urteil vom 16.05.2007 – 8 AZR 709/06).
Für die Frage, ob Schadensersatzansprüche wegen Mobbings gel-
tend gemacht werden können, kommt es allein darauf an, ob arbeits-
vertragliche Pflichten verletzt wurden oder ein deliktsrechtlicher 
Anspruch nach den §§ 823 ff BGB besteht. Die Besonderheit liegt 
darin, dass nicht eine einzelne, abgrenzbare Handlung, sondern die 
Zusammenfassung mehrerer Einzelakte in einem Prozess zu einer 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts oder der Gesundheit des be-
troffenen Arbeitnehmers führen können. Die Zusammenfassung der 
einzelnen Verhaltensweisen zu einem juristisch relevanten Gesamt-
verhalten erfolgt nach der Rechtsprechung des BAG, wenn dadurch 
Rechte und Rechtsgüter des betroffenen Arbeitnehmers systema-
tisch und zielgerichtet beeinträchtigt werden (vgl. BAG Urteil vom 
16.05.2007 – 8 AZR 709/06).
Für die Personalpraxis ist von besonderer Bedeutung, dass den Ar-
beitgeber auch die Pflicht trifft, seine Arbeitnehmer vor so genann-
tem Mobbing durch Kollegen oder Vorgesetzte zu schützen. Das 
Gericht hat jedoch insofern bereits frühzeitig darauf hingewiesen, 
dass der Umgang von Arbeitnehmern untereinander und mit Vor-
gesetzten im Arbeitsalltag zwangsläufig mit Konflikten verbunden 
ist. Vor diesem Hintergrund dürfen an Inhalt und Reichweite dieser 
Schutzpflicht keine überspannten Anforderungen gestellt werden. 
So ist der Arbeitgeber nicht verpflichtet, bei Meinungsverschieden-
heiten zwischen Arbeitnehmern und Vorgesetzten über Sachfragen 
einzugreifen. Dies gilt nach Auffassung der obersten Arbeitsrichter 
auch, wenn der Ton der Auseinandersetzung die Ebene der Sach-
lichkeit im Einzelfall verlassen sollte, sich aber im Rahmen des im 
Arbeitsleben sozial Üblichen bewegt. Weisungen von Vorgesetzten, 
die sich im Rahmen des Direktionsrechts bewegen und denen sich 
keine eindeutig schikanöse Tendenz entnehmen lässt, stellen nur 
in den seltensten Fällen eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
dar. Gleiches gilt grundsätzlich auch für Weisungen, die zwar den 
Rahmen des Direktionsrechts überschreiten, denen jedoch sachlich 
nachvollziehbare Erwägungen zugrunde liegen (vgl. BAG Urteil vom 
16.05.2007 – 8 AZR 709/06).
� A.D.
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Sadler, VwVG.VwZG, 8.  Aufl. 2011, 768 Seiten, geb., € 69,95, C. F. Müller,  
ISBN 978-3-8114-3638-1

Nur ein Jahr ist seit der Vorauflage verstrichen. Anlass für die Neubearbeitung war ins-
besondere das Gesetz zur Regelung von De-Mail-Diensten und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 28. April 2011. Das Gesetz hat die elektronische Zustellung erweitert, 
allerdings auch neue Probleme geschaffen (s. im Einzelnen die Erläuterungen zu den 
§§ 2, 5, 5a und 9 VwZG). Darüber hinaus waren auch neue Entscheidungen der Gerich-
te einzuarbeiten. 
Wie gewohnt, d. h. zuverlässig und praxisnah erläutert der Kommentator (auch) die  
– z. T. recht komplizierten – Regelungen des Verwaltungsvollstreckungs- und Verwal-
tungszustellungsrechts. Nicht nur Bundesbehörden werden den Kommentar zu Rate 
ziehen. Der Kommentator hat stets die landesrechtlichen Vorschriften und Besonderhei-
ten in die Kommentierung einbezogen. Schließlich ist die landesrechtliche Rspr.  
– die die Anwendung in der Praxis prägt – in (über-)reichlichem Umfange mit einbezo-
gen. Die umfassende Berücksichtigung des Landesrechts ist angesichts der Zersplitterung 
der Rechtslage nicht einfach. Der Hinweis, dass in Nordrhein-Westfalen nicht zwingend 
die Kassen der Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände für die Vollstreckung wegen 
Geldforderungen zuständig sind (s. § 2 Abs. 1 Nr. 2 VwVG NRW, anders die Darstellung 
bei § 4 VwVG Rdnr. 18), sollte daher nicht als kleinliche Kritik verstanden werden.
Sehr nützlich für die Verwaltungspraxis sind die im Anhang abgedruckten (zahlrei-
chen) Muster (schreiben), die sich mit verschiedenen Konstellationen des (gestreckten) 
Verwaltungsvollstreckungsverfahrens befassen.

Fazit: Der „Sadler“ ist nach wie vor ein hervorragendes Hilfsmittel für die Bearbeitung 
von Rechtsproblemen im Bereich des Verwaltungsvollstreckungs- und Verwaltungszu-
stellungsrechts. 
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Luber, Schelter, Deutsches Sozialrecht, Textsammlung, 278. Ergänzungslieferung, 
Stand 1. September 2011, € 161,00, Verlag R. S. Schulz, Starnberg

Kopp/Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, 12. Aufl. 2011, 1738 Seiten, in Leinen 
€ 59, 00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-61299-2

Nur ein Jahr liegt zwischen der aktuellen und der Vorauflage. Der Kommentar ist um-
fangmäßig nur gering gewachsen (rd. 50 Seiten), erfreulicherweise gilt das auch für den 
Preis. Schwerpunkte der Neubearbeitung sind u. a. Neuerungen im europäischen Ver-
waltungsverfahrensrecht, zudem sind Erfahrungen mit den Regelungen in Umsetzung 
der Dienstleistungsrichtlinie (§§ 71a-e, 42a) in die Darstellung eingeflossen. Aktu-
alisiert wurden ferner die Erläuterungen zu den praktisch bedeutsamen und ausbil-
dungsrelevanten Bestimmungen über die Aufhebung von Verwaltungsakten (§§ 48 ff.). 
Mustergültig wird herausgearbeitet, wie die europarechtlichen Vorgaben die Anwen-
dung dieser Normen beeinflussen, insbesondere im Hinblick auf den Grundsatz des 
Vertrauensschutzes bei europarechtswidrigen Subventionen. 
Wie nicht anders erwartet sind Rechtsprechung und Literatur auf dem Bearbeitungs-
stand Februar 2011 ausgewertet worden.

Fazit: Für alle, die Rechtsfragen auf dem Gebiet des Verwaltungsverfahrensrechts zu 
bearbeiten haben, bleibt der „Kopp/Ramsauer“ ein unentbehrlicher Ratgeber!
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld


